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Ausstieg aus Käfighaltung
Im Oktober wird entschieden: Werden Hennen 
weiter zum Vorteil der Eierindustrie in Käfigen 
vegetieren? Die Käfiglobby führt angebliche 
Umweltbelastung und Arbeitsplatzverluste als 
Argumente an. Doch die Schweiz hat schon 
1992 vorgemacht, wie artgerechte Haltung 
und heimische Produktion zusammenpassen. 
Seite 3,10 und 20

Zukunft Mifchquote
Brisante Studie der FAL empfiehlt Ausstieg aus 
sogenanntem „Wachstumshemmer" Milchquo­
te. Stärkere Absenkung der Milchpreise und 
nur Teilausgleiche über Milch- und Grünland­
prämien sollen Milchseen verhindern. Seite 8.

S c h w e r p u n k t  Ö k o m a r k t

Biosiegel, und nun?
Von Seiten des Ökolandbaus wird das neue 
Biosiegel begrüßt. Auf die Bio-Verbände 
kommt nun viel Arbeit zu. Wie werden sie bei 
Verbrauchern werben, dass ihr Verband und 
ihre Marke besser ist als die anderen? Welche 
Verbesserungen an den Regeln der Verbände 
und der EU stehen an, um im wachsenden 
Markt Skandale zu verhindern? Seite 12

Bio ist nicht gleich Bio!
Die Ankündigung Renate Künasts, sich in der 
EU für ein Ende der Betriebsteilungen einzuset­
zen, hilft Biobauern gegen billigere Erzeuger 
noch nicht weiter. Worin sich die Richtlinien 
der Öko-Verbände von der EU-Bio-Verordnung 
unterscheiden und was das für die Bauern 
heißt auf der Seite 13

B e w e g u n g

Noch kein Urteil zum Nachbau
Im Prozess der IG Nachbau vor dem Bundesge­
richtshof lassen sich die Richter bis zur Urteils­
verkündigung Zeit. Erst im November wird 
über die Auskunftspflicht entschieden. Seite 5

Landlose in Brasilien
ln Brasilien hat die Landlosenbewegung MST 
an Gewicht gewonnen. Vor den Wahlen 
musste sogar der brasilianische Präsident 
ihre Erfolge erwähnen. Seite 11

weitere Themen:
Aktionen in Allgäu und Frankreich Seite 2 
und 4, MKS in Britannien Seite 15, Funkes 
Auftritt Seite7, Biodiesel Seite 16, Ein Ziegen­
hof Seite 14, Hunger und Handel Seite 18, 
Modellregionen Seite 17 und vieles mehr
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D,Deutschland steht fest an der Seite 
seines angegriffenen Freundes: „Schulterschluss“, „Bündnis­

fall“, „uneingeschränkte Solidarität“, „volle Rückenstärkung“ ist 
aus allen politischen Rohren zu vernehmen. Komische Worte fal­
len aus Regierungsmunde: „Jetzt sind wir alle Amerikaner“. Wie 
das? Wie kann sich z.B. ein deutscher 30 ha Bauer plötzlich zu 

einem amerikanischen 300 ha Agrarmanager verwandeln? Es 
meint: Wir können uns hineinversetzen in die gedemütigte ame­

rikanische Seele. Können wir das? Ist verständlich, wie die 
US-Amerikaner sich fühlen? Vielleicht kann mir dann jemand er­

klären, warum die US-Gesellschaft jetzt so laut nach Vergeltung
ruft, während wir eher vor Kriegs­

angst erstarren. Ich möchte auch z.B. 
verstehen, warum sich keiner in den 

USA die Frage stellt: „Warum werden 
eigentlich immer nur wir angegrif­

fen?“ Hat das wohlmöglich was mit 
dem amerikanischen Auftreten in der 
Welt zu tun? Erstaunlicherweise erle­

be ich das ziemlich einheitlich, egal 
ob es um Agrar- oder Klimaverhand­
lungen geht, um Handelsfragen, Rü­
stung oder Patente: Überall verhan­

delt die US-Regierung aus einer Position der Stärke heraus, 
spielt ihre Überlegenheit aus, reizt voll die Karte ihrer schnöden 
materiellen Eigeninteressen. Auf internationalem Parkett scheut 
sich die US-Regierung nicht, „ugly“ zu sein. In Sachen Globali­
sierung ist sie Hardliner. Damit sollen wir jetzt plötzlich solida­

risch sein? Unsere Regierung will jetzt auch so verhandeln? 
Oder noch schlimmer: Wir schwenken jetzt voll auf US-Positio-

nen ein und geben un­
sere eigenen Anliegen 
als Europäer auf. Das 
fürwahr wären keine 

guten Nachrichten. 
Die Flugzeugattacken 

treffen voll das Herz 
eines offenen, libera­

len Geistes. Alle Gespräche unserer Regierung mit den Organisa­
tionen der Zivilbevölkerung wurden erst einmal aufs Eis gelegt. 
Die anstehenden internationalen Konferenzen, wie z.B. Welter- 

nährungsgipfel oder WTO-Ministerratstagung werden einer 
Überprüfung unterzogen. Der Westen mag jetzt nicht verhan­

deln. Er ist voll mit dem Ausbau seiner inneren Sicherheit und 
der Vorbereitung seines Gegenschlags beschäftigt. Krieg gegen 

islamischen Fundamentalismus schwächt bei Sachauseinander­
setzungen mit den Staaten des Südens die westlichen Verhand­

lungspositionen. Deswegen lieber keine internationale Treffen im
Moment.

In Blitzeseile legte Finanzminister Eichel 3 Mrd. DM hin für die 
innere Sicherheit. Wie musste Frau Künast um den Zusatzetat 

von 300 Mio. DM für ihre Agrarwende betteln. Bleierne Zeiten 
legen sich über diese unsere Republik, ob nun mit Krieg oder mit 
eingebildetem Terrorismus. Das ist nicht die Stunde der Reform, 

der leisen Töne, wie z.B. Agrarwende. Die Zeit der Scharfma­
cher ist gekommen. Auch über unsere Felder werden die Falken 

ihre Kreise ziehen. BSE-Krise ist schließlich kein Flugzeugan­
griff, und das kollektive Gedächtnis reicht über eine Krise nicht 
hinaus. Der Angriff auf das World Trade Center war ein Volltref­

fer auf unsere Verhandlungsposition bei der World Trade Organi­
sation. Wieder wird die EU den gleichen Fehler machen, wie bei 

der Uruguay Runde: Sie wird primär nur mit den USA über 
Agrarliberalisierung verhandeln und zu Kreuze kriechen, denn 

Schulterschluss ist angesagt. Während die eigentlichen Verbün­
deten unserer nichthandelbezogenen Anliegen, die Entwick­

lungsländer, sehen müssen, wo sie bleiben.
Rudolf Buntzel-Cano, 

Beauftragter für Weltemährungsfragen und Vertreter des Evangelischen 
Entwicklungsdienstes bei der Bundesregierung. D er Kommentar gibt die

persönliche Meinung des Autors wieder

K o m m e n t a r

Deutschland 
im Spätsommer

Europa in der Rmdfleischkrise
Die CP in Frankreich fordert Mindestpreis und Einkommensbeihilfe

Bauern bleiben! -  das wollen die krisen­
geschüttelten Rinderhalter in Frank­

reich -  und wieder ein Einkommen erwirt­
schaften. Denn nach den Einbrüchen auf 
dem europäischen Rindfleischmarkt wer­
den die Here unter Produktionskosten ver­
kauft. So hat die Confederation Paysanne 
(CP), Frankreichs mächtige Agraroppositi- 
on, nun die Rinderhalter mobilisiert. Am 
13. September wollten sie in Paris demon­
strieren, was wegen der Terroranschläge in 
den USA jedoch abgesagt wurde. Regionale 
Gruppen der CP versammelten sich am 24. 
September auf den Höhen des Zentral­
massivs. Denn gerade in den Bergregionen 
wird die zunehmende Aufgabe landwirt­
schaftlicher Betriebe verbunden mit Ent­
völkerung des ländlichen Raumes gefürch­
tet. Von der französischen Regierung for­

dert die CP folgende Sofortmaßnahmen 
zur Eindämmung der Krise:
-  einen Krisen-Festpreis, unter dem kein 
Tier legal verkauft werden darf (eine der­
artige Regelung war von Regierung und 
Parlament bereits im Januar 2001 zurück­
gewiesen worden)
-  eine direkte Einkommensbeihilfe, die 
den kleinen und mittleren Betrieben zu­
gute kommt und den Arbeitskräfteauf­
wand berücksichtigt.
Denn wenn nichts unternommen werde, 
so die CP, werden Tausende Betriebe das 
Jahr 2002 nicht überstehen. Schuld daran 
trage die Futtermittelindustrie und eine 
EU-Agrarpolitik, die das Höfesterben or­
ganisiere. Zur Rettung der Betriebe hält 
die CP eine Reform der EU-Agrarpolitik 
für unabdingbar. we

Was wäre Europas Kulturlandschaft ohne Rinder? Foto: Erdmanski-Sasse

Umorientierung 
der US-Agrarpolitik

Noch vor Beginn der neuen Verhand­
lungsrunde in der WTO über die 

Landwirtschaft haben die USA einen 
neuen Kurs in der Landwirtschaftsförde- 
rung eingeschlagen. In dem Gesetzent­
wurf zur Ausweitung der staatlichen 
Stützung für die Landwirtschaft werden 
die direkten Marktstützungen angeho­
ben. Die niedrigen Mindestpreise, die 
nicht einkommenssichemd sind, sollen 
-beibehalten und dafür die produktions­
unabhängigen Direktzahlungen ausge­
weitet werden. Zusätzlich werden anti­
zyklische Zahlungen eingeführt, die 
umso höher ausfalien je geringer der 
Marktpreis, korrigiert um die Direktzah­
lungen, ausfällt. Eine Obergrenze für 
staatliche Stützungen wird beibehalten, 
mit unterschiedlicher Höhe für Direkt- 
und antizyklischen Zahlungen. Die 
Agrarumweltprogramme, die von Flä­

chenstillegung bis zur Wiesenerhaltung 
reichen, werden deutlich aufgestockt. 
Aber auch die Exportförderung be­
kommt neue Mittel.
Die Zustimmung für den Gesetzentwurf 
im Repräsentantenhaus scheint sicher, 
gebe er den Landwirten doch Planungssi­
cherheit. Franz Fischler, EU-Agrarkom- 
missar, stellte unterschiedliche Entwick­
lungen der Agrarpolitik in den USA und 
der EU fest: Die EU bemühe sich ihre 
Agrarausgaben zu reduzieren, während 
die USA deutlich aufstocke.
Wenig Gegenliebe wird die Neuorientie­
rung bei den anderen Agrar-Exportnatio- 
nen finden, weder bei den Freihandels­
staaten wie Chile oder Neuseeland noch 
bei finanzschwachen Staaten, die auf 
Agrarexporte angewiesen sind. Für die 
WTO-Verhandlungen enthält das neue 
US-Gesetz genügend Reizthemen. ms
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Weg damit!
Die Lobby der Eierindustrie kämpft gegen die neue Legehennenverordnung. Aber an ihren Argumenten gegen die Einführung

von artgerechten Ställen für Hennen ist wenig daran.

Sand, Nest und Bademöglichkeit. 
Was so an verspäteten Sommerur­

laub und Entspannung erinnert, sind 
um Zentimeter umstrittene Teile der 
künftigen Hennenhaltung. Statt um 
Entspannung, geht es um die Neuaus­
richtung der Eierproduktion, um 
Marktanteile -  und um das Wohlbefin­
den der Hennen.
Mit der neuen Hennenhaltungsverord- 
nung hat Verbraucher- und Landwirt­
schaftministerin Renate Künast begon­
nen einen Pflock einzuschlagen. Nicht 
die Machbarkeit oder wirtschaftliche 
Vorteile für die Eierindustrie stehen im 
Mittelpunkt sondern die Henne. Im 
Gegensatz zu ihrem Vorgänger Funke, 
hat Renate Künast das Urteil des Bun­
desverfassungsgericht vom 6. Juli 1999 
emstgenommen: kein tierschutzrecht­
liches Minimalprogramm für die Lege­
hennenverordnung. Keine enge Orien­
tierung an der EU-Richtlinie zur Hen­
nenhaltung, die ohnehin bis Anfang.
2002 umgesetzt werden muss, was von 
den Kritikern der Verordnung immer 
unterschlagen wird. Renate Künast hat 
mit ihrem Verordnungsvorschlag die 
Spielräume der EU-Richtlinie ausge­
schöpft und drängt damit die deutsche 
Hennenhaltung in eine Vorreiterrolle 
für artgerechte Eierproduktion.

zu emotional
Doch die Eierindustrie hat eine starke 
Lobby. Zu emotional sei die Betrach­
tungsweise moderner Tierhaltungssys- ■ 
teme, so Wilhelm Niemeyer, Präsident 
des niedersächsischen Landvolkver­
bandes. Denn die ausgestalteten Käfi­
ge entsprächen den Bedürfnissen der 
Hühner. In sechs Forschungsprojekten 
mit gestalteten Käfigen soll bewiesen 
werden, dass Käfige das Beste für Tier­
gesundheit, Hennenhalter und Ver­
braucher sind.
Doch für die Hühner stimmt das nicht. 
Sie können im ausgestalteten Käfig 
trotz Nest und Sandbad zuviel nicht. 
Der Nutztierethologe Detlef Fölsch der 
Gh Kassel hat in einem Gutachten für 
die hessiche Tierschutzbeaufragte vie­
le Mängel zusammengetragen: 
Geringfügig mehr Platz lässt Hennen 
im Käfig weiterhin keine Möglichkeit 
zu laufen, zu flattern, sich zurückzu­
ziehen oder gar zu fliegen. Bei Ausein­
andersetzungen in den ausgestalteten 
Käfigen, jetzt auch Kleingruppenhal- 
tung genannt, können die Hennen we­
der ausweichen, da der Platz zu gering 
ist, noch sich auf höhere Stangen flüch­
ten.

Ein Hühnerauslauf muss weder eine Umweltbelastuhg noch eine rein rechnerische Nachweis­
fläche sein wie auf dem Biohof des Schweizer Roman Abt zu sehen ist. Foto: Abt

Auch bei einer Nahrungsaufnahme, die 
den Bedürfnissen der Hühner ent­
spricht, bietet der ausgestaltete Käfig 
keine Lösung. Hühner bevorzugen 6s 
nun mal nicht ein paar Körner von ei­
nem vorbeilaufendem Band zu picken, 
sondern eine langandauemde Suche 
und das Zerkleinern der Nahrung als 
Beschäftigung. Und wenn es nur in den 
Nestern eine Einstreu gibt, werden 
Hühner sie zum Scharren und Sandba­
den benutzen, wodurch die Eier ver­
schmutzen und beschädigt werden 
können. Die ausgestalteten Käfige für 
Kleingruppen bieten Hennen nicht die 
Möglichkeit ein Nest auszuwählen 
oder das Nest, selbst auszubauen, 
Sandbäder werden nur von einem Teil 
der Hennen angenommen, manche 
„baden“ dennoch weiter auf dem 
Drahtboden, worunter das Gefieder 
und die Füße leiden.
Und auch der Entscheidung des Bun­
desverfassungsgerichts, dass Hennen 
gleichzeitig ungestört Ruhen und Fres­
sen können, werden die ausgestalteten 
Käfige nicht gerecht. Ein Bierdeckel 
mehr Platz bleibt hinter den Vorgaben 
aus Karlsruhe deutlich zurück (s. Bau­
ernstimme Juni 2001).

zu wenig Möglichkeiten
Ein Sandbad und ein Nest sind besser 
als bloße Käfige, doch die sind seit dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
als tierquälerisch abqualifiziert und da­
mit als Vergleich für eine Verbesserung 
ungeeignet. Im Käfig, ob ausgestaltet, 
Appartement oder Kleingruppe ge­
nannt, haben die Tiere einiges, was sie 
brauchen. Berücksichtigt werden muss 
aber auch, ob sie das auch nutzen (kön­
nen). Käfige machen durch die Ein­

schränkungen des Verhaltens die Tiere 
krank, die Knochenverformen sich, die 
Tiere picken sich gegenseitig a n , ...

zu politisch
Manche der Kritiker der neuen Verord­
nung scheinen sie kaum gelesen zu ha­
ben. Konrad Keller, Landwirtschafts­
minister von Sachsen-Anhalt, hält ein 
„generelles Verbot ausgestalteter Volie­
ren für nicht gerechtfertigt“. Davon ist 
in der Verordnung auch nicht die Rede, 
eine Voliere ist kein Käfig. Im Gegen­
teil, gerade die Volierenhaltung soll 
vorangetrieben werden. Ferner lehnt 
Keller gegenüber Agra Europe das ein­
seitige Verfolgen politischer Ziele von 
Renate Künast ab. Welche anderen 
Aufgabe haben denn Politiker in seinen 
Augen? Keller scheint auch nicht wis­
sen zu wollen, dass die Produktions­
kosten für Eier sich in ausgestälteten 
Käfigen kaum von denen in Volieren 
unterscheiden, (s. auch Seite 10).

zu gute Alternativen
Niedersachen als eines der Zentren der 
Eierproduktion hat auch die Umwelt­
freundlichkeit von Käfigen entdeckt. 
Wolfgang Jüttner, niedersächsischer 
Umweltminister, befürchtet gar eine 
hochgradige Grundwassergefährdung, 
Ammoniakbelastungen der Luft, wenn 
alle Hennen im Freiland gehalten wür­
den. Doch auch davon ist im Entwurf 
nicht die Rede: Volieren, Bodenhaltung 
und Freilandhaltung sind die ange­
strebten Haltungsformen 
Dass es bei der Freilandhaltung von 
Hennen Schwierigkeiten gibt, ist unbe­
stritten. Allein das rechnerischen An­
gebot von soundsoviel Quadratmetern 
Platz heißt nicht, dass alle Hennen ihn

auch nützen. Doch im Unterschied 
zum Käfig, können Probleme in der 
Freilandhaltung verbessert werden: 
Mobile Ställe, Gestaltung des Auslaufs 
durch Bäume, wechselnde Flächen, um 
den Krankheitsdruck zu senken. Dann 
können Hühner den Auslauf nutzen, 
zerstören keine Grasnarbe, und der 
Kot konzentriert sich nicht an wenigen 
Punkten. Ähnliches gilt auch für Pro­
bleme in der Bodenhaltung.

Pflock wackelt noch
Doch die Chancen für den Entwurf ste­
hen auf der Kippe. Renate Künast kann 
sich kaum auf die Zustimmung der 
SPD-regierten Länder verlassen. Auch 
Bundesländer, die sich für die Klage am 
Bundesverfassungsgericht gegen die 
alte Verordnung eingesetzt hatten, wie 
Hessen, Niedersachsen und Mecklen­
burg-Vorpommern, zaudern jetzt bei 
der Zustimmung.
Doch in Niedersachsen tauchen in der 
ablehnenden Front von Umwelt- und 
Landwirtschaftsministerium erste Ris­
se auf. Die Position Hamburgs nach 
der Wahl ist unklar. In Bayern werden 
die Stimmen mit Vorbehalten gegen die 
Käfighaltung lauter. An welchen Punk­
ten -  außer vielleicht den Übergangs­
fristen -  Renate Künast den Ländern 
entgegenkommen will, ist noch offen. 
Der Deutsche Tierschutzbund beginnt 
eine Kampagne in den Bundesländern, 
die gegen die neue Verordnung stim­
men sollen.

Neue Hennenhalter?
Ob sich durch den Einstieg in eine tier­
gerechtere Hennenhaltung auch wie­
der Chancen für bäuerliche Erzeuger 
bieten, ist umstritten. Zu stark ist die 
Konzentration in der Eierindustrie 
fortgeschritten. Doch für einige Bau­
ern und Bäuerinnen werden Eier aus 
artgerechter Haltung weiterhin eine 
gute Einkommensquelle sein. Dass die 
Anforderungen an die Betreuung der 
Hennen und an die Stallgestaltung so 
hoch sind, spricht auch dafür.
Weg damit! So kurz ist die Position zu 
der Käfighaltung von Hennen zusam­
menzufassen. Ob als erweitert, ausge­
staltet oder gar als Appartement be­
zeichnet bleibt der Käfig doch ein Kä­
fig. Und auf winziger Fläche einge­
sperrt kann keine Henne, Nest hin oder 
her, Scharren, Fliegen, Picken, Sand­
baden sich mit Futtersuche beschäfti­
gen,..... Das schließt der Käfig nun mal
aus. ms
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Herbizidskandal
Viel W irbel hat die unsachgemäße Anwendung eines Vorauflaufmittels 

für Raps in Ostvorpommern verursacht. Ein M itarbeiter der Peeneland 
Agrar GmbH hatte das Herbizid Brasan bei zu starkem W ind auf rund 

800 ha in zu großer Entfernung zum Boden gespritzt. In den nächsten 
Tagen klagten Anwohner des inmitten der Rapsfelder gelegenen Ortes 
Pulow über Atemwegsbeschwerden. Pflanzen in den Hausgärten und 

auf den Feldern eines Öko-Kräuterbetriebes zeigten Schädigungen. In­
zwischen rät das Pflanzenschutzamt den Einwohner ab, ihr Obst und—  I 

Gemüse zu verzehren, dieser Empfehlung schließt sich auch der Herbi­
zidhersteller Syngenta an. Ebenso w ill sich das Am t dafür einsetzen, 

dass Brasan von der Liste der zugelassenen Herbizide gestrichen wird. 
Auch Landwirtschaftsminister Backhaus w ill schärfere Kontrollen. Bras- 

sans Giftigkeit ist schließlich irreversibel eingestuft. 
Dem geschädigten Öko-Kräuterbetrieb droht neben dem Ernteverlust 
der Melisse eine Verzögerung der Öko-Anerkennung beim Anbäuver- 

band Gäa. M itglieder der Bürgerinitiative Ökologische Gemeinde Pulow 
können nur noch zynisch feststellen, dass die Peeneland Agrar GmbH für 

ihren abgetrennten Biopark- Schafbetrieb auch noch Ökoförderung 
kassieren, ms
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Am Scheideweg

Protest gegen Agrarfabrik
Gegen den Bau einer agrarindüstriellen Anlage 

für 16.000 Mastschweine in Sietzsch (an der 
Grenze zwischen Sachsen-Anhalt und Sach­
sen) haben kürzlich etwa 2.000 Bürger der 
umgebenden Gemeinden demonstriert. Sie 

wehren sich nicht nur gegen die Missachtung 
des Tierschutzes, sondern auch gegen den 

Verlust von Arbeitsplätzen in einer benachbar­
ten Großbäckerei. Drei Bürgerinitiativen for­

dern -  mit Unterstützung der örtlichen Landrä­
te - die Verhinderung des Projekts durch die 

Politik, z.B. durch ein Raumordnungsverfahren. 
Die Investoren, offenbar die Betreiber der Sau- 
enzuchtanlage SAZA GmbH in Großkayna (mit 

6.500 Sauen, 25.000 Aufzuchtplätzen und 
27.000 Mastplätzen) wollen 28.000 Kubikme­
ter Gülle quer durch die Stadt Halle auf Felder 

bei Schafstädt transportieren, en

•ind Schlachtkühe bald wertlose Über­
bleibsel?« fragt Hans Foldenauer, Vor­

sitzender des Krisenstab e.V im Allgäu. Die- 
ser hatte am 20. September 20 Kühe auftrei­
ben lassen. Diese Anzahl muss ein Bauer 
heute verkaufen, um sich ein neues Mäh­
werk zu leisten. Vor 20 Jahren reichte schon 
der Erlös von zwei bis drei Schlachtkühen. 
Und die Kostenschere bewegt sich weiter 
auseinander. Dabei sind die Preise für Rind­
fleisch an der Ladentheke um 10 bis 20 % ge­
stiegen, gleichzeitig erhält der Landwirt rund 
20 bis 30% weniger als vor einem Jahr-eine 
Entwicklung, die bereits seit zwölf Jahren an­
hält und schnurgerade in das Schließen der

Hoftore führt, so der Krisenstab.
Und er nennt die Profiteuie dieser Situati­
on: Schlacht- und Fleischhandelsgroß- 
konzemewiez.B. Südfleisch oderMoksel. 
Größenwahn und Missmanagement 
haben bei den Großkonzemen Schulden­
berge angehäuft, die nun auf dem Rücken 
der Bauern abgetragen werden sollen. 
Eine wahre Goldgräberstimmung in den 
90er Jahren verbunden mit staatlichen 
Fördergeldem von über 1 Mrd. DM habe 
Schlachtkapazitäten geschaffen, die nicht 
annähernd ausgelastet werden konnten. 
Wildes Fusionieren schaffte Monopolstel­
lungen, denen bäuerliche Erzeugerge­

meinschaften 
machtlos gegen­
überstehen. Der 
Krisenstab fordert 
daher kartellrecht­
liche Unterbin­
dung weiterer Fu­
sionen, Entfilzung 
von Großindustrie 
und Bauemver- 
bandslobby, Ein­
halt den weltwei­
ten Viehimporten 
bzw. gleiche Stan­
dards bei den Hal­
tungsbedingungen 
und eine sofortige 
Anhebung der Er­
zeugerpreise für 
Schlachtvieh.

Auf die missliche Lage der Rinderhalter machte der Krisenstab mit dieser Aktion zum Preisverfall aufmerksam. Foto: Hummel w e

Politische Erklärung der AbL zu den Terroranschlägen in den USA:

Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft (AbL) verurteilt 
den brutalen, menschenverachtenden 

Terroranschlag auf Amerika und empfin­
det tiefes Mitgefühl für die Opfer der 
amerikanischen Bevölkerung. Der grau­
same Mord an Tausenden von unschuldi­
gen Menschen verlangt eine gerechte Be­
strafung der Täter. Es ist notwendig, die 
Täter -  wenn es sein muss auch mit mili­
tärischen Mitteln -  dingfest zu machen, 
um sie für ihre Verbrechen vor dem Inter­
nationalen Gerichtshof zur Verantwor­
tung zu ziehen. Die Tat muss gesühnt 
werden, auch um das dahinterstehende 
terroristische Potenzial zu brechen. Bei 
allem Schmerz über die grausame Tat 
gilt es jetzt dennoch Besonnenheit in 
der Reaktion zu zeigen. Nicht militäri­
sche Maßnahmen werden die viel­
schichtigen Probleme lösen können. 
Die Leistungen einer demokratischen, 
zivilisierten Welt liegen nicht in der 
Konsequenz, Auge um Auge -  Zahn um 
Zahn“. Wir brauchen keinen Rachefeld- 
zug, um dann so weiter zu machen wie

bisher. Wir müssen über den Tag hinaus 
dazu beitragen, die Spirale der Gewalt 
zurück zu drehen und uns um Verstän­
digung und Frieden zwischen den Völ­
kern und den Menschen bemühen. Die­
ser schreckliche Terrorakt verlangt, 
inne zu halten, nach Ursachsen zu for­
schen und die Frage aufzuwerfen, wie 
wir weiter leben werden. Hierüber müs­
sen wir kritisch nachdenken und bereit 
sein, offen Fehlentwicklungen in den 
letzten Jahrzehnten zu korrigieren. 
Fundamentalismus und Terrorismus 
werden häufig genährt und von interes­
sierter Seite geschürt durch Armut, 
Hunger und Demütigung. Sie sind in 
keinster Weise eine Rechtfertigung für 
den Terrorismus. Es ist aber längst Auf­
gabe aller politisch Verantwortlichen, 
die immer weiter auseinander klaffende 
Schere zwischen Arm und Reich zu 
schließen. Mehr noch: Die elementaren 
Forderungen der Länder des Südens, 
z.B. das Recht der Völker sich selbst zu 
ernähren und das Recht auf Land müs­
sen ernst genommen werden. Die Un­

terstützung von mafiosen korrupten Re­
gierungen, die die eigene Bevölkerung 
unterdrücken, muss aufhören. Die ge- 
dumpten Nahrungsmittelexporte sei­
tens der USA und der EU in die Länder 
des Südens stützen oft die korrupten 
Regime im Süden und zerstörenTOein- 
bauemexistenzen. Die klassische Auf­
teilung zwischen Nord und Süd, in der 
die Länder des Südens für die Bereit­
stellung billigster Rohstoffe im Interes­
se der internationalen Konzerne ausge­
beutet werden, ist ein gefährlicher Bu­
merang für die westliche Welt. Land­
flucht und Hunger sorgen für Flücht­
lingsbewegungen in die Ballungszen­
tren und für sozialen Sprengstoff. Wer 
mit Globalisierung und Liberalisierung 
nur die Steigerung der Gewinnraten im 
Kopf hat und wem Börsenkurse sowie 
Devisenspekulationen wichtiger sind 
als Menschenleben in Würde, der 
nimmt die Zerbrechlichkeit von Syste­
men in Kauf, die ein freies Leben in der 
Welt bedrohen. Unser gemeinsamer Bei­
trag kann nur begrenzt sein, aber es ist

unsere Aufgabe, ihn zu leisten: Die 
Menschenrechte als höchstes Gut 
achten. Solidarische Beziehungen 
zu den Ländern des Südens ernst 
nehmen und die politischen Rah­
menbedingungen für einen welt­
weit fairen Handel und faire Wirt­
schaftsbeziehungen zu legen! Um 
dies politisch zu realisieren, müs­
sen Exportsubventionen abge­
schafft werden und müssen die ver­
antwortlichen Politiker dieser Welt 
bereit sein, die Politik der WTO und 
die internationale Agrarpolitik auf 
den kritischen Prüfstand zu stellen 
und zu demokratisieren. Unsere in­
ternationalen Bündnisorganisatio­
nen CPE -  Coordination Paysanne 
Europeenne ( Dachverband der eu­
ropäischen Bauemopposition) und 
Via Campesina (Weltweiter Zu­
sammenschluss der Kleinbauem- 
bewegung) werden diesen Prozess 
aktiv unterstützen.
Abl.-Presseerklärung vom 14. Septem­
ber 2001
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Bundesgerichtshof braucht noch Bedenkzeit
Die Nachbau-Verhandlung in Karlsruhe endet zunächst offen.

So etwas haben wir hier noch nicht ge­
habt“, staunt die Frau von der Sicher­

heitskontrolle des Bundesgerichtshofes 
(BGH) in Karlsruhe immer wieder. „Die 
Verhandlung ist ja extra schon in einen 
größeren Saal verlegt worden, aber Ich 
glaube, der reicht immer noch nicht.“ Die 
rund 60 Bäuerinnen und Bauern, die meis­
ten Mitglieder der deutschen Interessen­
gemeinschaft gegen die Nachbaugesetze 
und Nachbaugebühren, aber auch jeweils 
zwei Vertreter französischer und belgi­
scher Widerstandsorganisationen gegen 
die Nachbaugebühren, fanden schließlich 
doch noch alle einen Platz im Saal am Ver­
handlungstag zur Auskunftspflicht in Sa­
chen Nachbau vor dem höchsten deut­
schen Zivilgericht. In dem eher wie ein 
Höchsicherheitsgefängnis denn einem 
Justizpalast anmutenden Gebäude wur­
den sie dann Zeugen einer spannenden; 
aber von der Stimmungslage des Gerichts 
her nur schwer einzuschätzen­
den Verhandlung. Der Vorsitzen­
de Richter betonte, es sei nur 
scheinbar nicht möglich den 
deutschen Gesetzestext anders 
als das Land- und Oberlandesge­
richt Braunschweig auszulegen 
(beide hatten gesagt: nur wer 
Nachbau national geschützter 
Sorten betreibt, ist zur Auskunft 
verpflichtet). Man müsse auch, 
so seine Auffassung, die Haken 
einer solchen Auslegung, wie die 
Praktikabilität der Umsetzung 
und die Disharmonie gegenüber 
dem Umgang mit EU-geschütz­
ten Sorten, beachten. Alles in al­
lem gelte es „die Interessen der 
Züchter wie auch die der Land­
wirte angemessen zu berücksich­
tigen.“

Rechtlose Züchter
Die Anwältin der Saatgut-Treu- 
handverwaltungs GmbH ver­
suchte dem Senat in den roten 
Roben klarzumachen, dass bei ei­

ner Bestätigung der Urteile jener vorran- 
gegangenen Instanzen die „Sortenschutz- 
irihaber praktisch rechtlos gestellt wären“, 
sprich keine legale Handhabe hätten, den 
Bäuerinnen und BaUem Nachbau nachzu­
weisen. Schließlich sei „das Herausreißen 
von z. B. Kartoffelpflanzen aus einem 
Acker zum Zweck einer Genanalyse ja 
Hausfriedensbruch“, betonte die Anwäl­
tin. Ohne die „hunderte Millionen“ an 
Nachbaugebühren, die die Züchter ein­
nehmen möchten, würde „die Entwick­
lung neuer Sorten gestoppt“, sie wäre 
„wirtschaftlich nicht mehr interessant.“ 
Dass die Pflanzenzüchter sich nicht in der 
Lage sehen, den Bäuerinnen und Bauern 
tatsächlich Nachbau nachzuweisen, ist 
für die Interessengemeinschaft gegen die 
Nachbaugesetze und Nachbaugebühren 
nicht nachvollziehbar. Ihr vor dem hohen 
Gericht zugelassener Anwalt, Dr. Brendel 
machte deutlich, dass alle ähnlich ange­

Ob zumindest ein Teil des Saatguts in bäuerlicher Hand 
bleibt, verkündet der Bundesgerichtshof erst am 13. No­
vember. Foto: Schievelbein

legten Schutzrechte, wie das Patent- oder 
Urheberrecht eben genauso funktionie­
ren, dass die jeweiligen Rechtsinhaber mit 
einer Schutzorganisation etwaigen Verlet­
zern ihrer Rechte diese Tatbestände nach- 
weisen müssen. Außerdem könne man 
sich doch auch Alternativen zur derzeiti­
gen Erhebungsweise der Nachbaugebüh­
ren vorstellen. „Letztlich wollen die Pflan­
zenzüchter die Kosten für die Organisati­
on des Schutzes ihrer Rechte auf die Land­
wirte abwälzen“, mutmaßte Brendel. In 
dem Zusammenhang brachte er die Stel­
lungnahme der EU-Kommission ins Spiel, 
die mittlerweile auch eine so weit gehende 
Auskunftspflicht wie von der STV einge­
fordert, für „unverhältnismäßig“ hält.
Der hohe Senat ging unentschieden aus 
der Versammlung und verkündete, entge­
gen der gängigen Praxis nicht schon einige 
Stunden später das Urteil, sondern will 
sich damit noch bis zum 13.11. Zeit las­
sen. Das ist sicherlich ein deutliches Zei­
chen dafür, dass die Rechtslage eben doch 
nicht so einfach ist, wie STV und Bauern­
verband immer glauben machen wollen.

Politisch eingreifen
In der folgenden Versammlung der Inter­
essengemeinschaft machte IG-Rechtsan- 
walt Matthias Miersch noch einmal deut­
lich, dass die gerichtliche Auseinanderset­
zung zwar sehr wichtig und das Erreichen 
des BGH ein großer Erfolg sei, letztlich 
ausräumen ließen sich die Nachbauge­
bühren aber nur auf politischer Ebene. 
Dem pflichtete der AbL-Vorsitzende 
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf 
bei. Man müsse die Aufmerksamkeit, die 
durch so ein Verfahren vor dem höchsten 
deutschen Gericht erlangt weide, benut­
zen, um die politischen Veränderungen in 
Gang zu setzen. Schließlich, so entwarf 
IG-Patentanwalt Rolf Wilhelm als Zu­
kunftsbild, seien die Nachbaugebühren 
nur der Anfang von Entwicklungen, die 
die Landwirtschaft immer abhängiger von 
Macht und Einfluss großer Saatgut- und 
Chemiekonzeme mache. cs

Hochkonzentriert
Seit mehreren Jahrzehnten 
beobachtet die kanadische 
Nichtregierungsorganisati- 
on RAFI die Konzentratio­
nen der Agrarmultis. In ih­
rem aktuellen Bericht weist 
sie darauf hin, dass im Jahr
2000 allein in den drei 
Staaten Kanada, USA und 
Argentinien 98 %  aller 
Gentechpflanzen weltweit 
angebaut wurden. Drei­
viertel der Gentechpflan­
zen hatten die gleiche 

' Eigenschaft: Herbizid-Tole- 
ranz. Und 94 %  des ange­
bauten Gentechsaatguts 
kam vom Unternehmen 
Pharmacia (Monsanto).

Direkt mit den Züchtern
T  Tngeachtet aller gerichtlichen Entwick­
l e  lungen sendet die Saatgut-Treuhand- 
verwaltungs GmbH (STV) dieser Tage 
wieder einmal stapelweise Papier aus. Die 
Nachbauerklärung für das Wirtschaftsjahr 
2000/01 möchte sie von möglichst vielen 
Bäuerinnen und Bauern ausgefüllt zu­
rückbekommen. Dafür dass es immer we­
nigerwerden, setzt sich dagegen die Inter­
essengemeinschaft gegen die Nachbauge­

setze und Nachbaugebühren ein. Dabei 
kommt ihr ausgerechnet ein neu eingefüg­
ter Absatz im Anschreiben der STV zur 
Hilfe. „Es wird ausdrücklich darauf hinge­
wiesen“, heißt es da, „dass es jedem Land­
wirt freisteht, den/die betreffenden Züch­
ter auch direkt zu kontaktieren und 
ihm/ihnen individuelle Vereinbarungen 
über die Art des Nachbaus und die ver­
langte Nachbaugebühr vorzuschlagen.“

Es ist genau das Vorgehen, das die IG 
immer schon grundsätzlich zahlungs­
willigen Bäuerinnen und Bauern gera­
ten hatte, und was die Züchter bisher 
immer mit dem Hinweis auf die Zu­
ständigkeit der STV abgewimmelt hat­
ten. Möglichst viele Angeschriebene 
sollten nun erst recht von dieser Mög­
lichkeit gebrauch machen, wenn sie 
denn Auskünfte geben wollen. cs
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Arbeitnehmer gegen Druck von 
Weidehof/Tönnies

Gegen die Arbeitsverhältnisse im Weidemark-Fleischwarenbetrieb (Tön- 
nies-Schachtereigruppe) im oldenburgischen Sögel demonstrierte kürz­
lich die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten. Vorsitzender Möl­

lenberg und Betriebsrat prangerten die Aushebelung der Arbeitszeit- 
und Lohntarife durch den Einsatz von Leiharbeitern und von osteuropäi­

schen Kontingentarbeitern an, deren Notsituation man ausnutze. Laut 
Gewerkschaftszeitung „Einigkeit" forderten die Arbeitnehmervertreter 

von der Tönnies-Gruppe die Beendigung des „unmenschlichen Betriebs­
klimas" und des ständigen Drucks gegen Betriebsräte sowie die Einbe­

ziehung aller Arbeitnehmer in die Tarifregelungen, en

Bestandsbuch wird zur Pflicht
Ab dem 24. September müssen Bauern und Tierärzte ein Bestandbuch 

führen. Darin werden sowohl die Abgabe von Arzneimitteln durch Tier­
ärzte als auch jede Behandlung an Tieren festgehalten, die für den Ver­
zehr bestimmt sind. Damit wird dokumentiert welches Tier an welchem 

Tag mit was behandelt wird. Bisher war nur die Abgabe von Arzneien zu
dokumentieren, ms

Flächenvergabe 
korrigieren

Auf der Landwirtschaftsmesse MELA 
in Mecklenburg-Vorpommern for­

derte Jörg Gerke, 
AbL-Landessprecher, die ungerechte 
Praxis beim Verkauf der Treuhandflä­
chen (BW G ) zu korrigieren: „Nur für 

rund 30 Prozent der BWG-Flächen 
in Mecklenburg-Vorpommern sirfd 

Anträge auf verbilligten Verkauf ge­
stellt worden. Von den ca. 120.000 

ha haben 800 Großbetriebe
100.000 ha beantragt." Diese Zah­
len verdeutlichen das Ausmaß der 

Wettbewerbsverzerrungen. 
Die Ankündigung, dass Ökobetriebe 
bei der Vergabe von Bundesflächen 

in Zukunft bevorzugt werden, sei 
ein Schritt in die richtige Richtung, 

so Jörg Gerke. Auf der Ebene der EU 
sei es Ziel eine parlamentarische In­
itiative zu starten die Flächenverga­

be zu überprüfen, ms

Das zweite Zeichen wächst
Die Wirtschaft organisiert ein Zeichen für konventionelles Fleisch

Die Kriterien des zweiten Zeichens sind niedrig. Foto: Erdmanski-Sasse

Auf einer Anhörung des Bundesland- 
wirtschaftsministeriums (BMVEL) 

Ende August wurde vor allem die Struktur 
vorgestellt, die das Zeichen für konventio­
nell erzeugte Lebensmittel organisieren 
und in den Markt bringen soll. In dieser 
Struktur taucht das Ministerium bzw. der 
Staat nicht auf. Damit ist klar: das zweite 
Zeichen (neben dem Öko-Zeichen) wird 
nicht vom Staat, sondern von der Wirt­
schaft organisiert. Lediglich die Kontrolle 
der Eigenkontrolle soll vom Staat über­
nommen werden.
Offen blieb in der Anhörung die Frage, 
welche Kriterien eingehalten werden müs­

sen, um das Zei­
chen nutzen zu 
können und wel­
chen Einfluss 
das Ministerium 
auf die Ausge­
staltung der Kri­
terien nehmen 
kann.
Zur Organisati­
on und Vergabe 
des Zeichens ha­
ben sich sechs 
Wirtschaftsver­
bände bzw. -ak- 
teure auf die 
Gründung einer 
Gesellschaft mit 
dem Namen 
„Qualitätspart­
nerschaft Le­
bensmittel“ ge­
einigt. Gesell­

schafter der GmbH mit gleichen Anteilen 
sollen sein: Futtermittelwirtschaft, Deut­
scher Bauernverband, Schlachtwirt­
schaft, Fleischverarbeitung, Lebensmit­
telhandel sowie die CMA (Centrale Mar­
keting-Gesellschaft der deutschen Agrar­
wirtschaft).
Die ersten fünf Gesellschafter, also alle bis 
auf die CMA, bestimmen in einem Krite­
rienbeirat die Ausgestaltung der Kriterien. 
Aufgabe der CMA, die eigentlich auch den 
Bereich der Kontrolle übernehmen wollte, 
ist lediglich die Zeichenvergabe sowie die 
Bewerbung des Zeichens.
Was die Kriterien selbst angeht, so sollen 
sie „etwas über den gesetzlich festgelegten 
Standards“ liegen. Das Ministerium er­
hofft sich, dass die Kriterien im Laufe der 
Zeit angehoben werden. Ein Mitarbeiter 
sprach von einem „dynamischen Niveau“ 
der Kriterien, das fortlaufend überprüft 
werden solle.
Die Vertreter/innen von Umwelt-, Tier­
schutz-, Verbraucher- und Landwirt­
schaftsverbänden kritisierten vor allem 
das absehbar geringe Niveau der Zei­
chen-Standards. Sie warnten davor, mit 
dem Zeichen Erwartungen der Verbrau­
cher etwa nach Beachtung des Tier- und 
Umweltschutzes zu wecken, die aber in 
Wirklichkeit gar nicht erfüllt werden. Be­
mängelt wurde auch, dass die Verbände an 
der Erarbeitung der Kriterien bislang 
nicht beteiligt worden sind.
Für den 2. Oktober hat nun Ministerin 
Künast eine Reihe von Verbandspräsiden­
ten aus der Wirtschaft zu einem Gespräch 
über das Zeichen eingeladen. uj

Krebsmaus-Patent neuverhandelt
Fast zehn Jahre nach der Erteilung des Patents für die Krebsmaus, dem 

ersten Patent auf ein Säugetier, ̂ teht eine Entscheidung über die Ein­
sprüche am Europäischen Patentamt in München an. Die Initiative ,,Kein 

Patent auf Leben" nennt die Geschichte des Krebsmauspatents einen
einzigen Skandal:

1992 wurde das Patent im Widerspruch zum geltenden Europäischen 
Patentübereinkommen erteilt, nachdem es vorher von dem gleichen Amt 

in Wegen des Patentübereinkommens zurückgewiesen worden war.
1999 wurde die Auslegung des Patentübereinkommens ohne ausrei­

chende Grundlage im Sinne der Biopatentrichtlinie geändert. 2000 stell­
te das Amt wegen personeller Veränderungen der Einspruchskammer 
fest, dass die Verhandlungen über die Krebsmaus wiederholt werden 

müsse. Die Neuverhandlung findet vom 6. bis 8 November im Patentamt
in München statt.

Eckpunkte-Katalog verabschiedet
Das Aktionsbündnis Ökolandbau, ein loses Dach für über 30 Organisa­

tionen, hat seine Eckpunkte in einer Broschüre „Agrarpolitische M aß­
nahmen zur Ausweitung der Ökologischen Landwirtschaft" veröffent­

licht. Sie reichen von verbessertem Dialog unter den Akteuren bis zu For­
derungen nach einer Berücksichtigung der Interessen des Ökolandbaus 

in der Tier- und Pflanzenzüchtung. Ebenso werden konkrete Ansätze zur 
Fördermaßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe und Marktstrukturgesetz

vorgestellt.
Die Broschüre ist beim Aktionsbündnis Ökolandbau, Kirchplatz 1, 37249 

Eichenberg, Fax: 05542-999068 zu beziehen.

Länder rütteln an Modulation
Bundesländer wollen, dass der Bund mehr zahlt als vereinbart

Nachdem sich vor der Sommerpause 
Bundesministerin Renate Künast und 

die Mehrheit der Länderminister/innen auf 
die Einführung der Modulation in Deutsch­
land ab dem Jahr 2003 geeinigt hatten, rüt­
telt die Bundesländer-Mehrheit nun wieder 
an der Modulation, darunter auch SPD-ge- 
führte Länder wie Rheinland-Pfalz, Nieder­
sachsen, Mecklenburg-Vorpommern und 
Schleswig-Holstein. Streitpunkt ist an­
scheinend das Geld.
Die informelle Einigung im Juni sah vor, 
dass ab 2003 die Direktzahlungen (allge­
meine Tier- und Flächenprämien) ober­
halb eines kürzungsfreien Prämienbetra­
ges von 20.000 DM/Betrieb um 2 % ge­
kürzt werden. Um die einbehaltenen Mit­
tel im Land halten und z.B. für Agrarum- 
weltprogramme einsetzen zu können,

schreibt die EU-Verordnung die Zugabe 
nationaler Kofinanzierungsmittel vor. Ge­
plant ist, die Mittel innerhalb der Gemein­
schaftsaufgabe Agrarstruktur und Küs­
tenschutz einzusetzen, deren Programme 
zu 60 % vom Bund und zu 40 % von den 
Ländern finanziert werden.
Diesen festgelegten Schlüssel wollen die 
genannten Bundesländer nun für die Pro­
gramme verlassen, die mit Modulations- 
geldem finanziert werden sollen. Statt 40 
% wollen sie nur 20 % zahlen. Die 20 % 
Streitmasse entsprechen laut Angaben des 
Bundesministeriums nur 12 Millionen 
DM. Der Betrag lässt vermuten, dass an­
dere als Haushaltsargumente im Spiel 
sind. Die Modulation zu Fall bringen wird 
das nach Einschätzung von Verhandlungs- 
teilnehmem aber nicht. uj
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Kein bisschen weise
Karl-Heinz,Funkes Auftritt auf dem Landesbauerntag in Schleswig-Hofstein

Da war ich aber mal gespannt, als 
ich im Schleswig-Holsteiner Bau­

ernblatt die Ankündigung des Landes­
bauerntag 2001 sah. Als Hauptredner 
stand Karl-Heinz Funke auf dem Pro­
gramm; er sollte zur Zukunft der Land­
wirtschaft sprechen.

„Der hat Zeit"
Schleswig-Holsteins Landwirtschafts­
ministerin Ingrid Franzen soll dazu ge­
sagt haben: „Der hat Zeit“. Meine ers­
ten Gedanken waren: Hat der Bauern­
verband -  hat Funke gar selbst nicht 
mitgekriegt, dass er nicht mehr in Amt 
und Würden ist, dass er zurücktreten 
musste, und zwar schon im Januar und 
zwar wegen politischen Versagens bei 
der Bekämpfung von BSE?
Dann guckte ich genauer. In der An­
kündigung stand: Bundeslandwirt-' 
schaftsminister a.D.. Es handelte sich 
also nicht um einen politischen Irrtum; 
der Bauernverband wusste also, dass 
Funke nicht mehr Minister ist. Mein 
Interesse war geweckt -  was hat dieser 
Mann zu sagen? Wie wird er mit der 
Bitterkeit der Bäuerinnen und Bauern 
umgehen, für deren miese Situation er 
große Mitverantwortung trägt. Was 
werden sie ihm zurufen, die Rinder- 
mäster, die Milchviehhalter? Und was 
wird er sagen zu seiner politischen 
Schuld?

Funke ganz dreist. v
Die Stimmung im Saal überrascht 
mich doch sehr. Proppevoll ist es, die 
Bauern sind in gespannter Erwartung. 
Dann begrüßt Schleswig-Holsteins 
Bauernverbandspräsident Otto-Diet- 
rich Steensen „den bisher letzten und 
echten Landwirtschaftsminister der

Bundesrepublik“. Und es gibt Applaus! 
Applaus für Funke. Warmer Beifall für 
ihn, wie für einen großen Staatsmann, 
als er ans Podium tritt.
Und gut gelaunt und zu allerlei jovialen 
Späßen aufgelegt, beginnt Funke seine 
gut anderthalbstündige Rede. Lang­
weilig ist sie nicht, eher aufregend. Der 
Mann ist dreist, denke ich immer wie­
der. Nicht mit einem Halbsatz geht er 
auf seine politische Vergangenheit ein! 
BSE -  nie gehört, offenbar. Stattdessen 
verfährt er nach der altbekannten Wei­
se -  „Schlimmer als mein Vorgänger 
kann nur meine Nachfolgerin sein“.

..  verdammt Agrarwende . . .
Im Verlauf seiner Rede geht Funke auf 
einige Punkte der Agrarwende ein, die 
er größtenteils in Bausch und Bogen 
verdammt. Moderate Töne allein bei 
der Modulation, die er nicht gänzlich 
ablehnt. Aber sonst: Ökolandbau? 
„Die größten Zuwachsraten gab es in 
meiner Amtszeit“. Regionale Vermark­
tung: „Wie soll Südniedersachsen bei 
300 % Schweinefleischversorgungs- 
grad bitteschön regional vermarkten? 
Wie sollen Metropolregionen aus der 
Region versorgt werden?“. Hennenhal- 
tungskäfigverbot? „Bei Freilandhal- 
tung wird Bodenbelastung höher, der 
Einsatz von Medikamenten wird 
höher, und die Landwirtschaft wird die 
benötigten Eiermengen nicht mehr zur 
Verfügung stellen können.“ Begren­
zung der Tiertransporte auf vier Stun­
den? „Wissen Sie, wenn es mir gut 
geht, wenn ich mit einer hübschen jun­
gen Frau auf den Rücksitzen eines en­
gen Wagens eingesperrt bin und wir 
uns nett unterhalten, dann ist die Stre­
cke von Kiel nach München gar nicht

so lang, und wenn ich dann in Fahrt 
bin, dann können wir auch gerne gleich 
zurückfahren!“ Außerdem, so Funke, 
seien die großen Schlachthöfe im Os­
ten schon jetzt nicht ausgelastet, und 
die Fahrt dorthin dauere nun mal oft 
länger als vier Stunden.
Nebenbei schürt er noch ein paar Ent­
eignungsängste („Diktaturen enteig­
nen immer zuerst das Land, um die 
Menschen zu entwurzeln.“) und 
drischt auf Vegetarier ein („Vegetarier 
leben nicht länger, es kommt ihnen nur 
länger vor“). Der neuen Ministerin 
warf er vor, die Bauern zu „Prügelkna­
ben der Nation“ zu machen und vor­
handene Stimmungen gegen die Land­
wirtschaft nicht zu mäßigen, sondern 
zu verstärken.
Bauern, Agrarwirtschaft und Wissen­
schaft rief er auf, weiterzumachen mit 
der Aufklärung. Die Welt brauche 
hochtechnische Landwirtschaft, denn 
diese sei umweltschonend, und ange­
sichts der wachsenden Weltbevölke­
rung müsse die Landwirtschaft an den 
klassischen Agrarstandorten (Nord­
amerika, Südamerika, Zentraleuropa, 
Australien und Neuseeland) intensi­
viert werden; Veredelung müsse nicht 
bekämpft, sondern gefördert werden. 
Insgesamt startete Funke -  oft unter­
brochen von Beifall, Gejohle und Ge­
lächter -  einen Rundumschlag gegen 
die neue Agrarpolitik, die offensicht­
lich den Nerv eines 
Großteils der anwe­
senden Bauern traf, 
während viele andere 
genervt, enttäuscht 
oder empört den Saal 
verließen.

. .  . und erntet Beifall
Am Ende gab es viel Beifall für Funke, 
während ich wild entschlossen war, 
jetzt endlich aus dem Bauernverband 
auszutreten. Ich schrieb einen Leser­
brief ans Bauemblatt, der natürlich 
nicht veröffentlich wurde. Stattdessen 
wurde Funkes Vortrag in zwei farbigen 
Seiten als „facettenreiches agrarpoliti­
sches Bild“ gewürdigt. Für mich war es 
eher das trotzige Selbstportrait eines 
politisch Gescheiterten, der sich mit 
seiner Bedeutungslosigkeit nicht ab- 
finden will.

Nur Lückenbüßer
Wie ich später in Gesprächen mit Ver­
tretern des Bauernverbandes erfuhr, 
war eigentlich Edmund Stoiber als 
Hauptredner des Bauemtages vorgese­
hen. Der habe jedoch kurzfristig abge­
sagt, und so habe man Funke verpflich­
tet, wohl wissend, dass man damit ein 
Risiko eingeht. Auch in Reihen des 
Bauernverbandes sei die Rede Funkes 
auf Kritik gestoßen, schließlich solle 
man auf dem Landesbauerntag keine 
Büttenreden halten. Im Bauernblatt 
liest man jedoch kein kritisches Wort. 
Vielmehr entsteht der Eindruck, man 
wünsche sich zurück in alte Zeiten -  
wie paradiesisch war doch alles, als der 
Minister noch Funke hieß!

Matthias Stührzooldt

Karl-Heinz Funke, ein Mann von gestern 
spricht zur Landwirtschaft von morgen.

Dass ich nicht lache! 
Karl-Heinz Funke musste als 

Agrarminister zurücktreten, weil 
er in der BSE-Frage politisch ver­
sagt hat. Er hat, ebenso wie seine 
Vorgänger, maßgeblich zur augen­
blicklich misslichen Lage der 
Landwirtschaft beigetragen.
Doch der Bauernverband lädt ihn 
ein und empfängt ihn wie einen Ei­
der Statesman. Und Funke zeigt 
sich keineswegs geläutert oder 
auch nur nachdenklich. In der Tat 
fällt während seiner Rede nicht 
einmal das Kürzel „BSE“, damit er

nicht in Gefahr kommt, sich zu 
seiner politischen Verantwortung 
äußern zu müssen. Stattdessen 
hat er seinen Zwangsurlaub offen­
bar genutzt, um sich neue zotige 
Sprüche einfallen zu lassen. Und 
die Bauern -  die meisten jedenfalls 
-  klatschen begeistert.
Sich von einem zurecht im politi­
schen Abseits stehenden Ex-Mi­
nister bauchpinseln zu lassen, 
mag für manche ein schönes Ge­
fühl sein -  aber es bringt die Bau­
ern in der gegenwärtigen Situati­
on nicht einen Schritt weiter und

sendet außerdem das falsche 
Signal an die Öffentlichkeit, 
denn es bedient das Klischee 
vom dumpfen, sturen, unein­
sichtigen Bauerntum.
Auf dem Landesbauerntag 
2001 habe ich mich geschämt, 
noch immer Mitglied des Bau­
ernverbandes zu sein.

Leserbrief von Matthias Stührwoldt 
zum Auftritt von Karl-Heinz Funke 
auf dem Landesbauerntag 2001 an 
Kieler Nachrichten und Bauemblatt, 
noch nicht veröffentlicht.

Wohl muss jeder auslöffeln, was er sich eingebrockt hat, aber of­
fensichtlich wird nicht jeder aus Erfahrung klug - Karl-Heinz Fun­
ke, hier bei seinem letzten Auftritt als Bundeslandwirtschaftsmi­
nister im Januar 2001,. Foto: Schievelbein
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Bergquell-Insolvenz
Das Amtsgericht Braunschweig hat ein vorläufiges Insolvenzverfahren 
gegen den Bio-Grosshändler „Bergquell Agrarnaturprodukte" in Dors­

tadt eröffnet. Bergquell, einer der Hauptbelieferer des Lebensmittelein­
zelhandels mit Bioartikeln, kam laut Lebensmittelzeitung u.a. dadurch in 
Schieflage, weil Handelsketten im Biosegment verstärkt auf eigene Han­

delsmarken statt auf „Bergquell"-Markenprodukte setzen und zudem 
Waren auch direkt selbst importieren. Jetzt soll ein neuer Investor gefun­
den werden, unter den Interessenten befinden sich laut Insolvenzverwal­

ter Ebeling „prominente Namen", en

Landinitiative aus Polen
Im November 2000 gründete sich eine „Internationale Koalition zum 

Schutz des ländlichen Raumes in Polen" (ICPPC). Die Initiative zählt 41 
Mitglieder aus 18 Ländern. Vorsitzende sind Jadw iga Lopata aus Polen 
und Sir Julian Rose aus dem Vereinigten Königreich. Bereits 140 polni­
sche und internationale Organisationen haben die Charta 21, das Pro­
gramm zum Schutz des ländlichen Raumes in Polen unterzeichnet. Die 

Idee der ICPPC soll auch in andere Länder getragen werden und ein 
Netzwerk von Organisationen schaffen, die sich gegenseitig unterstüt­

zen. Im Februar 2001 gründete sich eine Organisation in Ecuador.
Ziele der Initiative sind:

-  Die Wertschätzung der Bauern in der öffentlichen Meinung erhöhen.
-  Die Einmaligkeit von Natur und Kulturlandschaft darlegen und Um­

weltbildung fördern.
-  Auswahl und Verbreitung von ökologischen Technologien, organi­

schem Landbau, neuen Arbeitsplätzen, Öko-Tourismus und
Lernen-auf-dem-Bauernhof

-  Herstellung und Förderung der Kooperation zwischen Farmern, Ökolo­
gen, Fachleuten, Regierung und lokalen Körperschaften zur Entwicklung 

neuer Lösungen, die einen positiven Einfluss auf den ländlichen Raum
haben können, we

ICPPC-Büro, Malopokka Wojewodschaft, Ul. Korylewskiego 11/30, 
531-542 Krakow, Polen, www.icppc.sfo.pl (International Coalition to

Protect the Polish Countryside)

FAL-Studie zum Quotenausstieg
Ein Ausstieg aus der Quote ist nur mit drastischer Milchpreis-Senkung möglich

Die ICPPC misst dem Erhalt des ländlichen Raums Polens eine internationale Bedeutung 
Sasse

Wer den Schaden hat . . .
Das BundeslandWirtschaftsministerium lehnt einen Einkommensaus­

gleich für Rinderhalter ab. Nur eine Minderheit von EU-Mrtgliedsstaaten 
hat bisher reine Einkommensbeihilfen in Brüssel angemeldet m it massi­
ven Zahlungen in Frankreich, Italien und einigen deutschen Bundeslän­

dern. Auf Beihilfen verzichtet haben Dänemark, Schweden, Finnland, 
Griechenland und selbst die Niederlande, die von der BSE-Krise schwer 

getroffen wurden. Zur Finanzierung der BSE-Testkosteo gewährt die EU 
derzeit 15 Euro, den Restbetrag übernehmen einige Bundesländer, an­

dernorts bezahlt der Landwirt. Vollständig vom Bund übernommen wer­
den die Kosten für die Vernichtung von Tiermehtbeständen in landwirt­

schaftlichen Betrieben. Strittig ist, w er für die Kosten für die Entsorgung 
von Tiermehl in Futtermittelbetrieben und Handel aufkommt sowie die 
Beseitigung von gelatinehaltiger Tierarzneimittel. In Bayern, das bereits
16,4 M io DM zur Entlastung der Bauern aufgewandt hat, sind Betriebe 
nun auf gefordert worden, Gelder wegen Oberkompensation zurück zu

zahlen, we

Die Milchquote kann fallen, wenn die 
EU die Milch-Stützpreise stärker 

senkt, als in der Agenda 2000 festgelegt 
ist, und einen teilweisen Ausgleich in 
Form einer Milch- oder Grünlandprämie 
einführt. Zu diesem Schluss kommt* eine 
neue Studie der FAL (Bundesforschungs- 
anstalt für Landwirtschaft) in Braun­
schweig. Eine derart gestaltete neue 
Milchmarktordnung der EU würde die 
Verhältnisse in der deutschen Milcherzeu­
gung mächtig verändern. Zu Gute käme 
sie den Wachstumsbetrieben, die viel 
„Fremdquote“ kaufen oder pachten und 
folglich mit hohen Quotenkosten kalkulie­
ren müssen. Die Quotenkosten sind ein 
Wachstumshemmer und behindern den 
von der FAL für notwendig erachteten 
Strukturwandel.
Die Brisanz der Studie liegt auch im Zeit­
punkt ihrer Erstellung. Denn das Bundes- 
landwirtschaftsministerium erarbeitet 
derzeit seine Position zur Zukunft der 
EU-Agrarpolitik. In den nächsten beiden 
Jahren stehen verschiedene Berichte der 
EU-Kommission im Rahmen ihrer Halb­
zeitbewertung (mid-term-review) der 
Agenda 2000 an. Darin soll die Kommissi­

on aufzeigen, 
wie sich die 
Marksituation 
entwickelt hat 
und wie sich die 
Agenda 2000 
auswirkt. Die 
Mitgliedstaaten 
werden diese 
Bewertungen 
natürlich nicht 
der Kommissi­
on allein über­
lassen, sondern 
bilden sich ihre 
eigene Position. 
Was die Milch­

bet. Foto aus der Kasdiubei, m a rk tn irin iin g

an geht, so 
kommt in 

Deutschland die Ernüchterung über die 
noch junge Quotenbörse hinzu, die entge­
gen den Versprechen von Ministerium und 
Bauernverband die Quotenpreise nicht 
deutlich senken konnte. Wären die 
Milch-Auszahlungsprcise derzeit nicht so 
positiv, wäre die Quotendiskussion in vol­
lem Gang. Denn rund die Hälfte der Milch 
wird aus gekaufter oder gepachtet» 
„Fremdquote“ ermolken. Durchschnitt­
lich rechnet man mit 4 - 7  Pfennig Quo­
tenkosten pro kg Milch. In Wachstumsbe­
trieben, die zum Teil weit mehr als die 
Hälfte ihrer Quote gekauft oder gepachtet 
haben, erreichen die Kosten auch 12 -1 5  
Pf/kg im Schnitt. Wfcr diesen Betrieben

das Wachstum erleichtern will, muss ih­
nen die Quotenkosten nehmen.
Die FAL geht davon aus, dass ein Ausstieg 
aus der Quote nur mit einer drastischen 
Milchpreissenkung möglich ist. Nur so 
könne der Quotenpreis in einer Über­
gangszeit bis zum Ausstieg so stark ge­
senkt werden, dass Quoteninhaber im 
Jahr 2008 vor den Gerichten nicht noch 
mit Ansprüchen auf Quoten-Eigentums- 
rechte und Vertrauensschutz bestehen 
würden.

Gewinner und Verlierer
Einen zweiten Grund führt die FAL für 
drastische Milchpreisserikungen an: 
Wenn die Quote fällt, droht bei heutigen 
Milchpreisen ein Explodieren der Pro­
duktion. Ungenutzte Stallkapazitäten 
ließen sich auf vielen Betrieben leicht 
aktivieren. Verhindern ließe sich das, 
wenn die Milchpreissenkung nur stark 
genug ausfällt. Durchgerechnet werden 
Milchpreissenkungen um 22 %, 25 % 
und 30 %, jeweils in Kombination mit 
der Einführung einer Milch- bzw. Grün- 
landprämie, die die Preissenkung jedoch 
nur zum Teil ausgleichen soll. Die FAL 
erwartet unter diesen Vorzeichen nach 
dem Quotenfall eine Produktionsaus­
dehnung um lediglich bis zu 10 %. Die 
FAL erläutert: „Die Milcherzeugung ver­
lagert sich stärker auf die kostengünsti­
gen Standorte. Betriebe mit kleinen Be­
standsgrößen schränken die Milcherzeu­
gung bei stärkerem Preisdruck ein. Die 
Vollkosten der Milcherzeugung können 
nicht in jedem Fall gedeckt werden, so 
dass auch Großbetriebe mit hohem An­
teil an Lohnarbeitskräften und Flächen- 
zupacht Produktionseinschränkungen 
vornehmen.“
Die FAL errechnet gegenüber der Agenda 
2000-Referenz (Preissenkungen tun 15 %) 
bei Milchpreissenkungen von 22 % gegen­
über 1997 positive Einkommenseffekte 
für solche Betriebe, die mehr als 40 % 
Fremdquote bewirtschaften. Betriebe mit 
über 50 % Fremdquote kämen auch bei ei­
ner Milchpreissenkung um 25 % noch gut 
weg.
Deutlich wird damit, dass die Interessens- 
lage der \Xächstumsbetriebe mit hohen 
Quotenkosten zur dominierenden wird. 
Aus dem Blick jene, die nicht oder nur we­
nig gewachsen sind, wenig in Quote inves­
tiert haben, denen aber ein Preisverfall die 
ökonomische Basis entziehen würde. Es 
ist die bekannte Schraube von Rationali­
sierung (Kostensenkung), Preissenkung 
und Strukturwandel. Die Schlüsse aus der 
Studie muss das Ministerium selbst zie­
hen. uj

http://www.icppc.sfo.pl
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Der Sommer 2001 -  wirklich ein gu­
ter Sommer. Der vierte Schnitt ist 

eingefahren, die Qualität hervorragend 
und es bleibt noch gutes Wetter übrig. 
Rundum zufrieden mache ich mich -  so 
ganz ohne Stress -  auf in meinen Wald,

Betriebsspiegel:
D a- Betrieb liegt-im Allgäu bei Mem­
mingen im Illertal, 615 m NN, 1.100 
mm Jahresniederschlag.
Im Kuhstall werden gehalten: ca. 45 
Schwarzbuntkühe, ca. 55 Jungvieh.
39 ha LN, davon 15 ha Pacht, 4 ha Si­
lomais, 4 ha Kleegras, 4,5 ha Jungvieh­
weiden, 26,5 ha Dauergrünland, 3,7 
ha Waldfläche

Eine Zugfahrt von Hamburg nach 
Stuttgart gibt mir Zeit ein Stück 

Hofleben Revue passieren zu lassen. 
Nachdem ich im März mein Studium 
der Ökologischen Landwirtschaft in 
Witzenhausen beendet hatte, begann 
ich den Gemüsebereich auf dem Üter- 
marker Hof auf der Nordseeinsel Pell­
worm zu übernehmen, was sich in den 
Sommersemesterferien des Vorjahres 
zwischen mir und den Betriebsleitern 
ergeben hatte. Euphorisch stimmte 
mich die Idee, eventuell den Gemüse­
anbau für mich als eigenständigen Be­
triebszweig auszubauen, hatte ich 
doch Lust endlich vom Praktikantinda­
sein loszukommen und eigenverant­
wortlich und selbständig zu arbeiten. 
Hinzu kam der Drang nach prakti­
schem Tun und die Sehnsucht nach 
Nordsee, kurz mal vom Acker in die 
Fluten springen zu können, Halligtou­
ren, Deichübemachtungen,...
Für einige aus dem Familien- und Be­
kanntenkreis ist es nicht ganz einseh­
bar als „Studierte“ auf dem Acker zu 
wühlen, und jetzt beim 10-jährigen 
Abi-Nachtreffen fühlte ich mich als 
Gärtnerin etwas exotisch. Es ist oft 
schwierig, die eigene Position im Be­
trieb zu finden: einerseits vom Bil­
dungsweg als sogenannt „überqualifi­
ziert“ zu gelten und sich bei vielen be- 
triebsintemen Angelegenheiten ande­
rerseits die Frage stellt, was man ei­
gentlich aus vier Jahren Landwirt­
schaftsstudium anwenden kann.

nach eventuellem Käferbefall Aus­
schau zu halten. Käfer finde ich gottlob 
keinen, mein Blick fällt vielmehr auf 
den Boden. Irgendein „lustiger“ Zeit­
genosse hat ausgerechnet bei mir eine 
größere Menge Abfallholz mittels eines 
beachtlichen Feuers kostengünstig 
entsorgt. Zurück bleibt circa ein Kip­
per voll mit Nägeln und diversen Eis­
enteilen. Keiner der Nachbarn hat et­
was bemerkt und mir wird langsam 
klär, wer das ganze Zeug aufräumen 
muss. Später erklärt mir der Abfallbe­
rater vom Landratsamt, dass er mir bei 
den Entsorgungskosten des „Sonder­
mülls“ entgegen kommt.

Weiße

Neues
Wenn in bestimmten Radiosendem ek­
statisch das Wochenende angekündigt 
wird, merke ich, dass mir diese Arbeits­
einstellung zum Glück erspart bleibt, 
auch wenn es natürlich klar ist, dass 
sich auch Gärtner/innen auf faule 
Stemstunden freuen.
Ein kaltes trockenes Frühjahr machte 
dem Gemüse und der Gärtnerin das 
Leben schwer; wärmeliebende Kultu­
ren liefen nur spärlich auf und mussten 
teilweise mehrmals nachgesät werden. 
Im Frühherbst kam dann Regen im 
Überfluss und überschwemmte große 
Teile der Gemüsefenne. Schaut man 
dann noch in die Angebotslisten für 
Gemüse der Bio-Großhändler, könnte 
man angesichts der oft teilweise güns­
tigen Einkaufspreise in Frustration ver­
fallen. Auch wenn die eigenen Ansprü-

Noch habe ich meine gute Laune nicht 
verloren und mache mich auf, anstelle 
meines Waldes, nun meine Wiese ne­
ben dem Neubaugebiet auf den Gemei­
nen Ampfer hin abzusuchen.
Meiner Wiese geht es soweit gut. 
Leicht befremdet nehme ich allerdings 
zur Kenntnis, dass die anwohnenden 
Mädchen und Buben ihre Ferien ge­
nutzt haben, um auf meiner Wiese ein 
beachtliches Bauwerk in Holzbauwei­
se zu errichten. Zwei Hütten sind fast 
fertiggestellt. Die Einfriedung gefällt 
mir gut als solches. Die Eltern -  übri­
gens gute Bekannte von uns -  beobach­
ten stolz die handwerklichen Fähigkei-

Siedler

wagen
che erstmal dagegen sprechen, stellt 
sich die Frage nach mehr Zukauf und 
weniger Eigenanbau.
Wiederum fragen viele Kunden, vor al­
lem Touristen, gezielt Inselprodukte 
nach, worin noch Chancen für Ver­
marktungsmöglichkeiten anderer In­
selerzeugnisse liegen. Möglicherweise 
wird dadurch auch nach den Ferien der 
Sinn für Regionalität geschärft. Für 
viele Gäste ergibt sich während eines 
Urlaubsaufenthaltes auch ein erster 
Kontakt zur biologischen bzw. einer 
kleinbäuerlichen Landwirtschaft.
Mit der Abfahrt der letzten Sommer­
stammgäste und Praktikanten kündigt 
sich der Winter an mit Zeit für Planung 
der nächsten Gartensaison. Auch das 
ist es, was mich in der praktischen 
Landwirtschaft bzw. Gartenbau hält:

ten ihrer Sprösslinge. Das Problem- 
muss jetzt meine Frau lösen, was ihr 
auch prima gelingt, denn im Moment 
mangelt es mir an der nötigen Sach­
lichkeit.
Mein Nachbar, seines Zeichens auch 
Landwirt, fällt mir in diesem Moment 
ein, denn er liegt seit Jahren im Clinch 
mit diversen Hunde- und Pferdebesit­
zern.
Am Abend ziehe ich noch einen Elek­
trozaun um Teile meines Maisfeldes. 
Ich sinne auf Rache, weil am vergange­
nen Wochenende wohl von jugendli­
chen Mofafahrem in meinem Maisfeld 
ein Geschicklichkeitsfahren stattge­
funden hat.
Jetzt verstehe ich Sitting-Bull, als die
weißen Siedler immer näher kamen....

Bernhard Sirch, 41 Jahre

Betriebsspiegel:
Biolandbetrieb auf der. Insel Pellworm 
(Nordfriesland)
61,5 ha LNF: 46 ha Ackerland (Getrei­
de, Leguminosen, 13 ha Faserlein, 2 hä 
Kartoffeln), 2 ha Gemüse, 13,5 ha 
Dauergrünland
120 Mutterschafe, 2 Sauen (Angler 
Sattel) i Nachzucht, Geflügel 
Vermarktung: Direkt (Hofladen, 1-2 
Wochenmärkte, Mutter-Kind-Kuiheim, 
Gaststätten, Aba-tösten),,Vermark­
tungsgesellschaft, Biogroßhandel 
4 Ferienwohnungen, 2 Ferienzimmer
2 Betriebsleiter,! Angestellte, 1 Haus­
wirtschaftsleiterin + Azubi, 1 Aushilfe, 
saisonal 1-4 Praktikant/inn/en

trotz finanzieller Zwänge, Auflagen 
und Wetterabhängigkeit Neues wägen, 
verändern, entscheiden.

Kristina Fennekohl
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Dem Alternativ-Ei eine Chance geben
Der Eiermarkt setzt positive Signale - Gutachter prognostizieren „Aus" für deutsche Legehennen

Mit der Vorlage der Hennenhai- kauf seriöses und würde folglich durch Griff zum Freilandei belastet das Haus- Beitrittsländer-vor ihrem Beitritt-die 
tungsverordnung vom April 2001 eine Systemumstellung ansteigen. haltsbudget mit Pfennigbeträgen: 3,57 EU-Richtlinien zur Legehennenhal- 

sollte ein Signal gesetzt werden: Mehr Gleichbleibende Erzeugungsmenge DM pro Monat: tung umgesetzt haben. Warum also 
Tierschutz, mehr Eier so wie es sich vorausgesetzt werden die Erzeugungs- Auch Erzeuger haben längst reagiert, jetzt in Stallarilagen mit Käfighühnem 
viele Verbraucher wünschen. Agrar- kosten alternativer Eier rund 1,5 Pfen- Überall dort, wo in den letzten Jahren investieren, wenn der Käfig spätestens 
wende zum Anfassen. Für den Verord- nig pro Ei über dem des Käfigeies lie- neue Ställe gebaut wurden, wurde in nach dem Beitritt ohnehin verboten 
nungsentwurf sieht es nicht gut aus -  gen. Oder umgekehrt: Die Produktion alternative Haltungen investiert. So ist? Realistischer ist, dass der Freiland- 
und das obwohl die Verbraucher längst könnte um 18 % sinken und die Wert- produziert in den neuen Bundeslän- haltungen eine emstzunehmende Kon- 
ihr Votum abgegeben haben. 83%, so Schöpfung der Eierbranche bliebe auf- dem fast jeder zweite Betrieb mit mehr kurrenz durch Importe aus den Bei­
eine EMNID-Umfrage vom August grund höherer Preise dennoch gleich als 3.000 Legehennenplätzen auch trittsländem erwächst, denn dort sind
2001 wollen ein Altemativ-Ei und kein hoch wie heute. Freilandeier und hat 
„ausgestalteter-Käfig“-Ei. Es gäbe im Durchschnitt 
Chancen, eine SystemumsteUung an- Der Markt hat längst reagiert 31.300 Freiland-Hefl- 
zupäcken -  man muss es nur wollen. Wenn die Systemumstellung nur so nenplätze. Das Markt- 
Schenkt man den Verlautbarungen der einfach wäre, wie die Rechnungen. An potenzial für Eier aus 

, Eierwirtschafts-Lobby Glauben, dann ihr hängen Erzeuger, große und kleine, alternativen Haltungs­
steht die deutsche Legehennenhaltung in Intensivgebieten und in Gebieten Systemen ist zudem 
vor dem Aus, wenn der Künast-Ent- mit reichlich Land. Nach Windhorst noch nicht ausge- 
wurf (siehe Kasten) kommen sollte, haben nur die „Großen“ „Überleben- schöpft, denn die Er- 
Importware würde den deutschen schancen“. Warum eigentlich? Gerade Zeugung von Freilan- 
Selbstversorgergrad auf lächerliche im süddeutschen Raum gibt es viele deiem wuchs von 1996 
35 % senken, 1,1 Milliarden Volkswirt- Kleinerzeuger, die aktiv vermarkten bis 1999 um 27 % und 
schaftlicher Verluste und der Abbau und bessere Preise damit erzielen. Sind damit bedeutend lang- 
von 4.700 Arbeitsplätzen prognostizie- sie vielleicht besser gerüstet? Immer- samer als die Nachfra- 
ren Dorit Böckmann und Hans-Wil- hin gelangen noch 49 Prozent der ge, welche um 61% an­
heim Windhorst vom Institut für Schaleneier nicht über den Super-, gestiegen ist. Der zu- 
Strukturforschung und Planung in markt zum Endverbraucher, sondern sätzliche Bedarf wird 
agrarischen Intensivgebieten (ISPA). über Wochenmärkte und Direktein- aus Importen, vor- 
Allein die Umsetzung der EU-Richtli- käufe beim Bauern. Der Verbraucher nehmlich aus den Nie- 
nie würde den deutschen Selbstversor- hat sein Votum längst abgegeben. Art- derlahden, gedeckt, 
gergrad auf 40 % senken. Beide Be- gerechte Tierhaltung und die Art der 
rechnungen sind falsch. Und das aus Fütterung liegen inzwischen als Kauf- Flankierende 
mehreren Gründen. motiv für Eier mit Zusatzbezeichnun- Maßnahmen 
Nach Windhorst geht die Eierprodukti- gen (wie „Komei“, „Ei aus Bodenhai- notwendig 
on EU-weit um 6 bis 7 % zurück bei tung“, aus „Freilandhaltung“) weit vor- Man hätte den Markt 
Umsetzung der EU-Richtlinie, allein in ne. Immer mehr Verbraucher entschei- sich so weiterentwi- 
Deutschland soll sie um 46 % zurück- den sich ganz konkret gegen das Kä- ekeln lassen können: 
gehen. Rechnen wir nach, so wären die fig-Ei. 1994 stammten erst 9 % der 4,5 langsam, Zug um Zug. 
die 5,3 Mrd. deutschen Eier weniger Mrd. verpackten und privat eingekauf- Verbraucher fragen 
genau diejenige Menge an Eiern, wel- ten Eier aus alternativen Haltungssyste- nach, Handel steigt Warum sollten osteuropäische ländem in Käfige investieren, 
che in der EU insgesamt weniger pro- men. Heute haben 34 % der verpackten ein, Erzeuger stellen Beitritt die herkomm,iche 
duziert werden würden. Eier bereits eine Zusatzbezeichnung: um.... Die Politik hat

62 % davon stammen aus Freilandhal- sich dafür entschieden 
Gefälligkeitsgutachen mit tung, 28 % aus Bodenhaltung, 5 % sind ein klares Wort zu sprechen: Ab 2012 Arbeits-, Futter- und vor allem Boden­
falschen Berechnungen so genannte Komeierund 4% stammen ist Schluss mit der Käfighaltung -  kosten geringer und ausreichend Platz 
Und wie kommen diese Volkswirt- aus ökologischer Haltung. EU-weit und ganz speziell in Deutsch- ist vorhanden! Wollen wir den Wegfrei- 
schaftlichen Verluste von l,l Mrd. DM Der steigende Absatz von Freilandei- land. Der in diesem Sinne veränderte machen für mehr Tierschutz, dann 
zustande? Bar jeder Kenntnis volks- em hängt auch mit dem Einstieg der Eier-Binnenmarkt muss jedoch ge- müssen die derzeitigen Schlupflöcher 
wirtschaftlicher Berechnungen addie- Discounter, vorneweg Aldi, zusam- schützt werden. Noch reichen die Zoll- in der Kennzeichnungsverordnung für 
ren Windhorst und Böckmann einfach men. Mehr als jedes dritte bei Aldi ge- sätze als Außenschutz aus, um das er- Eier und Eiprodukte gestopft werden, 
alle Umsätze aller Produktionsstufen, kaufte Ei ist inzwischen ein Ei aus Al- höhte Produktionskostenniveau für Immerhin gehen zwischen 20 und 30 
begonnen bei Junghennenaufzucht bis temativhaltung. Allerdings hat der Nicht-Käfigeier abzudecken. Würde Prozent der erzeugten Eier in die verar- 
hin zum Mischfutterhersteller und Discountereinstieg auch die Preise die EU jedoch auf die derzeitigen Ex- beitende Industrie. Die Haltungsform 
Stalleinrichter zusammen. Das Ei wird zum Purzeln gebracht. Ein Freilandei porterstattungen in Höhe von 1 bis 2 muss auch auf Eiprodukten deklariert 
gleich dreimal mit seinen jeweiligen kostet bei Aldi soviel wie ein Käfigei Pfennig pro Ei verzichten, dann wäre es werden, ebenso auf sämtlicher Import- 
Verkaufswerten berechnet. Notwendi- bei EDEKA. Dennoch: den Handel er- politisch ein Leichtes, den Qualitätsei- ware(Schaleneier wie Eiprodukte), 
ge Neuinvestitionen bei Umstellung warten attraktive Preisspannen beim ermarkt auch künftig nach außen ge- Erst, wenn ehrlich und offen (nicht co- 
der Haltungsverfahren werden im glei- Verkauf von alternativen Eiern. Am schützt zu halten. Befürchtungen ge- diert!) deklariert und die Deklaration 
chen Atemzug als Verluste gewertet! Dumping-Produkt „Käfig-Ei“ ist längst hen auch dahin, dass trotzdem billige auch kontrolliert wird -  wird der Ver- 
Von den Erlösen der einzelnen Stufen nicht mehr viel zu verdienen. Durch- osteuropäische Eier aus tieiquäleri- braucher bewusst wählen können und 
müssen aber deren Kosten abgezogen schnittlich waren die Verbraucher be- sehen Käfigen den traditionell von Im- damit die bereits begonnene positive 
werden, soll die volkswirtschaftliche reit zwischen 13 bis 15 Pfennig mehr porten geprägten deutschen Markt rui- Spirale von Nachfrage und Angebot 
Wertschöpfung ermittelt werden. Die- für ein Ei aus Altemativ-Haltungssys- nicren könnten. Erstens einmal tun sie beschleunigen können.

■ se beträgt in der Regel ca. 50 % des Ver- temen zu bezahlen. Der konsequente es derzeit nicht. Zweitens müssen die Andrea Fink-Keßler
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Von Agrarreform bis zum 
internationalen Widerstand

Land in Sicht, dennoch: der Kampf geht weiter. Aktuelles zur brasilianischen Landlosenbewegung

Es wurde oft in brasilianischen Medien 
propagiert, dass MST, die brasiliani­

sche Landlosenbewegung, in einer Krise 
stecke und isoliert sei, das ist zumindest 
die Behauptung des Artikels „Die Metho­
den der MST“ der Tageszeitung Estado de 
Sao Paulo am 13.04.2001. Diese Behaup­
tung stimmt aber nicht mit der Realität ei­
ner sozialen Bewegung überein, die in ih­
rer fast 20 jährigen Geschichte fest ver­
wurzelt ist. Und die Geschichte der sozia­
len Bewegungen auf dem Land in Brasi­
lien ist alt. Sie begann mit Revolten 
schwarzer Sklaven und Gründung zahlrei­
cher Quilombos als Zufluchtstätten und 
alternativer Lebensräume für entlaufene 
Sklaven. Heute, 500 Jahre nach der Ent­
deckung Brasiliens, besitzen drei Prozent 
der gesamten landwirtschaftlichen Betrie­
be, die mehr als 1000 ha haben, ca. 53 Pro­
zent der Nutzflächen, während 85 Pro­
zent, die weniger als 100 ha haben, nur 27 
Prozent der Nutzflächen besitzen.
Erste Aktionen landloser Bauern gab es in 
Südbrasilien im Bundesstaat Parana be­
reits 1977, in dem im Jahr 1982die „Bewe­
gung der landlosen Bauern im Westen von 
Parana“ gegründet wurde.
Ein historisches Datum für MST bedeutet 
der Januar 1985, als der „Erste Kongress 
der Landarbeiter ohne Land“ abgehalten 
wurde, bei dem folgende Ziele formuliert 
wurden:
-  die Besetzung unproduktiven und öf­
fentlichen Landes als Form der Verwirkli­
chung der Agrarreform,
-  die Enteignung von Land über 500 ha 
und multinationaler Firmen,
-  die unmittelbare Verteilung des Landes 
und
-  die Forderung neuer Gesetze über die 
Agrarreform.
Nachdem einzelne lokale Kämpfe unter 
dem Motto: „Land denen, die es bearbei­
ten“ geführt worden, wurden seit dem ers­
ten Kongress die Aktionen durch eine na­
tionale Koordination geplant und von der 
Erkenntnis geleitet, dass man Land nicht 
einfach gewinnt, sondern zu erobern hat. 
Das Motto der Kämpfe war nun wesent­
lich aggressiver: „Besetzung ist die einzige 
Lösung!“
Inzwischen hat sich die Situation in Brasi­
lien geändert: der amtierende Präsident 
Fernando Henrique Cardoso hat den Kurs 
der neoliberalen Wirtschaftspolitik des da­
maligen Präsidenten Collor de Mello fort­
gesetzt, was auch für die Landwirtschaft 
gilt.
So kritisierte Joäo Pedro Stedile, vom Vor­
stand der MST auf dem vierten Kongress 
der Landarbeiter im August 2000 die Fol­

gen dieser Politik für 
die Familienbetriebe:
„Wesentliche öffent­
liche Rechte der Bau­
ern wie Kredite, For­
schung, technische 
Hilfen und Geräte 
werden gestrichen.
Nur 18 Prozent aller 
gegenwärtigen Be­
triebe werden überle­
ben. Kann man sich 
vorstellen, welche 
enorme Abwande­
rungswelle dies aus- 
lösen wird?“
Von Abgeordneten 
aus allen Teilen des 
Landes wurde be­
schlossen, dass eine 
Agrarreform alleine nicht ausreicht. Das 
dritte Ziel der MST, der Kampf um eine ge­
rechtere Welt, ist stärker in den Mittel­
punkt gerückt worden. Angestrebt wird 
einWechsel des Wirtschaftsmodells. Denn 
nach Aussagen Joäo Pedro Stedile kontrol­
lieren nur sechs multinationale Firmen 
den Getreidehandel und die drei Konzerne 
Nestle, Leite Gloria und Parmalat den ge­
samten brasilianischen Milchmarkt. Über 
die nationalen Grenzen hinaus beteiligt 
sich MST an internationalen Fragestellun­
gen und artikuliert Widerstand zur Politik 
von internationalen Organisationen wie 
WTO und Weltbank.
Um die MST zu destabilisieren, hat die Re­
gierung in Brasilien seit 1999 verschiede­
ne Maßnahmen ergriffen. So wurde die 
MST in den Medien als eine radikale 
Agrarpartei attackiert. Die Bundespolizei 
hat zahlreiche Führungspersonen der Be­
wegung bedroht, so dass viele von ihnen in 
einem Prozeß verwickelt oder sogar im 
Gefängnis waren.
Auf politischer Ebene hat die Regierung 
z.B. geringere Kredite für Landlosenfami- 
lien, die ihre Land bekommen haben, zu 
Verfügung gestellt. Und auch für Nichtre- 
gierungsorganisationen, die zusammen 
mit der MST arbeiten, sind Kreditmög­
lichkeiten gestrichen worden.
Im Kontrast zu den realen politischen 
Maßnahmen gegen die Landlosenbewe­
gung seitens der Regierung Cardosos, 
sprach der Präsident in einer Rede letzten 
Monat überraschenderweise der MST ein 
Lob aus. Er sagte, dass sie einen wichtigen 
Beitrag geleistet und große Verantwor­
tung bei der Gestaltung der Landreform in 
den letzten Jahren getragen habe. Diese 
Aussage muss auch vor den Erfolgen der 
Linken Parteien bei den Kommunalwah­

Wk

len letztes Jahr gesehen werden. 2002 wer­
den wieder Bundespräsident, Minister­
präsident und Abgeordneten im ganzen 
Land gewählt. Dieses Mal hat die Opposi­
tion die Chance, Regierung zu werden, wie 
nie zuvor. Und wie letztes Mal ist zu er­
warten, dass die Landlosen Bewegung 
(MST) sich für eine der Oppositionspar­
teien, die Arbeiter-Partei PT engagieren 
wird, von der die MST immer gute Unter­
stützung bekommen hat. Auch weil die PT 
die Partei ist, die sich am stärksten für 
Umwelt- und Agrarfragen engagiert. 
Aufgrund ihrer Geschicklichkeit konnte 
die MST bei den partikularen Kämpfen be­
achtliche Erfolge erzielen. Wesentlich wa­
ren dabei die Unterstützung durch die Kir­
chen und Gewerkschaft und nicht zuletzt 
die demokratische Struktur und starke so­
ziale Verwurzelung der Bewegung. Den­
noch gab es auch von vielen Organisatio­
nen Kritik, die mit der MST zusammen ge­
arbeitet oder sie unterstützen haben. Sie 
sprechen teilweise von einem Alleingang 
der MST bei gemeinsamen politischen Ak­
tionen. Einig sind sich trotzdem alle über 
die Bedeutung der Bewegung für Diskus­
sion und Durchsetzung der Agrarreform 
in Brasilien, was sich auch auf andere la­
teinamerikanische Länder auswirkt.
Von der Situation der europäischen Kolle­
gen können die brasilianischen Kleinbau­
ern, ob mit oder ohne Land nur träumen. 
Doch auch europäische Bauern und Bäue­
rinnen können von den brasilianischen 
Kollegen viel lernen, das Beharren auf ih­
ren Forderungen und das langjährige 
Durchhaltevermögen auch in aussichtslo­
sen Lagen.

Jose Germano Batista Rodrigues
Student des Fachbereiches Wirtschaftsoziologie 
des Landesbaus an der Universität Göttingen

Aktivisten der brasilianischen 
Landlosenbewegung MST 
haben mit Beharrungsvermö­
gen und langem Atem für 
viele Landlose Rechte er­
kämpft. Foto: Jose Crisologo 
de Sales Silva.

WTO-Vorspeise
Anfang September trafen 
sich 17 Handelsminister in 
Mexiko, um Vorgespräche 
über die WTO-Verhandlun- 
gen im November zu füh­
ren. Alle signalisierten Ge­
sprächsbereitschaft. Die EU 
über den Zugang zum eu­
ropäischen Binnenmarkt, 
Indien, das den Neuver­
handlungen kritisch ge­
genübersteht, zumindest 
eine gewisse Offenheit. 
Doch die Gruppe der Frei­
handelsanhänger, die so­
genannte Cairnsgruppe, 
fordert nach w ie vor die 
komplette Liberalisierung 
des Agrarhandels und den 
Abbau des Protektionis­
mus. Entwicklungsländer 
wollen mehr Zeit, um die 
bestehenden Regelungen 
umzusetzen, und verbes­
serten Marktzugang.
Große Unterschiede gibt 
bei der Frage. ob Sozial- 
und Umweltstandards mit 
in die WTO-Verhandlungen 
aufgenommen werden.

■
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Zustimmung von allen Seiten
Einen Schub für den Ökolandbau soll das staatliche Biosiegel mitanstoßen. Doch auch die Bio-Verbände müssen klarere Stellung beziehen

M'IV-Le[ehr Aufmerksamkeit als sein Vor­
gänger hat es schon bekommen, 

das Biosiegel. Einen kurzen Bericht 
war die Einführung des neuen Zei­
chens den meisten Tageszeitungen 
oder Sendern wert. Wird doch eine 
Ausweitung des Ökolandbaus als 
Hauptziel der Agrarwende von Land­
wirtschaftsministerin Künast verstan­
den. Auch eine Ministerin, die das neue 
Logo für Produkte des Ökologischen 
Landbaus bewirbt, hatte das Ökoprüf­
zeichen (ÖPZ) von CMA und AGÖL 
(Arbeitsgemeinschaft Ökolandbau) 
nie erreicht.
Doch manchen Biobauem beschlich 
ein Unbehagen jetzt mit einem Zei­
chen zu arbeiten, dass über die Aus­
tauschbarkeit der Erzeuger den Inter­
essen des Lebensmitteleinzelhandels 
entspricht. Bedenken richten sich vor 
allem gegen billigere Konkurrenz, von 
einheimischen EG-Bio-Betrieben und 
von ausländischen Bio-Bauern, die mit 
niedrigeren Richtlinien produzieren 
können.

Entscheidung gefallen
Aber hätte ein anderes Niveau als die 
EG-Bio-Verordnung dies verhindern 
können? Wohl kaum. Der Lebensmit­
teleinzelhandel will und wollte eigene 
Marken auf dem gesetzlichen Mindest­
standard. Und auch bisher wurden im 
Ausland erzeugte Bioprodukte auf Wo­
chenmärkten, im Naturkostladen und 
im Supermarkt verkauft. Die anderen 
Versuche höhere Erzeugungs- und Ver­
arbeitungsniveaus mit staatlicher Un­
terstützung bekannt zu machen waren 
wenig erfolgreich. In Bayern, das 
plötzlich schon immer der Vörreiter für 
den Ökolandbau war, gibt es schon län­
ger ein bayerisches Herkunftszeichen 
auf AGÖL-Niveau. Aber wie schon bei 
dem ÖPZ kennt und benutzt es kaum 
jemand.

Vorzüge heraussteilen
Von den Bioverbänden wurde das Zei­
chen, wenn auch teils mit Vorbehalten, 
begrüßt. Für den Vörstandsvorsitzen- 
den der AGÖL Felix Prinz zu Löwens­
tein schafft das staatliche Biosiegel kei­
ne neuen Tatsachen, aber es macht 
deutlich, „was bisher vielen Verbrau­
cherinnen und Verbrauchern nicht klar 
genug war, was ein kontrolliertes 

ko-Produkt ist und was nicht.“ Wäh­
rend der Verband Naturland nicht da­
von ausgeht, dass das neue Zeichen die 
Vielfalt der Zeichen von Händlern, 
Verabreitern und den Verbänden min­
dert, halten Bioland und Demeter es

für eine ideale Ergänzung 
dazu.
Einig sind sich die Verbände, 
dass es jetzt gelte die beson­
dere Qualität ihrer Erzeu­
gung und Verarbeitung in 
den Vordergrund zu stellen.
Was für Demeter aufgrund 
des anthroposophischen 
Hintergrunds und der klaren 
Orientierung für den Fein­
kostladen nie eine Frage 
war, ist für die anderen Bio­
verbände schon schwieriger.
Was unterscheidet Bioland 
von Gäa und wie soll das 
Verbrauchern vermittelt 
werden?
Die letzten Einzelheiten der 
Richtlinien in den Vorder­
grund zu stellen, um die 
konsequentere Erzeugung 
zu bewerben, muss an der 
Selbstdarstellung der ande­
ren Verbände kratzen. Und 
bei jedem der Bio-Verbände 
kann irgendwo der Umgang 
mit Ausnahmen kritisiert 
werden: Ferkel-, Hennen­
oder Putenzukauf aus kon­
ventioneller Aufzucht gibt 
es von Verband und Region mal weni­
ger und mehr. Doch die bessere Quali­
tät der Verbände meint hoffentlich 
mehr als eine bekannte Marke.

Bäuerliche Verbände?
Was für Bioland und Demeter spricht 
ist ein engerer Bezug zu den Erzeu­
gern, Regionalgruppen von Bio-Bau­
ern und Bäuerinnen, einzelne Bauern 
als zertifizierte Kontrolleure für die 
Richtlinien und andere Wurzeln als die 
anderen Verbände. Doch bislang spielt 
das bei der Werbung für „besonderen 
Qualität“ keine Rolle. Die Linie von 
Bioland, öffentlich keine Kritik an an­
deren Verbänden zu äußern, keine ne­
gativen Schlagzeilen über den Öko­
landbau im allgemeinen anzustreben, 
kann auch nach hinten losgehen. Denn 
dass einzelne Vermarkter oder Verbän­
de die Ausnahmemöglichkeiten bis 
zum äußersten ausreizen ist allen be­
kannt. Jetzt hat der Boom des Biosch­
weinefleisch nachgelassen, das Ange­
bot von Bioferkeln kommt deren Nach­
frage wieder nahe, dennoch unter­
scheidet sich die Klarheit dies auch 
durchzusetzen.

Wem nutzt die Ausweitung?
Die Erwartung, dass sich durch dass 
Zeichen eine deutliche Ausweitung

neuen Bio-Siegel kann der Ökolandbau einen 
Schub bekommen. Foto: Erdmanski-Sasse

des Absatz von Ökoprodukten ergibt, 
ein Sog für Erzeugung, Verarbeitung 
und Vermarktung entsteht, war ein 
Grund für die Bio-Verbände dem Zei­
chen zu zustimmen. Auch Bio-Bauem 
werden profitieren, wenn es beispiels­
weise in Nordwürttemberg endlich au­
ßer einer Demeter- eine weitere 
Bio-Molkerei gibt. Mehr der Erzeugnis­
se als „Bio“ mit besserem Preis ver­
markten zu können war schon immer 
Ziel des Ökolandbaus. Erfassungskos­
ten durch größere Mengen senken, 
kann die Verbraucher erfreuen, die 
Konkurrenz für die Bio-Bauem wird 
schärfer werden.
Bislang basiert die Glaubwürdigkeit 
des Ökolandbaus auf der Arbeit der 
Bio-Verbände und ihrer Mitglieder. 
Und umso enger die Zusammenarbeit 
zwischen konventionellen und ökolo­
gischen Verarbeitern, Transporteuren 
und Händler wird, desto wichtiger 
wird eine lückenlose Kontrolle im 
Bio-Bereich. Wenn nur noch Fracht­
papiere statt persönlicher Kontakte 
den Bezug zum Ökolandbau herstei­
len, wird es einfacher eine Ware umzu­
deklarieren. Anfang September hatte 
das Magazin Max auf zu oberflächli­
che Kontrollen von Bio-Bananen aus 
Costa Rica für den Babykosthersteller 
Hipp hingewiesen.

Was steht an?
Die privatwirtschaftlichen Leitlinien 
der Verbände haben eine doppelte Auf­
gabe. Neben der Festlegung was erlaubt 
und verboten ist, legen sie auch immer 
wieder die Richtung der Entwicklung 
und die Ziele fest. Wenn Ökolandbau 
jetzt stärker über EU-Verordnungen de­
finiert wird, die von Sizilien bis Lapp­
land gelten, kann nicht alles so scharf 
gefasst werden. Bislang gibt es keine 
Verarbeitungsregeln auf EU-Ebene. 
Statt genauer Vorschriften werden die 
Grenzen der Verarbeitung über eine 
Liste mit erlaubten Hilfsmitteln und 
Stoffen geregelt. Für den pflanzlichen 
Bereich gibt es einen Anhang in dem die 
erlaubten Zusatzstoffe aufgeführt sind. 
Im tierischen Bereich wird noch daran 
gearbeitet, gestritten ob Nitritpökelsalz 
zugelassen werden soll oder nicht. Bis 
der Anhang verabschiedet ist gelten die 
AQÖL- und IFOAM-Richtlinie für die 
Verarbeitung in Deutschland.
Rennet Hernnkind, Pressesprecherin 
von Demeter, gibt zu bedenken, wie 
hoch die Regelungstiefe greifen müsse. 
Es stelle sich die Frage, ob das noch an­
gemessen sei.
Anders sieht es mit der Überprüfung ver­
schiedener Ausnahmegenehmigungen 
in der EU-Verordnung aus. Bei der Ein­
führung neuer Richtungen sieht die 
EU-Verordnung wie auch Verbandsricht­
linien eine gewisse Zeit für den Aufbau 

. und zum Sammeln von Erfahrungen vor, 
bei dem auf konventionellen Zukauf zu­
rückgegriffen werden darf. Dies gilt jetzt 
noch für Ferkel oder Junghennen. Wenn 
erst wenig Bio-Betriebe Sauen halten 
oder sich auf die Kükenaufzucht spezia­
lisiert haben, können konventionelle 
Jurijgtiere zugekauft werden. Diese Aus­
nahmenwerden 2003 überprüft. Bei den 
Ferkeln haben sich die Verbände bemüht 
Sauenhalter zu finden, Biopark einmal 
ausgenommen.
Ob Renate Künasts Ankündigung sich 
für das Verbot der Betriebsteilung in 
der EU-Verordnugn einzusetzen, Er­
folg hat, bezweifeln Verbandsvertreter. 
Weitergehende Ziele im Bereich der 
Tierzucht werden noch Jahre brau­
chen. Denn auch im Ökolandbau wer­
den spezialisierte Hybridhennen ein­
gesetzt, von denen alle männlichen Kü­
ken mit wenigen Tagen geschlachtet 
und entsorgt werden. Aber gerade die 
Tierzucht steht im Ökolandbau noch 
ganz am Anfang. So ist der Schritt wie­
der Rassegeflügel mit guten Lege- und 
Mastleistungen für den Ökolandbau zu 
züchten noch ein fernes Ziel. ms
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Unterschiede im Okolandbau
Der Wettbewerb im Bio-Bereich wird sich auch durch die Einführung des Biosiegels verschärfen. Doch welche Besonderheiten 
die Vorgaben einzelner Bio-Verbände und die EG-Bio-Verordnung haben, wissen teils nicht mal die Bauern und Bäuerinnen.

Und es geht doch: Renate Künast 
hat in wenigen Monaten Amtszeit 

geschafft, woran die Bio-Anbauver- 
bände fast 10 Jahre gearbeitet haben. 
Am 5. September hat sie das neue Bio­
siegel vorgestellt. Voraussetzung für 
die Vergabe des Siegels ist die Einhal­
tung der Richtlinien der EG-Öko-Ver- 
ordnung (Mer mit EG-VO abgekürzt). 
Die in der Arbeitsgemeinschaft Ökolo­
gischer Landbau (AGÖL) zusammen­
geschlossenen Bio-Anbauverbände so­
wie Bioland und demeter „begrüßen 
das neue Siegel vehement“, wie Felix 
Prinz zu Löwenstein von der AGÖL es 
formuliert, obwohl sie selbst wenigs­
tens zum Teil strengere Richtlinien vor­
schreiben als die EG-VO.

Teilbetriebsumstellung
Zu den wichtigsten Unterschieden 
zwischen Verbandsrichtlinien und 
EG-VO gehört die Teilbetriebsumstel­
lung. Die Bio-Verbände schreiben eine 
ausschließlich ökologische Wirt­
schaftsweise in allen Betriebszweigen 
vor. Dagegen kann nach der EG-VO 
z.B. der Acker konventionell bewirt­
schaftet werden, und trotzdem können 
auf dem Betrieb Ökotiere gehalten und 
vermarktet werden. Nur innerhalb der­
selben Tierart darf nicht ein Teil ökolo­
gisch und ein Teil konventionell gehal­
ten werden.

Zusammensetzung 
konventioneller 
Futterbestandteile
Ein weiterer Unterschied zwischen den 
Richtlinien für das Biosiegel und denen 
der Verbände betrifft die Zusammenset­
zung des Tierfutters. Bis zu einer 
Höchstgrenze von 10% bei Pflanzen­
fressern bzw. 20% bei Geflügel und an­
deren Tieren (bei Schweinen nach Na­
turland, Bioland und demeter 15%) 
darf sowohl nach EG-VÖ als auch nach 
Verbandsrichtlinien konventionell er­
zeugtes Futter zugekauft werden (aller­
dings nur noch bis zum 24.8.2005). Wo­
raus dieses konventionell erzeugte Fut­
ter bestehen darf, ist in den jeweiligen 
Richtlinien festgelegt. Nach der EG-VO 
sind konventionelle ZitrusfrUchtpress- 
rückstände, Tomatentrester, Sojaboh­
nen, Palmkemkuchen, Zuckerrüben­
schnitzel und mehr als 40 weitere Stoffe 
zugelassen. Die Bio-Änbauverbände er­
lauben zwar konventionelle Leinsa­
men, Bierhefe, Iteber und Milchpro­
dukte in den genannten Grenzen, aber 
keine Zitrusfrüchte, kein Soja und kei­
ne Importe aus der Dritten Welt.

Vorschriften zum Gülleeinsatz, 
zu Zusatzstoffen und zum 
Tierbesatz
Bei den Verbänden ist außerdem der 
Einsatz von konventioneller Gülle ver­
boten, während die EG-VO dies zu­
lässt.
Die Anbauverbände sind strenger in 
Bezug auf Zusatzstoffe im Verarbei­
tungsbereich, und sie schreiben deut­
lich niedrigere Tierbesatzgrenzen je

sonders die Teilbetriebsumstellung 
und die Tierbesatzgrenzen kritisch. Sie 
hält 4300 Legehennen in zwei Ställen 
und muss ihre Eier für mindestens 58 
Pfennig/Stck. verkaufen, um finanziell 
klarzukommen. „Große Bio-Eier-Pro- 
duzenten, die nach EG-Richtlinien 
wirtschaften, können weit im Land 
verstreut Ställe auf teilumgestellten 
Betrieben haben und ihre ganze Logis­
tik dann viel besser ausnutzen“, sagt 
sie. Hinzu kommt, dass z. B. bei Bio-
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Am Regal am Supermarkt ist nicht mehr zu erkennen, worin sich Bio-Eier von Bio-Eiern unter- 
stheiden. Foto: Niemann

Hektar vor. Bei Legehennen liegt der 
AGÖL-Standard bei höchstens 140 

-Tieren je Hektar und Jahr. Die Ober­
grenze nach der EG-VO sind 280 Tiere. 
Verbandsbauem dürfen 280 Mast­
hähnchen/ha halten, EG-Bauern dage­
gen 580. Und bei Mastschweinen sind 
es 10 bzw. 14 Tiere/ha. Gerade im Be­
reich der Tierhaltung haben die 
Bio-Verbände manche strengeren 
Richtlinien aber erst nach In-Kraft-Tre- 
ten der EU-Tierhaltungsrichtlinien im 
August 2000 eingeführt. Hierzu zählen 
z.B. Regelungen zum Zukauf konven­
tioneller Junghennen, der zwingend 
vorgeschriebene Auslauf für alle 
Schweine (auch für Sauen mit Fer­
keln) und das Verbot der Anbindehal­
tung bei Rindern (Ausnahmegenehmi­
gungen gelten bei bestehenden Ställen 
noch bis 2010).

Verbandsbauern produzieren 
teurer
Diese und weitere Unterschiede bedin­
gen, dass Bauern und Bäuerinnen, die 
einem Bio-Anbauverband angeschlos­
sen sind, höhere Produktionskosten 
haben. Bärbel Endraß, Biöland-Bäue- 
rin aus Baden-Württemberg, sieht be­

land mindestens 50% des Futters vom 
eigenen Hof oder regionalen Koopera­
tionsbetrieben kommen muss. Ein 
EG-Bauer muss aber seine Futtermittel 
nicht in der Region kaufen, sondern 
kann sich EU-weit nach dem günstigs­
ten Futter umsehen.
Bärbel Endraß fragt sich, wie sie ihren 
Kunden vermitteln soll, dass sie für ein 
Bio-Ei bei ihr direkt vom Hof bis zu 8 
Pfennig mehr bezahlen sollen als für 
ein Bio-Ei aus dem Supermarkt. Sie 
vermarktet ihre Eier an einen Super­
markt „nebenan“, und da werden ihre 
Eier zusammen mit anderen Bioeiern 
verkauft; alle zusammen sind da 8Pf. 
billiger als ihre vom Hof.

Warum die Bio-Verbände das 
neue Siegel wollen
Trotz dieser Benachteiligung der eige­
nen Mitgliedsbetriebe befürworten die 
Bio-Verbände das Biosiegel. „Wenn 
man mehr Ökolandbau will, braucht 
man so ein Zeichen“, argumentiert Re- 
nee Heimkind von demeter. „Kunden 
in  den Supermärkten sind z. T. offen 
für die Idee des Ökolandbaues, hatten 
aber bisher Angst vor Pseudo-Bio-Pro- 
dukten“, so Ralf Alsfeld von Bioland.

Vorzüge der 
Bio-Anbauverbände
Bei der AGÖL und ihren beiden Exmit­
gliedern (Bioland und demeter) sieht 
man das Künast-Siegel nicht als Kon­
kurrenz zu den Verbandszeichen, son­
dern als Unterstützung des eigenen La­
bels. Für Ralf Alsfeld ist das Biosiegel 
eine Art TÜV-Zeichen, das die Erfül­
lung gesetzlicher Mindeststandards ga­
rantiert und damit Vertrauen bei den 
Verbrauchern schafft. „Die strengeren 
Verbandsrichtlinien bieten Verbrau­
chern und auch dem Lebensmittelein­
zelhandel (LEH) eine größere Sicher­
heit vor Krisen und Skandalen“, sagt 
er. Seiner Meinung nach führt eben 
diese Krisensicherheit dazu, dass für 
Supermarkt-Bio-Marken (wie Füll­
horn) gern Verbandsware und nicht 
EG-Ware eingekauft wird.
Außerdem sind die Mitarbeiter der An­
bau-Verbände der Meinung, dass sie 
Erzeugern mehr zu bieten haben als 
strenge Richtlinien. Sie sehen die Vor­
teile für Mitgliedsbetriebe auch in Be- 
ratungs- und Fortbildungsangeboten 
und halten besonders ihre politische 
Arbeit und die Lobbyarbeit für wichtig. 
„Politische Arbeit erwarte ich schon 
auch von meinem Verband“, unter­
streicht Bärbel Endraß diese Einschät­
zung: „Ich will, dass die sich zu Wort 
melden und bin enttäuscht, wenn die 
Informationen des Verbandes so wäss­
rig sind.“

Herausforderung für die 
Bio-Verbände
Wenn das Biosiegel wirklich zur Agrar­
wende beitragen und als „unterstüt­
zendes TÜV-Zeichen“ fungieren soll, 
dann haben die Bio-Verbände jetzt sehr 
viel Arbeit vor sich. Sie müssen klar 
machen, was sie vor den EG-Bio-Pro- 
dukten auszeichnet und gleichzeitig 
voll hinter dem Biosiegel stehen.
Dazu gehört auch, dass sie ihre Mit­
glieder nicht erst auf Anfragen hin über 
Richtlinienunterschiede aufklären, 
sondern aktiv von sich aus auf Erzeu­
ger und Verbraucher zugehen und mit 
ihnen über Richtlinien und Unter­
schiede im Ökolandbau diskutieren. 
Die Verschärfung der EG-VO war 
schon immer ein erklärtes Ziel von 
Bioland, demeter und der AGÖL, und 
daran wollen sie auch weiterhin inten­
siv arbeiten, denn ein Skandal im Bio­
bereich würde auf die Verbände zu­
rückfallen. Ute Horcher
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(K) ein Grund zum Meckern -  Hof Steinrausch in der Eifel
Der 23 ha Betrieb steht mit 100 Ziegen und 1,8 Arbeitskräften in den Startlöchern 

und basiert auf Mut, Idealismus, Freude, Zuversicht und viel Liebe zum Land.

Auf der schmalen Straße von Prüm 
nach Wascheid sind nur wenige 

Autos unterwegs. Kühe, wiederkäu- 
end, liegen auf den Weiden und runden 
das Landidyll ab. Der Landkreis Bit- 
burg-Prüm ist der am stärksten land­
wirtschaftlich geprägte Kreis in Rhein- 
land-Pfalz. Hier hat Viehhaltung für 
die Einkommen in landwirtschaftli­
chen Betrieben eine große Bedeutung. 
Mein Ziel ist der Hof Steinrausch in 
Wascheid. Er passt nicht so ganz in das 
traditionelle Bild dieser Region. Da 
gibt es manches zu meckern. Und doch 
sind hier nicht Aussteiger am Werk 
sondern Einsteiger: Regino Esch (29), 
staatlich geprüfter Landwirt für ökolo­
gischen Landbau und seine Fraü Sibyl­
le Brass (35), Agrarbiologin und ausge­
bildete Gärtnerin steigen in die Zie­
genzucht und Produktion von Ziegen­
spezialitäten ein.

100 Ziegen im Tiefstreustall
Bunte Deutsche Edelziegen aus bayeri­
schen und weiße Deutsche Ziegen aus 
pfälzer Ökobetrieben sowie Toggen- 
burger Ziegen aus dem Westerwald lie­
gen im luftigen Stall. „Das ist für die 
Ziegenmilch sehr wichtig“, erklärt der 
Ziegenbauer Regino, „Sie nimmt gerne 
Gerüche an und das soll im Blick auf 
die Käseproduktion vermieden wer­
den.“ Artgerechte Tierhaltung ist für 
den Ökobauem selbstverständlich. Die 
Stallgröße entspricht mit 26 m x 15,5 m 
für 150 Ziegen der neuen EU-Verord- 
nung für ökologischen Landbau. Der 
Tiefstreustall bietet den Tieren ein war­
mes Klima. Der Boden wird regelmäßig 
aufgestreut, aber nur einmal im Jahr 
ausgemistet. Das bringt dem Landwirt 
nicht nur Arbeitserleichterung son­
dern den Tieren einen guten Unter­
grund. 100 junge Ziegen sind das 
Startkapital auf dem Hof Steinrausch. 
Der gelernte Kuhbauer vergleicht die 
jungen Geißen mit einem stressigen 
Kindergarten, der sehr gewöhnungsbe­
dürftig ist, Ziegen sind viel lebhafter 
als große, gemütliche Kühe.

Als „Landloser" auf Alp 
Erfahrung gesammelt
Der für die Eifel außergewöhnliche Be­
reich der Ziegenhaltung eröffnet Regi­
no Eseh die Chance, auch als soge­
nannter landloser Bauer ohne elterli­
chen oder eigenen Betrieb .seinen 
Traumberuf Landwirt auszuüben. Zu­
vor war er fünf Jahre lang zusammen 
mit seiner Frau auf einer Alp in der 
Schweiz als Hirte tätig. Drei Monate

im Jahr versorgte er im Team mit drei 
änderen deutschen, landlosen Land­
wirten 100 Kühe einer landwirtschaft­
lichen Genossenschaft im Bündner 
Oberland. „Nach dem Almabtrieb im 
Oktober wirst du dann höflichst gebe­
ten, das Land wieder zu verlassen“, er­
zählt Regino. Auf Hof Steinrausch tref-

- :<i-
Ein für die Eifel noch recht ungewohntes Bild.

fen Regino und Sibylle nun alle Ent­
scheidungen selber, und natürlich tra­
gen sie auch die Risiken.

Aus eigener Kraft Marktnische 
erschlossen
Von Bund und Land gab es bislang kei­
ne Förderung für den Öko-Betrieb au­
ßer der Regelförderung: Investitionsför­
derung, Grund- und Zinszuschüsse. 
Bei Ziegen entfällt auch eine Förderung 
pro Her, die es bei Schafen mit 30 bis 40 
Mark gibt. Doch Innövation zeigt sich 
schließlich nicht in dem, was alle ma­
chen. In dem neuen Zweig -  es gibt nur 
einige wenige, von denen der Hof Stein­
rausch der größte Öko-Ziegenhof für 
Rheinland Pfalz ist -  sehen Regino und 
Sibylle eine Marktnische. Die Nachteile 
der Ziegenwirtschaft sind in dem Fall 
auch die Vorteile. Vieles ist nicht gere­
gelt, so auch die Kontingente nicht. In 
fünf Jahren kann eben aus 100 Ziegen

auch eine Herde von 500 Tieren entste­
hen, die staatlicherseits keine besonde­
ren Auflagen erhält.

Aufbau der Käseküche
120 Here sollen im nächsten Jahr 
Milch für die Käseproduktion auf dem 
Hof Steinrausch liefern. An den Stall 

1 schließt sich der 
Melkstand mit 14 
Stellplätzen an, 14 
weitere Plätze kön­
nen später ausge­
baut werden, ein 
sogenannter side 
by side Melkstand. 
Dahinter kommt 
die Käseküche. 
Dort wird der 500 
Liter Kessel ste­
hen, in dem täglich 
50 Kilo Käse verar­
beitet werden sol­
len. Das wird in 
erster Linie Sibyl­
les Wirkungsraum 
sein. In der Käse­
bereitung hat sie 
als Sennerin auf 
der Alp viele Erfah­
rungen sammeln 
können. Auf dem 
eigenen Hof ent­
stehen zwei Reife­
räume für Rot­
schmierkäse und 
Camembert. So 
können verschie­
dene Sorten 
Schnitt- und 

Weichkäse helgestellt werden. Die Rei­
feräume sind mit einem Bodenan­
schluss ausgestattet, der ein entspre­
chendes feuchtes Klima erhalten soll. 
Innovativ ist auch die Kühlanlage. 
Ähnlich einer Fußbodenheizung wer­
den Kühlschlangen verlegt, in die kal­
tes Regenwasser gepumpt wild. Damit 
sollen 14 Grad Kellerkälte erzeugt wer­
den. „Ob’s funktioniert werden wir se­
hen, wenn nicht müssen wir doch eine 
konventionelle Kühlung einbauen“ 
sagt Regino. Weiterhin entsteht eine 
Holzheizung. Hier wird das Holz aus 
dem eigenen Wald verbrannt und 3.000 
Liter Warmwasser erzeugt.

Klasse mit Masse
Im Frühjahr 2002, wenn die ersten ei­
genen Lämmer geboren werden, soll al­
les so weit sein. Bis dahin wird es noch 
eine Menge Gespräche mit Großhänd­
lern geben. Bis dahin soll auch die An­

Foto: Kiefer

erkennung als Biolandbetrieb fortge­
schritten sein. Dann hoffen Regino und 
Sibylle, dass die LKW’s der Zwischen­
händler am LKW-Pört halten, den gu­
ten Wascheider Käse vom Hof Stein­
rausch äufladen, in Bioläden aber auch 
in konventionelle Läden bringen und 
bei zahlreichen Verbrauchern und Ver­
braucherinnen für Gaumenfreuden 
sorgen. Klasse mit Masse lautet die De­
vise bei den Jungbauem in der Eifel, die 
künftig Premiumprodukte anbieten 
wollen. Damit liegen sie politisch auf 
der Linie von Renate Künast, die für 
den Ökolandbau 68 Millionen bereit- 
gestellt hat. Doch auch wenn die inno­
vativen Eifelaner aus Wascheid vom 
staatlichen Fördersegen nichts verspü­
ren, sind sie sicherlich auf dem richti­
gen Gleis. „Wenn wir nach unserer mo­
mentanen Planung ohne Förderung 
den Einstieg schaffen, halten wir uns 
auch bei gekürzten Agrarsubventio­
nen, ganz einfach, weil wir wirtschaft­
lich arbeiten“, sagt Regino. Außerdem 
setzen Verbraucherinnen mehr und 
mehr auf Qualität und auf regionale 
Produkte. Und der junge Ziegenbauer 
hat schon wieder viele neue Ideen. 
„Ziegenlammfleisch ist eine Delikates­
se.“, meint er. „Hier fehlt nur die ent­
sprechende Öffentlichkeitsarbeit.“

Hilfe von Bekannten und 
Verwandten
Dass vieles schon möglich wurde, liegt 
auch am sozialen Gefüge. Nachbar­
schaftshilfe ist beim Bau der Stallung 
groß geschrieben. Die GLS Gemein­
schaftsbank hat ein günstiges Darle­
hen gewährt und ein zinsloses Darle­
hen vermittelt. Rund 20 Freunde, Be­
kannte und Verwandte haben mit
1.000 bis 5.000 Mark gebürgt und da­
mit ermöglicht, dass ein Kredit für 4,5 
% gewährt werden konnte.
Es ist schon spannend, was sich da in 
Wischeid, dem 170 Seelendorf im 
Deutsch-Belgischen Naturpark abspielt. 
Sibylle die Jungbäuerin, gerade mit dem 
zweiten Kind schwanger, versteht sich 
nicht als Vollblutbäuerin und auch nicht 
als Vollblutkäserin. „Es muss auch noch 
anderes möglich sein“, sagt sie. Sie spielt 
Cello, singt im Kirchenchor in Prüm wie 
Regino und setzt für die Zukunft auch 
auf die Oma und eine Freundin, die 
ebenso in der Eifel Fuß fassen möchte 
und in der Käserei mitwirken soll.

Gabriele Kiefer, Pressereferentin der
Katholischen Landjugendbewegung 

Deutschlands e.V. (KLfB), 
g.kiefer@kljb.org

mailto:g.kiefer@kljb.org
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Maul- und Klauenseuche -  
aus den Augen, aus dem Sinn?

Nachdem sich im Frühjahr die Maul- 
und Klauenseuche, wahrscheinlich 

von Großbritannien ausgehend, auch auf 
dem Europäischen Festland zeigte, wurde 
uns allen anhand von grausigen Bildern 
brennender Kühe, im Schlamm verhun­
gernd« Lämmer und abgeriegelter Höfe 
ein kleiner Einblick in das Seuchenbe­
kämpfungsgeschehen auf der „Insel“ ge­
währt. Inzwischen ist es ruhig geworden 
um dieses Thema, die Gefahr ist „an uns 
noch einmal vorbeigegangen“, die Desin­
fektionsmatten sind lange abgebaut und 
wir haben MKS ganz in den hintersten 
Winkel unseres Gedächtnisses verbannt.

Täglich neue Fälle
Wie aber sieht es nun bei unseren briti­
schen Beruf kollegen wirklich aus? Das Vi­
rus schleicht sich, unbeeindruckt von den 
Aussagen führender Politiker und ihrer 
Berater, man habe alles im Griff, weiter 
durch die traurigen Überbleibsel der einst 
für ihre Tierzucht berühmten Regionen 
Nordenglands und wagt es, außerhalb der 
ministeriell angeordneten Sperrzonen 
sein Unwesen zu treiben. Es weiden täg­
lich neue Fälle bestätigt, die alle in den 
nördlichen Regionen wie North Yorkshire, 
Cumbria und -  nach nahezu drei Monaten
-  in der Gegend um den Ort Hexham in 
Northumberland auftreten.
Mit Datum vom 18.9.2001 gibt es 2.023 
offiziell bestätigte Fälle im Vereinigten Kö­
nigreich. Auf 9.404 Betrieben wurden die 
Tierbestände gekeult. In Cumbria alleine 
waren 890 Betriebe betroffen. Das sind 
ca.10 % der viehhaltenden landwirtschaft­
lichen Betriebe dieser Region. (9.212 Be­
triebe). Ca. 77 % der Betriebe (7.097) 
wurden ganz oder teilweise „ge­
räumt“, d.h. der Viehbestand wurde 
im Rahmen der Bekämpfungsmaß­
nahmen getötet.
In Northumberland zeigte sich am 
23.8.2001, genau drei Monate nach 
dem letzten bestätigten Fall von 
MKS vom 22.5.2001 wieder ein Be­
trieb infiziert. Innerhalb dieser vier 
Wochen sind bis heute (18.9.01) in 
diesem Gebiet (Allendale) 27 Fälle 
bestätigt worden und insgesamt 
76.877 Here auf 150 Betrieben getö­
tet worden,

Statistiken wackelig
Insgesamt wurden nach offiziellen 
Angaben der DEFRA (britisches 
Landwirtschaftsministerium) bis­
her 3.881.000 Tiere gekeult und 
„unschädlich“ vernichtet, dazu 
kommen weitere 1.633.000 Tiere, 
die aus „Tierschutzgründen“ getö­
tet wurden. Dies sind die offiziellen

Zahlen, in diesen sind allerdings nicht die 
Fälle enthalten, die auf einen Verdacht hin 
geschlachtet wurden und Tiere, die unter 
vier Wochen alt sind. 'Win den Mitgliedern 
der inzwischen vorhandenen „Wider­
standsgruppen“ werden Zahlen im Be­
reich von insgesamt ca. 14.000.000 (vier­
zehn Millionen) getöteter Here genannt. 
Da die offiziellen Statistiken tatsächlich, 
bei genauerem Nachforschen, sehr „wa­
ckelig“ sind, liegen diese Zahlen durchaus 
im Bereich des Möglichen.

Futtermittel knapp
In nahezu allen betroffenen Regionen gibt 
es weiterhin sogenannte „movement-re- 
strictions“, d.h., Here dürfen überhaupt 
nicht, oder, auf wenige Einzelfälle be­
schränkt, nach schriftlicher Genehmigung 
verbracht oder transportiert werden. Fut­
termittel werden knapp, da auch die Lohn- 
untemehmer von den Verboten betroffen 
waren und so in etlichen Gebieten eine 
Futterwerbung nicht möglich war. Die 
Schließung der Viehmärkte hat in fast al­
len Regionen den Handelzum Erliegen ge­
bracht und dazu geführt, dass der über­
wiegende Teil der Betriebe seit einem hal­
ben Jahr ohne Einkommen aus Viehver- 
käufen ist, die Ställe und Weiden über­
quellen und Heu, Stroh und Silage nicht 
mehr zu bezahlen sind. Zusätzlich werfen 
Futterknappheit und das Verbot, Here 
z.B. von der Wiese zum Kalben oder Lam­
men in den Stall zu bringen, größte Tier­
schutzprobleme auf.

Mensch- und tierverachtend
Schaut man einmal hinter diese Zahlen, 
so verbergen sich dort Men­

schen, Here und Schicksale, unendliches 
Leid und ein ganz gewaltiges Maß an 
mensch- und tierverachtender Politik. Die 
Entscheidung der Britischen Regierung, 
nicht mit einem Impfprogramm den Ver­
lauf der Epidemie abzukürzen, die Ver­
breitung des Virus in den Anfängen zu 
stoppen und etliche Millionen von Heren 
vor der unnötigen Vernichtung zu bewah­
ren, wurde durch den Druck multinationa­
ler Konzerne im Verein mit dem nationa­
len Bauernverband (NFU) und der Mithil­
fe willfähriger, vom Staat und der interes­
sierten Industrie bezahlter sogenannter 
Wissenschaftler herbeigeführt. Die eilt- 
spredhende Gesetzgebung der Europäi­
schen Union (Richtlinie 85/511) wurde 
immer wieder, wenn auch nur in den Tei­
len, die gerade opportun erschienen, ins 
Feld geführt, um diese als Rechtfertigung 
für staatliche Willkürmaßnahmen und ei­
nem Festhalten an der von bestimmten 
Teilen der Wirtschaft gewünschten Nicht- 
impfpolitik zu missbrauchen.
Durch die Hintertüre der sogenannten 
Herseuchenbekämpfung ist ein Struktur­
wandel in Gang geraten, der die kleineren 
und die Familienbetriebe mit ihren Wur­
zeln in regionalen Strukturen zu Gunsten 
der überregional „gemanagten“, großen 
betrieblichen Einheiten vom Angesicht 
der Yorkshire Moors oder Cumbrian Fells 
ausradiert.
Aber England ist weit, und bei uns würde 
man ganz bestimmt alles anders und bes­
ser, aber noch gründlicher machen '.?!

Sabine Zentis, Aktionsbündnis für eine 
MKS-Schutzimpfung, 

www.mks-schutzimpfwtg.de

Schuldzuweisung 
an Bauern
Michael Hart, Vorsitzender 
der Small and Family Farms 
Alliance (SFFA), dem Ver­
band kleiner und Familien­
betriebe beklagt, dass die 
britische Landwirtschaft 
mehr und mehr Ziel von 
Verleumdungskampagnen 
werde. So kursieren Vor­
würfe, die MKS-Entschädi- 
gung habe M illionäre ge­
schaffen (weniger als 0,5 
%  der betroffenen Betriebe 
erhielten 1 Mio. Pfund 
oder mehr, der Durch­
schnitt 116.000 Pfund, 
was dem W ert einer 100 
Kuhherde entspreche). 
Bauern hätten ihre Tiere 
absichtlich infiziert (dabei 
betone die Regierung, dass 
von toten Tieren keine Ge­
fahr ausgehe, um die Be­
völkerung angesichts der 
Massen nicht sofort zu 
entsorgender Kadaver zu 
beruhigen) und die Steuer­
zahler durch überhöhte 
Desinfektionskosten arm 
gemacht (regionale Behör­
den geben wesentlich ge­
ringere Kosten an, z.B.
20.000 Pfund je desinfi­
zierten Hof in Devon, als 
das Ministerium). Damit 
versuche man die Schuld 
für MKS auf die Bauern zu 
schieben und die Aufmeilc- 
samkeit der Medien von 
dem Krisenmanagement 
der Regierung abzulenken, 
we

mH
ALL PATHS IN EAST SUSSEX 

ARE NOW OPEN
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Die Idylle trögt. MKS wütet weiter in Großbritannien, allerdings nicht an der Südküste wie 
hier in East Sussex, wo Wege bereits Anfang Juni wieder geöffnet worden sind. MKS trat 
dort nicht auf, doch Warnschilder sind geblieben: Tiere nicht berühren, Spaziergang mit 
sauberen Schuhen antreten usw. Foto: Erdmanski

http://www.mks-schutzimpfwtg.de
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Bauern an Wertschöpfung beteiligen
Damit vom Biodieselgewinn nicht allein der Zwischenhandel profitiert, bilden sich bäuerliche Erzeugergemeinschaften wie die REBIO in Westfalen-Lippe.

Vbn den Preissteigerungen bei der Bauern und Bäuerinnen in Westfa-
Biodieselvermarktung sahen sich len-Lippe nicht mehr hinnehmen, 

ganze Regionen abgeschnitten. So lag
der Auszahlungspreis für Non-Food- EZG „Regionale Energie aus
Raps in Westfalen-Lippe im Sommer Biomasse"
2000 nur bei 28 bis 30 DM/dt, beklagt Um die Marktposition der heimischen
Norbert Hofnagel, Geschäftsführer der Landwirtschaft und auch des Forstes
REBIO-bei Biodieselpreisen von über zu stärken, hat sich beim Maschinen-
1,50 DM/1 ein schlechter Auszahlungs- ring Höxter-Warburg e.V. eine Gruppe
preis. Dagegen wurden in Hessen rund engagierter Land- und Forstwirte zu-
38 DM/dt an die Landwirte gezahlt, sammen gefunden und die Erzeugerge-
Den Gewinn schöpfte offensichtlich meinschaft „Regionale Energie aus
der Zwischenhandel ab. Das wollten Biomasse“, kurz REBIO gegründet.

Rapsanbau für Biodiesel ist nicht nur lukrativ . . .

EU für Biosprit
EU-Kommission will Marktanteil von Biotreibstoffen verzehnfachen.

Gemäß einem unveröffentlichten ölsteuer an die Rohölpreise anzupas-
Richtlinienentwurf soll der Bio- sen, damit die Steuerermäßigung nicht

spritanteil in den EU-Mitgliedstaaten höher ausfällt als die Mehrkosten von
von derzeit 0,5 % auf 5 % im Jahr 2009 Biotreibstoffen, 
gesteigert werden. Ob die einzelnen
Mitgliedstaaten den Sprit mischen Nicht wettbewerbsfähig 
oder Biotreibstoff in Reinform fördern Hinsichtlich der Versorgungssicher­
wollen, bleibt ihnen zunächst freige- heit, des Klimaschutzes und der ländli- 
stellt. Ab 2009 sollen dann alle Kraft- chen Entwicklung müsste Biosprit ei- 
stoffe mindestens 1 % Biotreibstoffe gentlich eine rosige Zukunft haben, 
enthalten. Aber der dramatische Ölpreisverfall in

den achtziger Jahren hat dazu geführt, 
Richtlinienentwürfe dass Biotreibstoffe derzeit nicht wett- 
Die Kommission sieht weiter vor, auch bewerbsfähig sind. Rund 590,- DM 
den steuerlichen Anreiz für Biosprit zu kostet die Herstellung von 1.0001 kon­
erhöhen. So sollen die Mitgliedstaaten ventionellem Diesel beim derzeitigen 
die Möglichkeit bekommen, die Mine- Rohölpreis von gut 57,- DM je Barrel, 
ralölsteuer in Abhängigkeit vom zuge- Für die Produktion der gleichen Menge 
mischten Biospritanteil bis höchstens Biodiesel muss mit fast 980,- DM ge- 
zur Hälfte des üblichen Steuersatzes rechnet werden, 
zu senken. Problematisch könnte diese Am weitesten verbreitet sind Biotreib- 
Regelung in Deutschland werden. Dort Stoffe in Frankreich und Österreich, 
ist Biodiesel zur Zeit nur in Reinform zusammen über 40 % der EU-Produkti- 
bzw. bis zu einem Beimischungsanteil on. Deutschland liegt mit einem Anteil 
von 2 % von der Mineralölsteuer be- von knapp 15 % an dritter Stelle. Die 
freit. Die Mitgliedstaaten sollen weiter Biodieselproduktion wird dort aber zur 
dazu verpflichtet werden, die Mineral- Zeit erheblich ausgeweitet.

L

Das war Mitte Januar 2001. Die erste Karsten Block, Leiter des Zentrums für 
Ernte ist also schon eingefahren und „Nachwachsende Rohstoffe“ auf Haus 
der Geschäftsführer Norbert Hofnagel Düsse die Aktivitäten der Erzeugerge­
zeigt sich zufrieden. Der Preis für Bio- meinschaft begrüßt und Unterstützung 
diesel liegt zur Zeit ca. 0,10-0,15 DM/1 zugesagt. Dabei beschränkt sich die 
unter dem Marktpreis für minerali- REBIO nicht allein auf die Vermark- 
sches Diesel und ist damit durchaus tungsaktivitäten im Bereich 
konkurrenzfähig. Mit den Genossen- Non-Food-Raps bzw. Biodiesel. Ge­
schäften und dem Handel wird als Part- plant sind Anlagen zur thermischen 
ner im Bereich der Logistik zusammen- Verwertung von Frischhackschnitzel 
gearbeitet, aber das Produkt soll solan- sowie Biogas. Auch die dezentrale 
ge als möglich in den eigenen Händen energetische Verwertung von reinem 
gehalten werden. Ziel ist es, die Land- Pflanzenöl sei angedacht, so Norbert 
wirte an dem Wertschöpfungspotenzial Hofnagel. Doch bisher sei Biodiesel für 
zu beteiligen. Natürlich sei die Zusam- den Verbraucher einfach praktischer, 
menarbeit nicht immer einfach, so gibt er zu bedenken: keine Umrüstung, 
Norbert Hofnagel. Einen wichtigen keine technischen Probleme, und 
Partner habe man in einer hessischen wenn Biodiesel fehlt, tankt man eben 
Erzeugergemeinschaft gefunden (vgl. wieder normal. Lukrativ macht den 
BS 4/01, S.18) und Verträge für die Biodiesel derzeit die Steuerbefreiung. 
Vermarktung von Non-Food-Raps ab- Die Kapazität der Veresterungsanla­
geschlossen. gen, wo Rapsöl zu Sprit umgewandelt

wird, hat sich in Deutschland inzwi-
Zuversichtlich ins zweite Jahr sehen verdreifacht. Doch die Steuerbe-
Mit 90 Mitgliedern und rund 260 ha freiung gilt vorerst nur bis 2003. Dann
Rapsanbaufläche geht die Erzeugerge- muss man sehen. Ohne Steuerbefrei-
meinschaft REBIO nun zuversichtlich ung jedenfalls, räumt Norbert Hofna-
ins zweite Jahr. Steigende Energieprei- gel ein, ist Biodiesel konkurrenzlos
se und die Weiteren Stufen der Öko- teuer. we
Steuer geben den nachwachsenden infos im Internet unter
Rohstoffen eine Chance. So hat Dr. www.MRHoexter-Warburg.de

/

. . .  sondern auch eine sinnvolle Bereicherung der Fruchtfolge. Fotos: Erdmanski-Sasse

von Energieimporten entgegenwirken.
EU als Energieimporteur . Bisher werden bereits 50 % des ge-
Mit der geplanten Aufwertung von Bio- meinschaftlichen Energiebedarfs im-
treibstoffen verfolgt die EÜ-Kommissi- portiert. Die Kommission fürchtet,
on neben dem Klimaschutz durchaus dass es bis 2030 rund 70 % werden
auch wirtschaftliche Ziele. Sie will der könnten. pm 
zunehmenden Abhängigkeit der EU

http://www.MRHoexter-Warburg.de
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Land gestaltet Zukunft- Regionen aktiv
Antragsfristen für Wettbewerb über 50 Millionen läuft noch

In vielen Landkreisen wird intensiv in 
den Wettbewerbsunterlagen geblät­

tert. Die Vorstellung drei Millionen 
Mark je Jahr ausgeben zu können ist so 
verführerisch. Regionen als Motor der 
Veränderung, mit einer Schlüsselrolle 
für die Agrarwende -  so sah Landwirt­
schaftsministerin Renate Künast bei 
der Eröffnung des Wettbewerbs die Re­
gionen.
Ziel des Wettbewerbs ist, die Vernet­
zung zwischen Erzeugern und Ver­
brauchern in einer Region zu verbes­
sern. Denn bei regionalen Erzeugungs­
und Verbrauchskreisläufen ist die 
Überschaubarkeit und Kontrolle bes­
ser als bei einer industriell organisier­
ten gläsernen Kette. In den Modellre­
gionen wird angestrebt die Partner­
schaft zwischen Bauern und Verbrau­
chern zu verbessern. Einkommensal- 
temativen für Bauern und Bäuerinnen 
sollen aufgezeigt, eine Vision entwi­
ckelt werden. Damit dies nicht nur im 
Antrag sondern auch im Alltag gelin­
gen kann, werden sich Initiativen, öf­
fentliche Stellen und politische Vertre­
ter zusammensetzen müssen. Denn 
das Einbeziehen aller Beteiligten, die

an der Umsetzung einer „multifunktio­
nalen Landwirtschaft und ländlichen 
Entwicklung“ mitwirken können, ist 
ein Entscheidungskriterium. Vielleicht 
kann damit verhindert werden, dass 
wie bei manch anderer Förderung we­
nige große Institutionen, sei es Ver­
band oder öffentliche Hand, den Groß­

teil der Gelder abschöpfen, und für be­
teiligte Initiativen nur noch die Reste 
bleiben.
Wie groß eine Region ist wird kaum de­
finiert: von mehreren Gemeinden bis 
zu mehreren Kreisen gemeinsam. Der 
Wettbewerb findet in zwei Stufen statt. 
Bis zum 14. November können interes­

Erzeuger und Verbraucher zusammenzubringen und damit die Region werterzuentwidden ist 
Ziel im Wettbewerb der Modellregionen. Foto: Erdmanski-Sasse.

sierte Regionen ihre Bewerbungen ein­
reichen. Dann werden 30 Regionen 
ausgewählt, die bei der Ausgestaltung 
ihres Konzept mit 10.000 DM unter­
stützt werden. Aus ihnen werden im 
März 2002 bundesweit 10 bis 15 Regio­
nen ausgewählt, die mit 3 Mio. DM ge­
fördert werden.
Renate Künast will vorzeigbare und er­
folgreiche Regionen, in denen Ansätze 
von ihrem Bild'einer anderen Land­
wirtschaft umgesetzt werden. Denn ir­
gendwo muss Agrarwende greifbar 
werden. Zwei Jahre sind eine kurze 
Zeit, kurz für die Arbeit in Netzwer­
ken, kurz für eine Einigkeit in welche 
Richtung eine Region sich entwickeln 
kann. Aber zwei Jahre und drei Millio­
nen Mark sind eine einmalige Chance, 
sich auf schwierige Bündnisse einzu­
lassen, Netzwerke über die Region zu 
spinnen und auch um Mut zu schöpfen 
wie vielfältig Landwirtschaft immer 
wieder sein kann.
Diejenigen, die die ersten Anträge an­
nehmen und sichten müssen, werden 
wohl fast hinter den Papierbergen ver­
schwinden ms

KfW fördert Bau sowie Erweiterung von Biogasanlagen

Organisches M aterial-oft als Abfall sowie kleine und mittlere private ge- 
angesehen lässt sich vor allem in werbliche Unternehmen gem. der 

der Landwirtschaft sinnvoll zur Erzeu- EU-Definition. 
gung von Biogas einsetzen. Biogas ist Gefördert werden Anlagen zur Strom­
ein brennbares Gasge­
misch, das z.B. bei der 
\fergämng von Gülle 
entsteht. Bei der Ver­
brennung in einem 
Blockheizkraftwerk 
werden Strom und Wär­
me erzeugt, die im eige­
nen Betrieb genutzt 
werden können.
Investoren, die sich 
zum Bau sowie -  jetzt 
neu -  zur Erweiterung 
einer Biogasanlage ent­
schließen, können mit 
einer Förderung durch 
die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) 
rechnen. Im Rahmen 
des Programms zur För­
derung emeuerbarer 
Energien stehen hierfür 
zinsgünstige Kredite 
zur Verfügung. An­
tragsberechtigt sind U.a. Die Pflanze als Solarkraftwerk -  in Biogasanlagen lässt sich 
Land- und Forstwirte Energie aus Biomasse rückgewinnen. Foto: Erdmanski-Sasse

erzeugung oder zur kombinierten 
Strom- und Wärmeerzeugung 
(Kraft-Wärme-Kopplung). Mit den 
Darlehen lassen sich bis zu 100 % der 
Investitionskosten für die Errichtung 
und Erweiterung einer Biogasanlage 
zu einem günstigen Zinssatz finanzie­
ren. Zur Zeit beträgt der Effektivzins­
satz bei einer 10-jährigen Laufzeit des 
Darlehens 4,91 % p.a. (Stand: 
04.09.01). Die maximale Kreditlauf­
zeit beträgt 20 Jahre einschließlich bis 
zu 3 tilgungsfreier Anlauf jahre. Nach 
Ablauf der Tilgungsfreijahre, während 
der lediglich die Zinsen auf die ausge­
zahlten Kreditbeträge zu leisten sind, 
ist das Darlehen in gleichhohen halb­
jährlichen Raten zurückzuführen.
Die Darlehen sind zudem mit Förder­
mitteln aus öffentlichen Haushalten 
kombinierbar. Da das Förderpro­
gramm für gewerbliche Antragsteller 
sowie Land- und Forstwirte EU-beihil­
ferelevant ist, darf der Subventions­
wert aller Fördermittel nicht mehr als
40 % der Investitionssumme betragen. 
Der Subventionswert der Zinsverbilli­
gung des KfW-Darlehens wird bei Zu­
sage von der KfW ermittelt und dem 
Antragsteller mitgeteilt.

Nähere Informationen und Anträge zu 
dem Programm sind bei jeder Bank 
oder Sparkasse zu erhalten. Die Kre­
ditinstitute leiten diese Anträge an die 
KfW weiter, die sie innerhalb von 2 bis
3 Wochen bearbeitet. Form und Um­
fang der Besicherung des Darlehens 
sind daher mit der jeweiligen Haus­
bankzu vereinbaren.

Jana Hentschel, Referentin, 
KfW NL Berlin

Fragen zum Programm beantwortet bundes­
weit zum  Ortstarif auch das KfW-lnforma- 
tionszentrum unter ®  01801-335577 oder 
e-mail iz@kfw.de. Bei Förmularbestellungen 
hilft der Bestellservice der KfW unter 
®  069-7431-4277 oder Fax -3994. Fragen zu 
technischen Details von Biogasanlagen be­
antwortet der föchverband Biogas,
©  08161-984660. ln  der Niederlassung der 
KfW in Berlin, Behrenstraße 31, ist zudem 
eine persönliche Beratung nach Terminab­
sprache möglich, ®  030-20264 5050. Im  In­
ternet ist die KfW unter www.kfw.de zu fin­
den. Seit einigen Wochen ergänzt ein kosten­
loser Tilgungsrechner das Intemetangebot 
der KfW. Die Vtebsite enthält zudem einen 
Förderberater, d a  den N utzer bei der Aus­
wahl des geeigneten Förderprogramms unter­
stützt. Auch der KfW-Kreditantrag steht im 
Netz bereit und kann online ausgefüllt und 
heruntergeladen werden. Zusätzlich enthält 
die Vfebsite alle Messetermine sowie eine 
Übersicht der Beratungsssprechtage der KfW.

mailto:iz@kfw.de
http://www.kfw.de
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Starker Wind bläst EU-Agrarhandel entgegen
Entwicklungshilfeorganisationen haben auf der Konferenz zur Sicherung der Ernährung in Bonn 

die Abschottung der EU für Agrar-Importe scharf kritisiert

Die Biotechnologie ist zwar nicht 
das einzige Mittel zur Hungerbe­

kämpfung, doch kann sie einen wichti­
gen Beitrag zur unbedingt notwendi­
gen Erhöhung der Hektarerträge und 
vitaminreichen Ernährung leisten. 
„Modernes“ Saatgut mit hohem Er­
tragspotential darf Entwicklungslän­
dern nicht vorenthaltsn werden. So die 
allgemeine Mei­
nungslage auf der 
Konferenz „Nach­
haltige Emäh- 
rungssicherung für 
alle bis zum Jahr 
2020", die Anfang 
September vom In­
ternationalen For­
schungsinstitut für 
Emährungspolitik 
(IFPRI) in Bonn 
ausgerichtet wur­
de. Die Konferenz, 
an der Wissen­
schaftler, Indu­
strie- und Regie­
rungsvertreter aus 
aller Welt teilrlah- 
men, gilt als rich­
tungsweisend für 
die im November
stattfindende Weltemährungskonfe- 
renz der Vereinten Nationen in Rom. 
Auch Per Pinstrup-Andersen, Leiter 
des in Washington ansässigen Insti­
tuts, nannte die Gen- und Biotechnolo­
gie einen Faktor, der, neben Zugang zu 
Land und Produktionsmitteln, zur Er­
nährungssicherung, beitragen kann.

Gentechnik gegen Hunger?
Zwar haben sich viele der Redner nicht 
oder nur indirekt zur Anwendung der 
Gentechnik geäußert, aber so haben 
sich auch nur wenige explizit dagegen 
ausgesprochen. Zu den letzteren ge­
hörten erfreulicherweise ausgerechnet 
die Vertreter Deutschlands. Bundes­
präsident Johannes Rau stellte die 
Empfehlung der Vereinten Nationen, 
Biotechnologie als Instrument und 
Hilfsmittel einzusetzen in Frage. Uschi 
Eid, parlamentarische Staatssekretärin 
im Bundesministerium für wirtschaft­
liche Zusammenarbeit und Entwick­
lung, warnte davor, die Möglichkeiten 
der Gentechnik zu überschätzen: „Das 
Hungerproblem ist durch Gentechnik 
nicht lösbar.“ Auch ihre Ministerin, 
Heidemarie Wieczorek-Zeul, distan­
zierte sich von der Gentechnik als ge­
eignetes Instrument, den Welthunger 
zu bekämpfen und forderte stattdessen

eine „gerechtere Wirtschaftsordnung“.

Nichts sinnvolles gefunden
Auf einer Podiumsdiskussion, die ge­
meinsam von der Entwicklungshilfeor- 
gänisation Misereor und vom Forum 
Umwelt & Entwicklung, einer Dachor­
ganisation verschiedener agrar-, um­
weit- und entwicklungspolitischer Or-

forderte in seinem Fünf-Punkte-Pro- 
gramm u.a., das Recht der Bauern, 
Saatgut weiterzuentwickeln, in inter­
nationalen Konventionen zu veran­
kern, die Privatisierung genetischer 
Ressourcen zu verbieten sowie die Ter­
minatortechnologie und ähnliche Me­
thoden, die auf gentechnischem Wege 
die Keimung von Saatgut verhindern,

.MSBIEOR.dc

Am Rande der Konferenz zur Ernährungssicherung diskutierten in Bonn Vertreter von Nichtregierungsorganisationen über den Nutzen von 
Gentechnologie. Der kanadische Gentechnik-Experte Pat Mooney (3.von rechts) wies auf die Unwägbarkeiten der Technologie hin. In den 
Forschungslaboren stünden Wissenschaftler dann vor der überraschenden Frage, wo kommt denn jetzt dieses Gen her? Foto: Burmann

ganisationen, begleitend zur IF- 
PRI-Konferenz veranstaltet wurde, 
plädierte der kanadische Gentech-Ex- 
perte und Träger des alternativen No­
belpreises Pat Mooney dafür, High 
Tech Lösungen durch solche Lösungen 
zu ersetzen, die auf der Nutzung loka­
ler Ressourcen basieren und somit von 
der Mehrheit der Bauern angewendet 
werden können. „Es gibt kein klares 
Nein! zur Gentechnik. Wir überprüfen 
ganz genau, ob sie etwas sinnvolles für 
Bauern und Emährungssicherheit bie­
tet, aber wir haben bisher nichts gefun­
den.“ Insbesondere machte er auch 
noch mal auf die Unausgegorenheit der 
Technologie aufmerksam. „Es gibt im­
mer wieder Überraschungen in den 
Forschungslaboren: wo kommt denn 
jetzt dieses Gen her? Wo ist denn das 
Chromosom bloß geblieben?“ Emma­
nuel Yap, Leiter einer philippinischen 
Nichtregierungsorganisation, die Bau­
ern in die Erforschung neuer Sorten 
einbezieht, kritisierte, dass niemand 
über die Risiken neuer Technologien 
informiere und gesetzliche Sicher­
heitsmaßnahmen in seinem korrupten 
Land nicht beachtet würden. Darüber- 
hinaus „haben die Besitzer der Patente 
volle Kontrolle über die Bauern.“
Das Forum Umwelt & Entwicklung,

international zu ächten. In der Begrün­
dung hieß es, „Internationale Konzer­
ne und Gentechnik werden einerseits 
wenig zur Bekämpfung des Hungers 
beitragen und andererseits die Steuer­
zahler und Entwicklungshilfebudgets 
durch Sicherheitsmaßnahmen stark 
belasten.“ Laut der Erklärung des Fo­
rums g ilt. es, bereits existierende 
„agrarökologische Ansätze, die den 
vielfältigen sozialen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Realitäten jeweils vor 
Ort gerecht werden“, politisch zu för­
dern und durch geeignete Ausbil- 
dungs- und Beratungsmaßnahmen zu 
verbreiten.

Außenschutz abbauen
Ein anderes wichtiges Thema der Kon­
ferenz war die Handelspolitik. Dabei 
waren sich die Redner einig, dass Ex­
portsubventionen in Industrieländern 
zu drosseln sind und der Marktzugang 
für Entwicklungsländer in die Indu­
strieländer, besonders im Agrarbe­
reich, äuszubauen ist. Dabei wurden 
auch vielfach die EU-Zolleskalationen, 
das Erheben von höheren Zollsätzen 
bei höherem Verarbeitungsgrad der 
Produkte, kritisiert. Wieczorek-Zeul 
nannte die EU-Agrarpolitik in diesem 
Zusammenhang ein „perverses Sys­

tem“. Die Übereinstimmung der Kon­
ferenzteilnehmer ist nicht verwunder­
lich, da keine Interessenvertreter von 
Bauern aus Industrieländern zu Wort 
gekommen sind. Fest steht, dass dieje­
nigen, die einen qualitativen Außen­
schutz -  Zölle runter, hohe Qualitäts­
standards, z.B. bei Pestizidrückstän­
den -  für die EU-Agrarmärkte fordern, 

auf starken Gegen­
wind aus Richtung 
der entwicklungs­
politischen Grup­
pen gefasst sein 
müssen.

Subventionen 
gestiegen
Das wurde auch bei 
dem an die Konfe­
renz anschließen­
den internationalen 
Treffen von Nichtre­
gierungsorganisa­
tionen deutlich, auf 
dem sich eine Ar­
beitsgruppe mit 
WTO-Fragen be­
schäftigte. Was das 
Rückführen von Ex­
portsubventionen 

angeht, herrschte zwar Einigkeit, aber 
beim qualitativen Außenschutz und 
der Förderung der Landwirtschaft mit 
dem Argument, sie habe multifunktio­
nalen Charakter, konnten sich die Teil­
nehmer auf keine gemeinsame Position 
einigen. Der indische Spezialist für 
Agrar- und Emährungspolitik, Devin- 
der Sharma, kritisiert, dass die 
EU-Subventionen, die jährlich in den 
Agrarsektor fließen, entgegen den 
WTO-Vereinbarungen von 1994, ge­
stiegen statt gesunken sind, und for­
dert vehement das Verbot jeglicher 
Agrarsubventionen in Industrielän­
dern, da die Entwicklungsländer auch 
nicht in der Lage sind, ihren Landwir­
ten solche Zahlungen zu gewähren. 
Hier besteht weiterhin Diskussionsbe­
darf in einem breiten Forum mit Vertre­
tern aus Nord und Süd. Eine gemeinsa­
me Position, die von Gruppen aus In­
dustrie- und Entwicklungsländern ge­
tragen werden kann, ist dringend erfor­
derlich. Dazu bedarf es intensiven Aus­
einandersetzungen sowohl auf natio­
naler als auch auf internationaler Ebe­
ne, um die Interessen verschiedener 
gesellschaftlicher Gruppierungen zu 
berücksichtigen.

Alexandra Burmann
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Grüne Prawda
Durch die Fusion des Münchener 

BLV-Verlags und des hannoverschen 
Landbuch-Verlags zur Deutschen Land- 
wirtschafts-Verlagsgesellschaft (DLV) ist 
nach eigenen Angaben ein „neuer Markt­
führer im ländlichen Fachzeitschriften­
sektor“ entstanden. Zum neuen Verlag ge­
hören Wochenblätter wie die hannover­
sche „Land & Forst“, das „Bayerische 
Landwirtschaftliche Wochenblatt“, das 
niedersächsische Bauemverbandsorgan 
„Landvolk“, außerdem Monatspublika­
tionen wie „dlz-agrarmagazin“, „Agrar­
markt“, „Agrartechnik“, „Kraut und Rü­
ben“, „Gemüse“ sowie der Spezialtitel 
„Neue Landwirtschaft“ für landwirt­
schaftliche Großbetriebe (vornehmlich in 
Ostdeutschland), ferner Zeitschriften in 
den Bereichen Jagd, Wald, Rinder- und 
Pferdezucht. Zwei der DLV-Geschäftsfüh- 
rer sind zugleich Geschäftsführer der Bau­
ernverbands-Landesverbände Nieder­
sachsen und Bayern, Aufsichtsratsvorsit- 
zender ist Bauernverbandspräsident Gerd 
Sonnleitner.
Der Bauernverband besitzt aber nicht nur 
diesen Verlag, sondern ist auch Mehrheits­
gesellschafter des zweitgrößten Agrarver­

bot für Bauern letztlich maßgeblich vom 
Bauernverband bestimmt werden kann. 
Auch der Infodienst „agra-europe“, dessen 
Meldungen alle Landwirtschaftsblätter 
nachdrucken, ist in Händen des Bauern­
verbands. Das alte Wort von der „grünen 
Prawda“, die bestimmt, welche Informatio­
nen die Bauern bekommen und welche Le­
serbriefe (nicht) abgedruckt werden, wird 
leider immer zutreffender. Kritische Infor­
mationen z.B; zur grünen Gentechnik oder 
zur Verfilzung des Bauernverbands mit 
Agrarchemie und Großgenossenschaften 
dringen auf diesem Wege immer weniger zu 
den Bauern durch. Bezeichnenderweise 
wurde die Fusion der Agrarverlage damit 
begründet, „im Zuge weiterer Konzentra­
tionen im Agri-Business einen leistungsfä­
higen Verlag als Partner der Agrarindustrie 
zu gründen“. Jetzt hat sich auch der bau- 
emverbandseigene „ima“-Informatiöns- 
dienst im Rahmen der sogenannten „För­
dergemeinschaft Nachhaltige Landwirt­
schaft“ den Infodiensten des „Industrie­
verbands Agrar“ (IVA) und der „AG 
Fleisch“ der Fleisch- und Futtermittelindu­
strie untergeordnet.
Die Abhängigkeit der Agrarzeitungen von

Sich eine eigene Meinung zu bilden wird nach dem Zusammenschluss der beiden großen Landwirt­
schaftverlage noch schwieriger. Die Blickrichtung auf die Landwirtschaft wird immer mehr vorgege­
ben. Foto: Schievelbein

lags, des Landwirtschaftsverlags in Müns­
ter-Hiltrup: mit marktbestimmenden Zei­
tungen wie „top agrar“, „Landw. Wochen­
blatt Westfalen-Lippe“, „DLG-Mitteilun- 
gen“, „profi“, „sus“, „Fleischrinder-Jour- 
nal“, „Milchrind“, „Hof Direkt“, den 
„DLV-Informationen“ des Landfrauen- 
verbands, Jagd- und Pferdezeitungen so­
wie Schriftreihen von Landwirtschaftsmi­
nisterium, KTBL und anderen öffentli­
chen Institutionen. Als Aufsichtsratsvor- 
sitzender wurde kürzlich Freiherr Heere- 
man ahgelöst durch Franz-Josef Möllers, 
Präsident des Westfälisch-Lippischen 
Landwirtschaftsverbandes im Bauernver­
band. Über die „Verlagsunion Agrar“ ha­
ben alle obigen Verlage ihre Buch-Verlage 
gebündelt, so dass auch das Buch-Ange­

Agrarchemie-Anzeigen tut ein übriges: 
wie uns ein Insider berichtete, soll es vor 
Jahren nach einem leicht-kritischen Be­
richt in einem führenden Landwirtschafts­
magazin (über Unwohlsein von Bauern 
nach Pflanzenschutzarbeiten) eine Dro­
hung relevanter Agrarchemie-Inserenten 
gegeben haben, eine Weile keine Anzeigen 
mehr zu schalten -  mit sichtbarem Erfolg 
bis heute.
Bei aller Hoffnung und Unterstützung, 
dass die Redaktionen der bauemver- 
bandseigenen Zeitungen sich -  mit Hilfe 
kritischer Leser -  eine gewisse Unabhän­
gigkeit bewahren mögen: immer wichtiger 
werden für alle Bäuerinnen und Bauern 
unabhängige, kritische Landfunk-Sen­
dungen und Fernsehberichte. pm

Stöhn, Ächz!

vom Niederrhein

Den Leitartikel in der landwirtschaftlichen Fachzeitung lesen, 
als agrarpolitischer Interessierter -  na klar! Doch leider wie­

der die alte Leier „die Perspektiven für die Landwirtschaft wer­
den schlechter“, Erwartungen von Außen an die Landwirtschaft 
werden größer. Seit Jahren der gleiche negative Tenor. Vergleicht 
man die Anzahl der Beschäftigten oder die Einkommenssituation 
mit älteren Zahlen, so gibt es durchaus ausreichend Gründe für 
diese Unzufriedenheit.
Dennoch, die ständig negativen Darstellungen über Agrarpolitik 
und der landwirtschaftlichen Lebenswelt färben irgendwann ab 
und führen zu einem negativen Selbstbild, weil ja um einen he­
rum alles doch so schlecht ist. Bissig sei hinzügefügt, es hat auch 
den positiven Nebeneffekt, immer andere für alles verantwortlich

machen zu können.
Ich finde es sehr schade viele 
ältere Bauern und Bäuerinnen 
zu sehen und zu hören, die an 
ihrem Berufsende dieses nega­
tive Bild so übernommen ha­
ben, dass ihnen nur noch Un­
zufriedenheit bleibt.
Was macht es so schwer ein 
positives Bild vom eigenen Be­
ruf zu sehen?
In einem Artikel der Zeit­
schrift „Pro Regio“ 14/1934 
schreibt Josef Bühler: „In der 
Konfrontation mit der ‘Moder-

• ne’ wirkt die traditionsbehafte­
te bäuerliche Kultur immer 
weniger überzeugend. Der 
Wertewandelprozeß scheint in 
der Landwirtschaft konfliktbe­
ladener zu sein als angenom­

men. ... Der eigene Modemisierungsweg der Landwirtschaft 
scheint aber noch nicht so weit vorangeschritten zu sein, dass 
hier eine neue Balance zwischen der eigenen Geschichte und der 
Zukunft erreichbar ist. Dies gilt besonders für den sozialen Be­
reich.“
Aus meiner Sicht ist es in diesem Zusammenhang wichtig drei 
Bereiche separat zu betrachten:
-  die Einkommenssituation
-  die arbeitswirtschaftliche Situation
-  die soziale Situation.
Die Einkommenssituation liegt sehr häufig unter dem durch­
schnittlichen Jahreseinkommen des Durchschnittverdieners. 
Hieraus ergibt sich häufig ein bescheidener Lebensstil. Die ar­
beitswirtschaftliche Situation mit einer hohen Wochenarbeitszeit 
steht im Widerspruch zum Arbeitsleben vieler anderer Berufe. 
Dies sind alles gute Gründe dafür, sich im Kreis von Berufskolle­
gen aufzuhalten. Wenn es aber gleichzeitig ein Rückzug in die 
vertraute Lebenswelt ist, wird es bedenklich. Sozialwissenschaft­
ler sprechen vom „Minderheitensyndrom“. Der Rückzug von 
Randgruppen zu seinesgleichen, um so eine vertraute Lebens­
welt zu erleben. Grundsätzlich widerspricht dem ja auch nichts. 
Wenn dies aber dazu führt sich aus dem öffentlichen Leben zu­
rückzuziehen, dann hat ein notwendiger Modemisierungspro- 
zess im sozialen Bereich keine Chance.
Für mich als selbstständig arbeitender und denkender Mensch 
ist es eine Herausforderung, diese Problembereiche zu bewälti­
gen und eine für mich zufriedenstellende Lösung zu finden. Als 
Alternative bietet sich an, meinen Mitmenschen meine zahlrei­
che Schwierigkeiten darzustellen und zu st....
Eine vollständige Antwort oder Teilantwort auf die oben gestellte 
Frage nach der häufig geäußerten Unzufriedenheit? Wie sieht’s 
der/ die Leserin? Schreib doch Deine Meinung und widerspre­
che diesen Ausführungen.
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Tote Ernte
ln dem Film über den Krieg um Saatgut wird der 
Kampf des kanadischen Bauern Percy Schmeisers 

gegen den Agromulti Monsanto dokumentiert.
Vor Gericht forderte der Konzern von Percy 

Schmeiser mehrere hunderttausend Mark Scha­
densersatz, da er ohne Genehmigung patentier­

tes Saatgut angebaut habe. Dabei w ar doch sein 
Raps durch Pollenflug von Nachbarfeldern mit 

Gentechnik verseucht und seine 50-jährige 
Zuchtarbeit zerstört worden. Aber auch in 

Deutschland haben sich die Filmemacher Kai 
Krüger und Bertram Verhaag umgesehen: Sie be­

richten über den Streit um die Nachbaugebühren und den Kampf gegen
genmanipuliertes Getreide im Extertal.

Für alle mit Empfang des W DR ist am Montag, den 8. Oktober um 
22.45 Uhr auf W DR III in der Sendung „D ie Story" mehr zu erfahren.

Andere müssen sich mit dem Video begnügen. 
Video: Tote Ernte von Kai Krüger und Bertram Veerhag. Für 49,DM zu 

beziehen bei DENKmal-Film, Schwindstr. 2, 80798 München;
Fax: 089-5234742

Ost-Landwirtschaft
Das von der westdeutschen Journalistin Tanja Busse gezeichnete Bild der 

„ostdeutschen Landwirtschaft nach der W ende" wird durch zahlreiche 
Portraits und Selbstaussagen von „Junkern, Bauern und roten Baronen" 

recht lebendig. Leider ist aber der Teil der sich um eine generelle Ein­
schätzung bemüht, zu einseitig geraten: Ob Kollektivierung, ob Indu­

strialisierung der DDR-Landwirtschaft, ob Altschuldenfrage, ob Vermö­
gens-Auseinandersetzungen zwischen LPG und Mitgliedern -  all diese 

Themen sind zu beschönigend dargestellt. Zu oberflächlich werden die 
kritischen Aspekte zahlreicher LPG-Nachfolgebetriebe behandelt, die 

fortdauernden agrarindustriellen Strukturen in den ehemaligen „Kombi­
naten industrieller M ast" finden leider überhaupt keine Erwähnung, en 
Tanja Busse: Melken und gemolken werden. Die ostdeutsche Landwirt­

schaft nach der Wende. CH Links Verlag 2001. 248 S., zu beziehen über
den ABL-Verlag

Südoldenburg
Auch die dritte neubearbeitet Auflage des Materialbandes „Das agrari­
sche Intensivgebiet Südoldenburg" des ISPA-Instituts enthält viele auf­

schlussreiche Informationen und Schaubilder über Entwicklungen, Struk­
turen, Konzerne und über die Probleme dieses von der Agrarindustrie

geprägten Agrarraums, en 
Werner Klohn, Hans-Wilhelm Windhorst: Das agrarische Intensivgebiet 

Südoldenburg -  Vechtaer Materialien für den Geographieunterricht, 
Vechta 2001, 148 S., 20,- DM zzgl Versandkosten, zu beziehn bei Hoch­

schule Vechta! ISPA Postfach 1553, 49364 Vechta. Fax: 04441-15445

Kissing
ln einem 72-seitigen Bildband „Kissing, als es noch ein Dorf w ar" hat 

Toni Mahl eindrucksvolle Bilder seines bayerischen Heimatortes aus der
Zeit um 1900 zusammengestellt. 

Das Buch ist für 29,80 zzgl Versandkosten bei der Gemeindeverwaltung
Kissing zu beziehen, Tel: 08233-79070

Bio-Käuferprofile
„Einstellungen und Käuferprofile bei Bio-Lebensmitteln" hat die ZM P in 

Zusammenarbeit mit der CMA im Herbst 2000, also vor der BSE-Krise, er­
neut durch Befragungen ermittelt. Das Kaufmotiv „Gesundheit" ist nach 
w ie vor am verbreitesten, aber mit abnehmender Tendenz. Abnehmend 

auch an dritter Stelle rangierende Motiv „zuviel Chemie/ Überdüngung". 
Dafür steigt die Bedeutung der Motive „besserer, natürlicher Geschmack" 
(Rang zwei) und „Unterstützung der Öko-Landwirtschaft" (Rang vier) und 
äartgerechte Tierhaltungö (Rang fünf). Nichtkäufer nennen als Grund vor 

allem den Preis der Bio-Produkte und die Unsicherheit über die Echtheit 
von Ökowaren, daneben auch Zweifel über die Qualitäts- und Geschma­
ckunterschiede. Aber auch das Bedauern dass Bio-Lebensmittel in vielen 

Einkaufstätten nicht genügend verfügbar sind, nimmt ebenso deutlich zu 
w ie die Absichten, deutlich mehr Bio zu kaufen, en

Wie die Schweiz die Käfighaltung 
abschaffte. Ein Beispiel für die EU.

Gerade richtig zu unserer aktuellen De­
batte um die Käfighaltung erschien in 
der Schweiz ein hervorragendes Buch, das 

die Schweizer Erfahrungen darstellt.
Seit 1992 werden in der Schweiz keine 
Hühner mehr in Käfigen gehalten. Ursa­
che war nicht ein staatliches Verbot der 
Käfige. Das nach heftigen Auseinander­
setzungen 1981 beschlossene Gesetz hat­
te lediglich die Auflagen für Käfige ver­
schärft: mehr Platz fürs Huhn im Käfig 
und die Sitzstangen- und Futtertroglänge 
pro Huhn wurden festgelegt. Eine 10 jähri­
ge Übergangsfrist wurde gewährt. Der 
breite Protest in der Schweiz hatte kein 
vollständiges gesetzliches Verbot durch­
setzen können. Er musste sich mit dem 
sog. „erweiterten, gestalteten Käfig“ und 
allgemeinen Absichtserklärungen als 
Kompromiss zufrieden geben. Und trotz­
dem saß am Ende dieser Frist kein Schwei­
zer Huhn mehr im Käfig, auch nicht dem 
erweiterten.
In dem Gesetz wurde etwas scheinbar Ne­
bensächliches festgelegt. Alle neu zu bau­
enden Stalltypen hatten ein Prüf- und Be­
willigungsverfahren zu durchlaufen. Als 
Begründung dafür wurde genannt: da es 
sich um Neuland handelte, sollte den Her­
stellern Lehrgeld erspart werden. Diese 
Aufgabe wurde an eine unabhängige Ins­
tanz vergeben. Geprüft wurde nicht, wie 
sonst üblich, das Material und die Tech­
nik. Geprüft wurde, ob der Stall dem Tier 
gerecht wird. Die Prüfer mussten gute 
Kenntnis der Biologie der betroffenen 
Tierart haben um Abweichungen im Ver­
halten und haltungsbedingte Schäden be­
urteilen zu können. Die Prüfung und Ein­
führung neuer Ställe wurde zugleich von 
wissenschaftlichen Forschungen beglei­
tet.

Handel zieht mit
Noch etwas Überraschendes kam hinzu. 
Die beiden Lebensmittelketten Migros 
und Coop, die über 50% der Eier in der 
Schweiz verkaufen, teilten ihren Lieferan­
ten 1987 mit, dass sie ab 1989 von ihnen 
keine Käfigeier mehr abnehmen weiden. 
E n  Hersteller von neuen Stallbaueinrich- 
tungen (Volieren) erinnert sich: „Da ka­
men die Geflügelhalter in Scharen zu uns
-  zuvörderst jene, die noch kurz zuvor ge­
sagt hatten, eher würden sie ihre Schwie­
germutter verkaufen, als die Käfige raus­
zureißen, ja sie würden die gesetzliche 
Umstellfrist bis 1992 verstreichen lassen 
und dann bis vor das Bundesgericht ge­
hen.“
Ab 1992 verkauften Migros und Coop kei­
ne Batterieeier mehr aus der Schweiz, je­
doch weiterhin ausländische. 95 % der im­
portierten Eier stammten aus Batterien. 
Ab 1996 verkauften Migros und Coop kei­

ne Importeier mehr aus der Batterie. Die 
sind nur noch bei den Discountem zu be­
kommen. Eierprodukte stammen weiter 
aus importierten Eiern, jedoch mit sinken­
dem Anteil.
Der befürchtete Verkaufsrückgang bei in­
ländischen Eiern trat nicht ein. Bei insge­
samt sinkendem Eierverzehr nahm der in­
ländische Anteil zu, der Anteil an Batte- 
rieeiem nahm ab.
Kann die EU daraus etwas lernen? Mit 20 
Jahren Verspätung führt die EU die gleiche 
Debatte wie in der Schweiz. Auch hier 
weiden „ausgestaltete Käfige“ nach einer 
Übergangsfrist im Jahr 2012 Pflicht sein. 
Das Huhn soll im Käfig mehr Platz , ein 
Legenest, Einstreu, genau bemessene 
Sitzstangen- und Futtertroglänge haben. 
Zur Begründung für die Beibehaltung der 
Käfige werden dieselben Argumente ge­
nannt: Wenn die Käfige hier verboten wer­
den, dann würden sie ins Ausland mit den 
schlechteren Tierschutznonnen abwan- 
dem. Außerdem würden wir dann jede 
Korttrollmöglichkeit verlieren. Das 
Schweizer Beispiel zeigt, dass diese Logik 
nicht stimmt. Die Schweiz hat den Import 
von Batterieeiem nicht verboten und 
trotzdem sank ihr Anteil.

Politische Schranken
Noch etwas können wir aus dem Schwei­
zer Beispiel lernen. Wir neigen ja oft dazu, 
in Forderungen und in Gesetzesformulie­
rung das letzte ökonomische Detail durch­
setzen zu wollen. Und alles was unter der 
optimalen Formulierung ist, das erzeugt 
dann Enttäuschungen. Das Schweizer 
Beispiel zeigt, dass ebenso wichtig wie das 
Ziel die demokratische Form der Ausein­
andersetzung ist. Nötig ist ein Gleichge­
wicht der Kräfte um der „Grünen Front“ 
(Bauernverband, Genossenschaften, 
Agrarverwaltung) endlich politische 
Schranken zu setzen (Kontrolle, öffentli­
che Meinung). Dann kann der Markt Din­
ge tun, die wir ihm nie zugetraut hatten. 
Im EU Gesetz fehlt der entscheidende 
Punkt eines unabhängigen Prüf- und Ge­
nehmigungsverfahrens. Bei der viel größe­
ren Macht der industriellen Hühneihalter 
in der EU mangelt es deshalb an einem Ge­
gengewicht. Dann wild es schwerer wer­
den, Fehlentwicklungen in neuen Ställen 
zu korrigieren und schon gemachte Erfah­
rungen und Forschungsergebnisse anzu­
wenden. Götz Schmidt

Studer, H.: Schweiz ohne Hühnerbatterie. Wie 
die Schweiz die Käfighaltung abschaffte.- Zürich: 
Pro H er International, 2001.- 25,-DM, zu  bezie­
hen über den ABL-Verlag
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Vom Geiste edler Reben LESE-BUCH
Europa in seiner Gesamtheit zerfällt in 

y^sechs Teile, in Noid-, West-, Süd-, Ost-, 
Mitteleuropa und den Rheingau...“ und 
dieser Region mit 
ihrem Weinbau ist 
nun eine eigene Co­
micserie gewidmet, 
dessen Titelheld 
Karl im ersten 
Band als Spätlese­
reiter nicht nur den 
Wert der Edelfäule 
entdeckt (histo­
risch belegt für das 
Jahr 1775), son­
dern auch das Herz 
der holden Maria 
gewinnt. Anmer­
kungen zum ge­
schichtlichen Hin­
tergrund (der Spät­
lese, nicht der Lie­
besgeschichte, die

AM MACM5TCM HMMM 
«c<.«M«cr Aht ***■» 
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^SpätfesYrciteK

bleibt wohl im Reiche der Pbesie) runden 
das Comic ab. Wie bei dem französischen 
Vorbild Asterix wimmelt es auch in Karl 

von kanikaturisti- 
schen Anspielun­
gen und literari­
schen Remineszen- 
zen. Dabei rankt 
sich alles um das 
klösterliche Wein­
gut Johannisberg 
und die Kunst des 
Weinbaus.

Apitz und Kunkel, 
„Karl -  Der Spätlese­
reiter“, 11. Auflage, 
ak-verlag 2001,44 
Seiten, in Farbe, DM 
14,80, als erster Teil 
einer Comicserie mit 
mittlerweile zehn Bän­
den, zu beziehen über 
den AbL-Verlag

Bestellcoupon für Lesezeiten
Ich bestelle:
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2001 für 40.- DM
.... Expl. der folgenden Ausgaben des kritischen Agrarbericht '93 bis 2001

zum Sonderpreis im Paket:______________________________
(2 Ausgaben 60 DM; 3 Ausgaben 80 DM; 4 Ausgaben 100 DM; 5 Ausgaben 110 DM;
6 Ausgaben 120 DM, 7 Ausgaben 130 DM. 8 Ausgaben 140 DM) 9 Ausgaben 150 DM
.... Expl. Leitfaden zur Regionalentwicklung, 32,80 DM
.... Expl. Landwirtschaft, Umwelt und die Mythen der Wissenschaft, 18 DM
außerdem:

DM

DM

DM
DM

Zahlung □  nach Erhalt der Rechnung □  mit beiliegendem Scheck 
Ich erteileeine Einzugsermächtigung zu Lasten meines Kontos

Porto 5 ,- DM 
Summe DM

Konto-Nr. BLZ Bank

Telefon gegbf. email

Name Adresse

Datum Unterschrift
Bestellung an: AbL Bauemblatt Verlag-GmbH. Bahnhofstr. 31.59065 Hamm

Bürgemetze statt Subventionen!
Die Entw icklung nachhaltiger Landw irtschaft durch 
Regionalinitiativen

Seit der Reform der europäischen Agrar­
politik 1992 und besonders seit der 
„Agenda 2000" werden von der Land­
wirtschaft gesellschaftliche Leistungen 
gefragt: Regionalentwicklung, Land­
schafts- und Naturschutz, Belebung der 
ländlichen Räume...
Doch die entsprechenden Förderpro­
gramme binden die Landwirtschaft 
noch stärker als vorher an den Staat, 
der als Geldgeber bürokratische Richtli­
nien und strenge Kontrollen auferlegt. 
Zudem sind die von der Tagespolitik ab­
hängigen öffentlichen Haushalte keine 
zuverlässige Wirtschaftsgrundlage für 
eine Landwirtschaft, die - gerade wenn 
sie nachhaltig sein soll - in längen Zeit­
räumen entscheiden muss. * 

Gleichzeitig entstehen überall in Europa Regionalinitiativen, die sich um die 
Situation des ländlichen Raums kümmern, regionale Wirtschaftskreisläufe 
schaffen und die ökologische Situation verbessern. Sie werden von der Politik 
bislang kaum integriert: könnten sie der Landwirtschaft eine verlässliche Exis­
tenzgrundlage ermöglichen?
Der Ökonom und Projektentwickler Dr. Titus Bahner schildert an vier Fallbei­
spielen, wie Regionalinitiativen mit der Politik Zusammenarbeiten und die bü­
rokratische Gängelung der Landwirtschaft lockern können. Er entwirft aus 
der Einbindung von Regionalinitiativen in Kommunal- und Agrarpolitik die 
Vision der „Bürgernetze": Bürgernetze sind für den unternehmerischen Land­
wirt Gesprächs- und Verhandlungspartner zum Thema öffentliche Leistun­
gen. Sie ermöglichen der Politik eine unbürokratische Unterstützung der 
Landwirtschaft für ihre gesellschaftlichen Leistungen und können einer nach­
haltigen Landwirtschaft die wirtschaftliche Grundlage geben.
Titus Bahner: Bürgemetze statt Subventionen. ABL-Verlag 2001. 247S., DM 35,90

Der kritische Agrarbericht 2001
Der kritische Agrarbericht ist zu ei­
nem Forum einer Bewegung gewor­
den, die sich einsetzt für gesunde 
Nahrungsmittel, existenzfähige Bau­
ernhöfe, glückliche Hühner, ab­
wechslungsreiche Landschaften, ge­
rechte Handelsbeziehungen, kultu­
relle Vielfalt und soziale Verantwor­
tung.
Seinen Schwerpunkt hat der Kriti­
sche Agrarbericht in Analyse und 
konstruktiver Kritik. Zu diesen kriti­
schen Texten gesellen sich Erfolgmel­
dungen, z.B. dass immer mehr Le­
bensmittelhersteller auf gentech­
nisch manipulierte Zutaten verzich­
ten. Basis für die Erfolge ist das Dre­
hen an vielen kleinen Schrauben.

Vor allem die viele Projekte und Aktivitäten, die unabhängig von der jeweili­
gen Tagespolitik ihre Kontinuität haben, sind eine tragende Säule. Sie entwi­
ckeln sich immer weiter, sind „immer unterwegs" und lassen auf diese Weise 
die Alternativen in der Landwirtschaft real werden. Vom Ökologischen Land­
bau bis zur Energieerzeugung durch Biomasse und Nachwachsende Rohstof­
fe, von Bündnissen für Arbeit auf dem Lande bis zu Selbsternteprojeicten, die 
Städter dem Land wieder näher bringen.
Agrarbündnis und AG Ländliche Entwicklung (Hrg): Der kritische Agrarbericht 2001. 
ABL-Veriag 2001. 367 S , 40,- DM
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(Klein) A N Z E I G E N Veranstaltungskalender

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen DM 15,-; Gewerbliche Kleinanzeigen DM 25,-; 
Chiffregebühr DM 5,-. Alle Preise inkl. MWSt. Anzeigenannahme bis 
zum 15. des Vormonats. Anzeigen bis DM 25,- nur gegen Vorauszah­
lung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von DM 5,- für 
die Rechnungsstellung erhoben.
Für gestaltete Anzeigen gilt unsere Anzeigenpreisliste.

H of und A rb e it

•  Seit 1996 anerkannter Bioland-Be- 
trieb hat die Abteilung Hühnerhaltung 
auf selbständiger Basis abzugeben. 
® 0172-5210493
• Schwa;«/valdhof zu verkaufen,
evtl. auch teilweis, auf Rentenbasis, zu 
90 %  renoviert, sehr schöne Einzel- 
hof-Lage auf 1000 m Höhe an einem 
Süd-Ost-Hang. 8,6 ha Weide-Wie- 
sen-Wirtschaft mit vertraglicher Förde­
rung - Naturschutz-ökol. Bewirt- 
schaftg. - für Ziegenhaltung mit Käse­
rei (Marktlücke) als Nebenerwerbsbetr. 
Geeignet. - Kompl. eingericht. Ferien­
wohnungen, eigene Wasser- u. Strom- 
versorgg.
Zuschriften unter Chiffre 10/01-1
• Gut Kerschlach, Naturlandbetrieb in 
Oberbayern mit 160ha LN und Milch­
viehhaltung (90 Kühe) sucht baldmög­
lichst Fachkraft für das gesamte Kuh­
management in modernen, neugebau­
ten Stallungen. Neben der Landwirt­
schaft betreiben wir vielfältige Verarbei­
tung und Direktvermarktung. Ein groß­
zügiges Wohnhaus steht zur Verfügung. 
Wir freuen uns besonders über die Be­
werbung von Familien! Schriftliche Be­
werbungen bitte an: Gut Kerschlach

GmbH&Co.KG, 82396 Pähl, Josef Beyrle, 
®  08808-921170 oder 923365 
• Gut Kerschlach, Naturlandbetrieb in 
Oberbayern sucht baldmöglichst 
eine(n) engagierte(n) und motivierte(n) 
Bäcker(in) zur Verstärkung unseres 
Teams in der Holzofenbäckerei. Wir 
verbacken hauptsächlich das eigene 
Getreide zu vielfältigen Back- und Fein- 
backwaren. Vollkornerfahrung er­
wünscht! Schriftliche Bewerbungen 
bitte an: Gut Kerschlach GmbHS 
Co.KG, 82396 Pähl, Josef Beyrle, 
®  08808-921170 oder 923365

T ierm arkt

• Verkaufe laufend beste Arbeitspfer­
de in jeder Preisklasse. Burkhard Schir- 
meister, Sipplingen, ®  07551/63609

Die AbL-Schleswig-Holstein sucht 
ein AbL-Mitglied oder eine den Zielen 
der AbL nahestehende Person, die ge­
gen eine Aufwandsentschädigung 
die Führung der AbL-Landesge- 
schäftsstelle übernimmt. 
Interessenten melden sich bei Mat­
thias Stührwoldt, Wittmaaßen, 
24601 Stolpe, ®  04326-679, Fax: 
-289147

W ir suchen für einen ökologischen Landwirtschaftsbetrieb in Sach- 
sen-Anhalt (60 ha Marktfrucht), ca. 6 ha gärtnerischer Gemüsebau)

eine(n) Landwirt(in) 
eine(n) Gärtner(in)

die diesen Betrieb eigenständig und verantwortlich aufbauen und 
führen und sich die Arbeit mit schwerbehinderten Menschen vor­
stellen können. Weitere Anfragen bitte schriftlich oder per e-mail an:

Arc-Beratungs-GbR, Herrn Werner,
39343 Schwanefeld Dorfstr. 26, e-mail: werner@arc-beratung.de

Agenda 2007
umweltgerechte Landwirtschaft der Zukunft 

für Gesamteuropa?
5. und 6. November 2001,

Stuttgart Universität Hohenheim

Internationale Fachtagung im Rahmen eines 
Modellprojektes des Um weltbundesam tes in 

Zusam m enarbeit m it der internationalen Um weltstiftung 
EURONATUR und der Arbeitsgem einschaft bäuerliche 

Landwirtschaf (AbL). Der Dialog zu den Themenfel<^em 
nachhaltige Landwirtschaft, Stärkung des Ländlichen 

Raums, Erhalt der Biodiversität und Förderung von 
Regionalprodukten soll vertieft und konkrete Impulse für die 
Anforderungen der Landwirtschaft und des Naturschutzes 

an die Agenda 2007 erarbeitet werden.

Akademie für Natur- und Umweltschutz Baden-Württemberg, 
Postfach 103439, 70029 Stuttgart,
00711-1262819, Fax: -1262893, 

www.uvm.baden-wuerttemberg.de/akademie

HolzEnergie 2001
25. bis 28. Oktober 2001, Augsburg 
Internationale Messe mit Fachkongress 
zu Themen wie Umsetzung, Finanzie-. 
rung, Holzlogistik.
Messe-Zentrum Augsburg, Infos: Bundesin­
itiative Bioenergie (BBE), ®  0228-8198140, 
Fax:-8198205, www.bioenergie.de

Energie vom Land
26 und 27. Oktober 2001, Würzburg 
Gerade für Landwirtinnen bieten pflanzli­
che Energieressourcen die Chance, neue 
Ertragsfelder zu erschließen und gleich­
zeitig wesentlich zum Klimaschutz beizu­
tragen.
KUB, ®  02224-946522; Fax: -946544, 
e-mail: m.pinnen@kljb.org

Leben als Bäuerin in 
Ostdeutschland
28. Oktober 2001, Brockhagen 
W ir wollen wissen, wie Frauen, die heute 
noch in der ostdeutschen Landwirtschaft 
tätig sind, die letzten 12 Jahre erlebt ha­
ben. Drei Frauen berichten.
Referat Ländlicher Raum, Quellenhofweg 
129, 33617 Bielefeld,®0521-140342,
Fax: -150621, iaendlicherraum@kircheund- 
gesellschaft.de

EUREGIA 2002
30. Oktober bis 2. November 2001, Leipzig 
Kongress urtd Messe für nachhaltige Re­
gionalentwicklung mit Schwerpunkt 
EU-Osterweiterung und Neuorientierung 
der Entwicklung des ländlichen Raums. 
Leipziger Messe, ®  0341-6780, Fax: 
-6788212, www.euregia-leipzig.de

BTQ-Schweineseminar
6. November 2001, 97618 Junkershausen 

Besichtigt werden Auslaufhaltung bei 
Zucht- und Mast- sowie Hüttenhaltung 
bei Mastschweinen. Dazu Vorträge zu 
Gesundheit, Stall(um)bau und Arbeits­
wirtschaft, Schweinerassen und Vermark­
tung.
Gesellschaft für Boden, Technik, Qualität 
(BTQ), ®  06346-928555, Fax: -928556

BSE und die Folgen
7. bis 9. November 2001, Loccum 
Was bedeutet die Krise der Landwirt­
schaft für die Kirche? Wie kann sie den 
Ruf nach Umkehr zum Maßstab für die ei­
gene Praxis machen, die auch andere - 
wie die vielen Landwirte unter ihren Mit­
gliedern - zu ermutigen vermag? 
Evangelische Akademie Loccum,
,®  05766-810, Fax: -81900, www.loc- 
cum.de

Agritechnica
13. bis 17. November 2001, Hannover 

Internationale DLG-Fachausstellung für 
Landtechnik.
Messegelände Hannover, Deutsche Land* 
Wirtschafts-Gesellschaft (DLG), 
www.DLG-Frankfurt.de

Ökologische
Saatgutvermehrung
14. bis 17. November 2001, Cregiingen 

. Der Kurs vermittelt Grundlagen und öko­
logische Anbaupraxis der Saatgutver­
mehrung von Garten- und Feldgemüse- 
kulturen.
Ländliche Heimvolkshochschule Lauda,

®  09343-589190, Fax: -613781

Chronobiologieseminar
16. bis 18. November 2001, Bad Vilbel 
Die Dynamik des Jahreslaufes in der inner­
und aussermenschlichen Natur aus medi­
zinischer, botanischer und astronomi­
scher Sicht
Landbauschule Dottenfelderhof,
®  06101-529618, Fax: -524582.

Neue Wege braucht das 
Land
23. bis 25. November 2001, Loccum 

Die Tagung soll Veränderungspotentiale 
wecken bzw. unterstützen. Handwerks­
zeug wird vorgestellt und ausprobiert. 
Auch Platz zum Erfahrungsaustausch. 
Evangelische Akademie Loccum,
®  05766-810, Fax: -81900, wWw.loc- 
cum.de

Agrarwende - Perspektiven 
für eine Ökologisierung der 
Landwirtschaft
25. bis. 30. November 2001, Witzenhausen 
Die SPÖL Konferenz (Schwerpunkt Ökolo­
gischer Landbau) zur Agrarwende: W ir 
wünschen uns eine sozial- und umwelt­
verträgliche Landwirtschaft mit regiona­
len Strukturen und artgerechter Tierhal­
tung; eine Landwirtschaft, die sich wieder 
in die Gesellschaft integrieren lässt. 
Konferenzbüro Peer Urbatzka,
®  05542-911612, konfe- 
renz2001@gmx.de

Neue Wege in der 
Landwirtschaft
26. und 27. November 2001, Münster 

Das ZUFO-Umweltsymposium berück­
sichtigt die verschiedenen Akteure für die 
Realisierung einer nachhaltigen Landwirt­
schaft.
Zentrum für Umweltforschung (ZUFO) der 
Uni Münster, ®  0251-8338470, Fax: 
-8338467, www.uni-muenster.de/Umwelt- 
forschung/welcome-d.html

Mein Weg in die 
Selbständigkeit
28. November bis 1. Dezember 2001, 
Cregiingen
Der Kurs vermittelt anhand konkreter Bei­
spiele aus der Praxis örientierungshilfen 
zur Existenzgründung im Land- und Gar­
tenbaubereich.
Ländliche Heimvolkshochschule Lauda,
®  09343-589190, Fax: -613781

OKORING-Messe
28. November 2001, Walsrode 
Fachausstellung für ökologische Land­
wirtschaft zu den Bereichen Vermark­
tung, Beratung, Pflanzenbau, Tierhaltung 
und Bio-Organisationen.
ÖKORING Niedersachsen, ®  05161-98650, 
Fax: -986555, www.oekoring.de

Landwirtschaft im 
Nationalsozialismus
17. Oktober bis 23. November 2001, Bremen 
„Die deutschen Bauern geschlossen hin­
ter dem Führer"? dieser Frage geht die 
Ausstellung nach ergänzt durch Tafeln 
zur „Zwangsarbeit in der Bremer Land­
wirtschaft".
Staatsarchiv Bremen, geöffnet Di bis Fr (Do 
bis 20.00 Uhr), Infos: ®  0421-3616528, 
Fax: -36110247, www.bre- 
men.de/info/staatsarchiv

Revolution von oben - Die 
preußischen Agrarreformen
Ausstellungen bis 31 .Dezember 2001 
„Der Agrarreformer Albrecht Daniel Tha- 
er"(1752-1828)
Albrecht Daniel Thaer Gedenkstätte Mög- 
lin, Ortsteii Möglin, Hauptstr. 19/20, 15345 
Reichenow-Möglin, ®  033456-35164, ge­
öffnet Di bis Fr
„Rucksackbauern und arme Gutsbesitzer
- Die Agrarreformen in der Niederlausitz" 
Niederlausitzer Sorbisches D.orfmuseum 
Bloischdorf, Gutsweg 1, 03130 Bloischdorf, 
®  03563-59965, geöffnet: Di bis So

Ökologische Bienenhaltung
Januar bis November 2001, Lauda 

Der Anfängerkurs umfasst acht einzelne 
Tage, an denen das Bienenvolk im Jahres­
lauf beobachtet und wesentliche Fragen 
besprochen werden. Jeder Teilnehmer hat 
die Möglichkeit, selbst am Bienenvolk zu 
arbeiten.
Ländliche Heimvolkshochschule Lauda, Tau- 
berstr. 9, 97922 Lauda, ®  09343-589190, 
Fax: -613781, www.LHVHS.de

iU  -Niedersachsen: 
Herbsttagung 
Möglichkeiten der 
Betriebsentwicklung 
jenseits des 
Massenwachstums
28. Oktober 2001, Verden 
Vorstellung verschiedener Projekte zur al­
ternativen Betriebsentwicklung im Hin­
blick auf betriebliche und standörtliche 
Vorraussetzungen, Verdienstmöglichkei­
ten, Perspektiven, Arbeitsqualität und 
-aufkommen. Diskussion mit Staatsekre­
tär Dietmar Schulz über die niedersächsi­
sche Landwirtschaftspolitik und mit 
Georg Janßen zur Agrarwende.
10.00 bis ca. 16 Uhr, Grüner Jäger in Ver­
den

Homöopathie in der 
Rinderhaltung
13. und 14. Oktober 2001, Altenkirchen 
BAG ejl, 230,- DM Teilnahmebeitrag

Tierhaltung in der Arbeit 
mit Behinderten
22. bis 24. Oktober 2001, Altenkirchen 
Ein Angebot v.a. für Werkstätten für Be­
hinderte
BAG ejl, 290,- DM Teilnahmebeitrag

Einführungskurs in den 
ökologischen Landbau
5. bis 8. November2001, Kohren-Sahlis/Sachsen 
In Kooperation mit Gäa Sachsen 
BAG ejl, 210,- DM feilnahmebeitrag 
Information und Anmeldung: Ute Rönne- 
beck, Evangelische Landjugendakademie, 
Dieperzbergweg 13-17, 57610 Altenkir­
chen, ®  02681-9516-46, Fax: -70206, 
info@lja.de

Ein heißer Herbst in 
Gorleben?
5./6.11.2001 Castortransporttermin 
Infos über den Stand der Dinge und des 
Castors während der heißen Phase und 
davor: Infotelefon: 0190-033099 
(1 DM/min)
Infos, Flugis etc.: Bl-Büro, ®  05841-4684, 
www.bi-luechow-dannenberg.de, bi-lue- 
chow@t-online
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K O N T A K T EArbeitskreis Morgenland lädt ein:

Morgen auf dem Land
Der Arbeitskreis für Leute die auch morgen in der Landwirtschaft oder in einem ihr angela- 
gerten Bereich arbeiten wollen organisiert sich weiter.

Nachdem sich der Arbeitskreis im vergangenen Jahr in kleineren und größeren Runden ge­
troffen hat, und. ein sehr erfolgreiches Seminar sowie eine Konferenz mit organisiert hat, soll 
es nun darum gehen, das deutschlandweite Netz von AbLern oder ihr nahestehenden Perso­
nen zu verstärken, die in der bäuerlichen Landwirtschaft oder deren Umfeld ihre Zukunfts­
perspektive sehen!

Die im Mittelpunkt stehenden Themen können dabei ein sehr weites Spektrum annehmen: 
Von Betriebsgründungs- und Übemahmeschwierigkeiten bis zu praktischen Erfahrungsaus­
tausch über Bewirtschaftungsformen, und politischen Stellungnahmen zu aktuellem Gesche­
hen, - um nur einige zu nennen.

Ziel des Arbeitskreises ist es immer wieder den Brückenschlag und die Verbindungen zwi­
schen Themen zu berücksichtigen. Das heißt Einseitigkeit vorzubeugen, um offen zu bleiben 
für Veränderungen und damit menschliche Zukunft für Landwirtschaft mitgestalten zu kön­
nen.

A uf der d iesjährigen A bL M itgliederversam m lung in Attenkirchen vom  24. 
-25.10.2001 ist fü r diesen Zw eck ein O rganisations- und Aktionsforum  geplant.

Neben einem gegenseitigem Kennenlemen steht zunächst der Erfahrungs- und Ideenaus­
tausch untereinander im Vordergrund. Auf dieser Basis soll der Kontakt zu anderen Gruppen 
(Referenten werden eingeladen) möglich sein.

Es sollen Konzepte entwickelt werden, die den Arbeitskreis auch als Sprachrohr zur Öffent­
lichkeit (Medien, Aktionen) wirksam werden lassen können.

Um die Strukturen und Positionen der sich im Aufbau befindlichen Gruppe zu konkretisieren, 
soll evtl. ein bewährtes Planungsinstrument aus der Organisationsberatung angewandt wer­
den.

Ich werde Mitglied in der M
n  Ich mochte Mitglied in der AbL werden Q  lchbinbereit,alsFörderrmtgliedeinenhöherenBeitragvon

□  DM200.-□  DM250,-oder DM zu
[~ l Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von zahlen.

DM150.- Q  IchbinKleinbauer, Student, Rentner.arbeitslosund
bezahleeinenMitgliedsbeitragvon DM 50,- 

|~| W ir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaareund (Nachweisfüge ich bei)
Hofgemeinschaften von DM 200,- Q  Ich beantrageals nicht landwirtschaftliche Unterstützer/in

einen Mitgliedsbeitrag von DM100.-

PLZ, Ort

IchbinAbonnentderUnabhängigen Bauemstimme: 
|~| Nach Erhalt der Rechnung [ ]  ja  [ ]  nein
l~ ! Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung Q  IchbestelleauchdieUnabhängigeBauemstimme

(DafürerhatteicheineErmäßigungvonDM3.-) (BitteCoupon auf Seite 24ausfüllen)

Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mirzu errichtenden Beitrag bei Fälligkeit zu Lasten meines Kontos einzuziehen. 

Konto-Nr. 8LZ Bank
DjeMhgiiedschaft verlängert sichautomatischumein weiteres Jahr, wenn nicht spätestens 14Tagevor Ablauf gekündigt wird.
Ich bin damit einverstanden, dass die Deutsche Bundespost imFaUe ei ner Ad reßänderungdie neue Ad ressean die AbL bzw. 
Abo-Veewattung weiterleitet.
W idenufsrecht: Ihre Bestellung kann irmerhalbetnerWoche ohne Angabe von Gründen schriftlich bei der AbLwiderrufenwerden. 
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AbL

Schleswig-Holstein
Landesverband: Bien Holste, Reit 5,24848 Alt Bennebek, ®  04624/800312 
Bernd Voss, Diekdorf Nr. 124,25554 Wilster, ®  04823/8505, Fax: /75330 
Hinrich Lorenzen, Winderatt 14,24966 Sörup, ®  04635/2141, Fax: /2114 
Plön: Matthias Stührwoldt, @  04326/679 Fax 289147 
Flensburg: Heiner Iversen, @  04631/7424, Fax 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: 27243 Beckeln, Im Unteidorf 27, ®  04244/966725, Fax 
04244/967422
Heide-W eser Karlheinz Rengsdorf, ®  04233/669; Ulrike Helberg-Manke, ®  
04231/63048
Elbe-W eser Hinrich Burfeind, ®  04762/1593; Ada Fischer ®  04723/3201,
Fax: 04723/2118
Wendtand-Ostheide: Horst Seide, @  05865/1247 
Niedersachsen-M itte: Hartmut Hollefnann, ®  05121/510694 
Südniedersachsen: Andreas Backfisch, ®  05508-999989, Fax: 05508-999245

Nordrhein-Westfalen
Landesverband NRW: Bahnhofstr. 31,59065 Hamm, @  02381/9053173,
Fax: 492221
Herford: Friedei Gieseler, ®  05221/62575
Mmden-Lübbecke: August Seele, ®  05702/9152
Helweg: Ulrike Ostendorff, ®  02307/62281, Wilhelm Eckei, @  02378/2991
Saueriand: Dorothee Biermann, ®  02973/2557
Höxter-Warburger Land: Hubertus Hartmann, ®  05273/35447
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, 05404/5264
Gütersloh: Erika Kattenstroth, ®  05241/57069
Düren: Monika Lövenich, ®  02425/901458
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, ®  02248/4761

Hessen
M ittelhessen: Emst-Günter Lang, ®  06441/75502, Fax: 06441/975995 
Nordhessen: Bernhard Wicke, ®  05665/1403; Onno Poppinga, @  05673/3540

Rheinland-Pfalz
Landesverband: Aufm Kreuzchen 2,56290 Wohnroth ®  06762/951170,
Fax: 06762/951191
Regionalverband Eifel: Heribert Haffmann, Lindenstr. 5a, 54597 Ellwerath,
■m 06551/2636, Fax: - 985783
Regionalverband Hunsrück-Nahe: Karin Auler-Weber, Auf dem Rech 4,
55481 Oberkostenz, ®  06763/601, Fax: 06763/558 
Koblenz-Mayen: Engelbert Jung, ®  02607/552

Baden-Württemberg
Landesverband: Laubachtai 1,88484 Gutenzell, ®  07352/8928, Fäx: 
07352/941422
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, @  07443/3990, Martin Fleiter, @  07524/2272; 
Hedwig Noll, @  07463/729
Nord-Württemberg: Brigitte Steinmann, ®  07062/61620; Ulrike + Wolfgang
Reimer, @  07971/8584
Göppingen: Gerhard Übele, ® 07166/422
Oberschwaben: Aibrecht Stiefel, @  0751/91171; Josef Bopp, ®  07352/8928 
Schwarzw ald-Baar Klaus Bble, ®  07808/1311, Fax: 07808/910453 
Ortenaukreis: Tilo Braun, ®  07805/5465
Badensee: Anneliese Schmeh, ®  07553/7529, Fax: 07553/828278 
ABgäu: Bärbel Endraß, ®  07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
Landesverband: Andreas Remmelberger, Reit 17,84508 Burgkirchen/Atz, @  
08679/9130145, Fax: 0180/505259000644, e-Mail: Abi-Bayemeweb.de 
Regionalverband Schwaben: Josef Böck, Leipheimer Str. 8,89347 Bubesheim, 
®  08221/6326; Hermann Ho«, ®  07302/6512
Regionalgruppe Pfaftenwinket Wotfgang Taffertshofer ®  08847/804, Christa
Schlögel @  08856/5723
Landshut-Vastat Josef Schmidt, @  08742/8039
Franken: Gabriel Dertiardt, @09194/8480; Jasmin B e ige r®  09565/6838

Mecklenburg-Vorpommern
Mecklenburg: Jörg Gerke, Ausbau 5,18258 Rukieten, ®  038453/20400 
Vorpommern: Albert Wittneben, Oberstriet 4,17089 Grischow, 039604/26856

Geschäftsführer: Georg Janßen, SchMerstr. 11,21335 Lüneburg,®  
04131/407757, Fax 04131/407758
Arbeitskreis Frauen: Ulrike Hasemeier-Reimer, Flurstr. 6,74405 GaOdorf-Reip- 
persberg, ®  07971/8584, Fax 07971/5718
.Margenland* -  Arbeitskreis für Leute, die auch morgen noch in der Landwirt­
schaft oder einem angelagerten Bereich arbeiten wollen. Amd Bemer, Zum Anger
5,37547 Kreiensen-Opperhausen ®  u. Fax. 05563-910705, hofbemeröhot- 
mail.com
AgrarBündnis e.V: Ulrike Ottenottebrock-Völker, Marienfelder Str. 14,33378 
Rheda-W iedenbrück,® 05242/44327, Fax: 931446 
Neuland e.V: Baumschulaliee 15,53115 Bonn 1 ,®  0228/604960 
Europäische Bauemkoonfination EB K-CPE, Rue de la Sabtanmere 18, B-1000 
Brüssel, ®  00322/2173112, Fax 2184509, E-mail: cpe6cpefarmers.org 
Verein zur Förderung des Anbaus und der Verwertung von Hanf, Haus der 
Landwirtschaft, Bielefelder Str. 47,33378 Rheda-Wiedenbrück, 05242/925814, 
Fax: 925833, email: Andrea.Kieieik-wl.nrw.de
Projektbüro Hanf, Haus Düsse, Daike Lohmeyer, 59505 Bad Sassendorf/Osting 
hausen, ®  02945/989195, Fax: 02945/989133
Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze  und Nachbaugebühren.
Adi Lambke 05864/233, Anneliese Schmeh 07553/7529, Johann Schamarm

mailto:bauemstifn@aol.com
http://www.bauemstimme.de


Von Vertretern, Call-Center-Agents und Zeitschriften

Nichts gegen Vertreter. Ich kann nicht sagen, dass 
ich Vertreter nicht mag. In der Tat habe ich noch 

niemals einen probiert. Sicher, es gibt einige, die es 
. wert wären. Diejenigen, die immer dann kommen, 
wenn die Liebste und ich uns noch einmal entschlos­
sen haben, eine kleine Mittagsstunde zu machen. 
Gerade liegen wir eng aneinandergekuschelt unter 
der Decke, da steht irgendein durchgeknallter Typ in 
unserer Küche -  die Säcke kommen ja immer gleich 
rein -  und will uns seinen verlausten Milch­
austauscher andrehen. „Ich fütter Voll­
milch, und nun gute Nacht!“ „Wissen Sie, 
wieviel Geld Sie da verschenken?“ „Ja, und 
nun zieh Leine. Bin allergisch gegen Vertre­
ter. Werde aggressiv davon. Ah!“ Und ich 
fletsche die Zähne und schlage unkontrol­
liert um mich. Schon haut er ab. Trotzdem 
kommt er immer wieder. Ein ganz harter 
Hund.
Gewiss, es gibt auch lustige Vertreter, skur­
rile Typen, wie der Plocher-Heini, der seit 
Jahren versucht, mich zu bekehren. Jedes 
Mal hat er auf Kopien schlechter Qualität 
neue Wunderdinge im Angebot. Zuletzt 
warb er für einen Internet-Kettenbrief, der 
mich innerhalb von Stunden zum Millionär 
machen sollte. Hätte ich vielleicht versu­
chen sollen...
Nicht zu vergessen mein Hoflieferant.
„Moin Moin“ steht auf seinem Lieferwa­
gen, und verbal ist der Mann zu solcher 
Freundlichkeit nicht in der Lage. Ein Griesgram, den 
Wagen vollgeladen mit allem, was der Bauer so 
braucht. Verkaufen will er allerdings in erster Linie 
Melkmaschinenreiniger, und wehe, man hat den wo­
anders gekauft. Einmal nahm ich zwei Monate lang 
keinen Kanister von ihm. Als er da war, kaufte ich ein 
paar Krampen, ein paar Isolatoren, ein wenig Euter­
salbe, um ihn nicht ganz zu enttäuschen. „Und 
SPA-ÜLMIDDEL?“ „Hab ich noch“. „Hest bi den 
annem köfft, wa? För den lütten Kram komm ick ni. 
Dat is vörbi.“ „Gut, denn musst du weg bleiben“. 
Vier Wochen später war er wieder da. „ SPA-ÜLMID­
DEL“, bellte er. „Nö“, sagte ich,"hab ich noch". Er

hüpfte herum wie Rumpelstilzchen. Ich hoffte, er 
würde sich wie dieser in der Mitte entzwei reißen. Tat 
er aber nicht. Ich wollte nachhelfen. „Sag mal, 
kannst du mir nur einen rechten Arbeitsschuh ver­
kaufen? Bei mir gehen immer die rechten kaputt, und 
die linken sind noch heil. Ich würde auch zwei rechte 
nehmen, das ist doch wie ein Paar, oder?“ Japsend 
lag er in der Ecke, vor sich hin spülmittelnd. Er 
kommt nicht mehr, er schickt seinen Angestellten, ei­

nen netten Kerl. Dem kauf ich auch wieder Melkma­
schinenreiniger ab, und gemeinsam äffen wir seinen 
Chef nach. Ein Vergnügen.
Aber im Emst: all diese Vertreter, fliegenden Händler 
und Haustürmissionare -  „Wir möchten uns mit Ih­
nen heute mal über die Schöpfung unterhalten“ -  
sind absolut angenehm im Vergleich zu Call-Cen­
ter-Agents. Ach, wer kennt es nicht? Da hat man also 
irgendwo bei einer Messe oder sonst wo an einer Ver­
losung teilgenommen, die irgendeine Agrarzeit­
schrift veranstaltet hat. Man wollte unbedingt die 
500 PS-Ackerraupe gewinnen, die zur Verlosung 
stand. Auf der Stelle drehen, und ich hab so kleine

Flächen, da muss ich die ganze Zeit drehen -  wie toll 
wär da so eine Raupe!
Natürlich ist es nichts mit Raupengewinnen, aber ei­
nige Wochen später segelt -  kostenlos und unver­
bindlich -  ein Probeexemplar ins Haus. Flop Agrar, 
Doof Direkt, Amateur -  oder heißt letztere Doofi? 
All diese schönen, bunten, glänzenden Heftchen mit 
der tollen Werbung; die liegen dann auf dem Klo rum, 
man guckt sich die Bilderchen an, und irgendwann 

klingelt das Telefon. Der Call-Cen- 
ter-Agent, meistens weiblich. „Guten Tag, 
mein Name ist Angelika Mustermann. Was 
kann ich für Sie tun?“, säuselt sie in mein 
Ohr. Sofort möchte ich wirklich vulgäre 
Wünsche äußern, stattdessen verliere ich 
die Contenance und brülle: „Woher soll ich 
das wissen, blöde Kuh, du hast mich doch 
angerufen!“ „Sie hatten ein Probeexem­
plar unserer Zeitschrift erhalten, und da 
wollte ich Ihnen ein besonderes Angebot 
machen. Wie hat Ihnen unsere Zeitschrift 
denn gefallen?“ „Sie ist Mist. Ich abonnie­
re nur, wenn ich die Raupe kriege“. „Oh, 
schön, wollen Sie ein Ein- oder ein Zwei- 
jahresabo?“ „Hey, ich will deine Hefte 
nicht, klar?“ „Sie können es auch für fünf 
Jahre abonnieren, dann bekommen Sie 
gratis einen toten Hund dazu!“
Es hilft nichts. Sie hören einem nicht zu. 
Da hilft nur eines: auflegen. Den Telefons­
tecker aus der Wand ziehen. Per Handy die 

Post anrufen -  oder wie der Verein jetzt auch immer 
heißen mag -  und eine neue Nummer beantragen. 
Sonst klingeln sie Dich aus dem Bett.
Da lobe ich mir die Bauemstimme. Schwarz-weiß 
und matt, keine Werbung, eine ganze Zeitung voll 
mit Inhalt. Keine Call-Center-Agents, keine Vertre­
terbesuche, keine fliegenden Händler. Einfach eine 
gute Zeitung, die einen zurückführt zu den einfa­
chen Wahrheiten. Man abonniert, man liest, man 
liebt sie. Und hinterher ist man schlauer als zuvor. 
Versprochen.
Den Bestellcoupon finden Sie unten auf dieser Seite.

Matthias Stührwoldt
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